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§  1- 

Einleitung. 

Die  Erbpacht  stellt  nach  Paasches  Definition^)  „eine 
Form  des  Grundbesitzes  dar,  bei  der  das  Eigentumsrecht  von 
der  dauernden  Nutzung  derartig  getrennt  ist,  daß  letztere  als 
ein  veräußerliches  und  vererbliches  dingliches  Recht  am  Grund 
und  Boden  gegen  die  Verpflichtung  bestimmter  Leistungen 
einem  andern  als  dem  Grundeigentümer  zusteht". 

Das  römische  Recht  kannte  ursprünglich  keine  derartigen 
unablösbaren,  am  Grund  und  Boden  haftenden  Zinsen  oder  Renten 
und  keine  ewigen  Nutzungsrechte  an  fremdem  Eigentum^).  In- 
dessen finden  wir  gegen  Ende  der  Kaiserzeit  in  der  Emphyteuse 
ein  der  Erbpacht  sehr  nahe  verwandtes  Rechtsverhältnis.  Auch 
dieses  beruhte  auf  dem  an  einem  fremden  Grundstück  ein- 
geräumten erblichen,  veräußerlichen  und  verpfändbaren  Nutzungs- 
recht^); doch  während  bei  der  Emphyteuse  die  persönlichen 
Verhältnisse  des  Gebers  und  Empfängers  in  keiner  "Weise  durch 
die  Übertragung  von  Grundbesitz  berührt  wurden^),  geriet  der 
Beliehene  bei  der  deutschen  Erbzinsleihe  oder  Erbpacht^)  in  eine 

\)  P  aas  che.  Die  Erbpacht,  im  Handwörterbuch  der  Staatswisseiischaften 
(Jena  1900)  Bd.  3.  S.  659  ff. 

^)  Nasse,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  von  Erbzins-  und  Erbpachtver- 
hältnissen.   LandwirtschaftHche  Jahrbücher  Bd.  7  (Berhn  1878)  S.  50  ff. 

*)  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  Bd.  2.  S.  225  (2.  Aufl. 
Kiel  1870). 

^)  Erbzinsleihe  und  Erbpacht  waren  deutschrechtHchen  Ursprungs  und  hatten 
anfangs  dieselbe  Bedeutung.  In  neuerer  Zeit  dagegen  machte  z,  B.  das  Preu- 
ßische Landrecht  einen  Unterschied  zwischen  Erbzins-  'und  Erbpachtgiitern,  und 
zwar  mehr  nach  äußerliehen  Merlonalen,  indem  bei  der  Erbpacht  eine  dem  Er- 
tragswerte annähernd  entsprechende  Höhe  des  Kanons  gefordert  wurde,  während 
die  niedrigeren  Abgaben  des  Erbzinsbauern  nur  als  Anerkennung  des  Obereigen- 
timis  des  Gutsherrn  galten.    (Paasche,  a.  a.  0.) 
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gewisse  Abhängigkeit  vom  Grundherrn  und  erlitt  ,,eine  Ver- 
minderung seines  persönlichen  Rechtsstandes".  „Außerdem  war 
die  Leistung  nur  selten  auf  einen  jährlichen  Geldzins  oder  feste 
Naturallieferungen  beschränkt,  in  der  Eegel  vielmehr  mit  Zehnten, 
Diensten  und  Besitzveränderungsabgaben  verbunden "i),  wie  denn 
überhaupt  eine  Verleihung  von  Land  ursprünglich  nur  an  „ge- 
ringere" Leute  stattfand^). 

Bereits  im  Mittelalter  kamen  jedoch  auch  Erbzinsleihen 
vor,  bei  denen  jene  Nebenwirkungen,  wie  Verlust  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Verpflichtung  zu  Diensten,  zurücktraten  oder 
ganz  verschwanden;  so  beim  kirchlichen  Benefizienwesen  und 
bei  den  großen  Kolonisationen  im  Norden  und  Osten  des  Reiches, 
außerdem  gegen  Ende  des  Mittelalters  in  den  Städten  Südwest- 
deutschlands. 

In  der  Neuzeit  machten  sich  die  deutschen  Territorial- 
fürsten dieses  Erbzinsverhältnis  zunutze  und  übertrugen  es  auf 
ihre  Domänen^). 

Infolge  der  Verleihung  kleiner  Erbpachtgüter  besserten  sich 
die  Lebensbedingungen  der  angesiedelten  Bauern  ganz  erheblich, 
es  wurden  dadurch  auch  viele  auswärtige  Ansiedler  ins  Land 
gezogen.  Dies  bedingte  wiederum  eine  Erhöhung  der  Einnahmen 
aus  Zöllen  und  Steuern ;  die  fremden  Pächter  aber  brachten,  weil 
die  Parzellen  nach  Möglichkeit  nur  an  bemittelte  Leute  aus- 
gegeben wurden,  Bargeld  ins  Land  und  unterstützten  durch  ihre 
größere  Kaufkraft  Handel  und  Industrie.  Ferner  war  mit  der 
Vermehrung  der  Bevölkerung  noch  ein  anderer,  nicht  zu  unter- 
schätzender Vorteil  verbunden:  die  in  jener  Zeit  aufgekommenen 
stehenden  Heere  konnten  fortan  in  erhöhtem  Maße  aus  Landes- 
kindern rekrutiert  werden. 

^)  Nasse,  a.  a.  0.  S.  51  ff. 
^)  Waitz,  a.  a.  0. 

^)  Rönne,  Die  Verfassung  und  Verwaltung  des  preußischen  Staats, 
Teil 9,1.  S.  36.  (Berlin  1854.) ;  Euprecht,  Die  Erbpacht,  S.  15  ff.  (Göttingen  1882.)  ; 
H  ü  1 1  m  a  n  n,  Geschichte  der  Domänen  -  Benutzung  in  Deutschland,  S.  87  ff. 
(Frankfurt  a.  0.  1807.) 
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Bei  weitem  den  größten  materiellen  Nutzen  aber  erlangte 
der  Fürst  dadurch,  daß  mit  der  Aufteilung  der  Domänen  eine 
rationellere  und  intensivere  Bewirtschaftung  und  auch  die  Aus- 
nutzung bisher  brach  liegender  Ländereien  ermöglicht  wurde. 

Zu  diesen  wesentlich  finanziellen  Beweggründen  kam  noch 
ein  volkswirtschaftlicher  hinzu:  die  Einführung  der  Erbpacht 
ließ  auch  eine  Besserung  in  der  Lage  der  sehr  bedrängten 
Bauern  erhoffen.  Die  harten  Fronden  machten  es  ihnen  un- 
möglich, ihre  eigenen  kleinen  Güter  nutzbringend  zu  bewirt- 
schaften; darum  zeigten  die  Leute  nur  wenig  Anhänglichkeit 
an  die  heimatliche  Scholle  und  ergriffen  jede  Möglichkeit,  sich 
der  schweren  Lasten  zu  entledigen. 

Hier  schuf  die  Zerschlagung  der  Domänen  bei  der  Erbpacht 
insofern  eine  Wandlung,  als  sie  die  Fronden  entbehrlicher  machte. 
Durch  geringe  Dienstgelder  konnten  Hand-  und  Spanndieust 
abgelöst  werden,  und  die  Bauern  waren  nunmehr  in  der  Lage, 
ihre  ganze  Kraft  dem  eigenen  Acker  zu  widmen.  Zwar  wurde 
damit  zunächst  nur  den  Untertanen  der  landesherrlichen  Güter 
geholfen,  doch  die  Rückwirkung  auf  die  Bauern  der  Adelsgüter 
konnte  nicht  ausbleiben^). 

§  2. 

In  Kurbrandenburg  tauchte  der  Plan  einer  Yererbpachtung 
zum  erstenmale  unter  Joachim  L  (1499 — 1535)  auf.  Mit  seinem 
Kammerdirektor  Bernd  von  Arnim  entwarf  der  Kurfürst  in 
den  Jahren  1531 — 35  verschiedene  Projekte  zur  Vermehrung  der 
Bevölkerung  seines  Landes  und  zur  Erhöhung  der  Domänen- 
einkünfte. Hierunter  befand  sich  auch  der  Vorschlag,  die 
Domänen  zu  zergliedern  und  in  Erbpacht  auszutun.  Aber  der 
frühzeitige  Tod  des  Kurfürsten  verhinderte  neben  anderen  Ur- 
sachen die  Ausführung  des  Plans  ^). 


^)  Rup recht,  Die  ErbpacM,  S.  17. 

2)  Fischbach,  Historische  Beiträge,  I,  S.  53. 
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Franz  von  Arnim,  ein  Sohn  jenes  brandenburgischen 
Domänendirektors,  soll;  wie  Fischb ach^)  und  Hüllmann^}  be- 
richten, den  Entwurf  seines  Yaters  in  Kursachsen  unter  der  Re- 
gierung des  Kurfürsten  August  (1553—86)  ausgeführt  haben. 
Palke^)  stellt  jedoch  auf  Grund  der  Akten  fest,  daß  von  einem 
Eingreifen  Arnims  in  die  Pläne  nicht  einmal  die  leiseste  An- 
deutung vorhanden  ist.  Kurfürst  August  hat  aus  eigener  Ini- 
tiative die  Einführung  der  Erbpacht  beschlossen.  Ein  Haupt- 
grund zu  seiner  Eeform  lag  in  den  vielen  ünterschleifen  seiner 
Administratoren. 

Als  sich  die  Hoffnungen  Augusts  nicht  erfüllten  und  die 
Pächter  ihren  Verpflichtungen  nicht  immer  regelmäßig  nach- 
kamen, zuweilen  sich  sogar  als  unredlich  und  unfähig  erwiesen, 
gab  er  die  Erbpacht  wieder  auf  und  kehrte  zum  System  der 
Selbstverwaltung  zurück. 

Ob  im  16.  Jahrhundert  noch  anderswo  in  deutschen  Landen 
Yererbp  achtun  gen  vorgenommen  wurden,  ist  mir  unbekannt. 
Erst  aus  der  Zeit  des  Großen  Kurfürsten  hören  wir  von  einigen, 
allerdings  nur  schwachen  Erbpachts versuchen. 

Friedrich  "Wilhelm  ernannte  (1650)  eine  Kommission, 
die  den  Zustand  der  Domänen  feststellen  und  Vorschläge  zu 
ihrer  Verbesserung  machen  sollte^);  der  Erfolg  ihrer  Tätigkeit 
war  die  Einführung  der  Zeitpacht  an  Stelle  der  Administration. 
Einige  „ Pertin entien",  wie  Mühlen  und  dergleichen,  wurden  bei 
dieser  Gelegenheit  in  Erbpacht  ausgetan^)  oder  besser  gesagt  in 
eine  Art  Erbadministration ;  denn  entgegen  den  bei  der  Erbpacht 
sonst  verfolgten  Grundsätzen  war  der  jährliche  Kanon  nicht  dem 
Ertrage  entsprechend  festgesetzt  worden.  Außerdem  mußte  der 
Landesherr  die  Gebäude  auf  eigene  Kosten  unterhalten  und  für 


1)  Fischbach  II,  1,  S.  15. 

Hüllmann  a.  a.  0.  S.  93  f. 
^)  Falke,  Die  GescMcMe  des  Kurfürsten  August  von  Sachsen,  S.  61  ff. 

Stadel  mann,  Landeskultur  I,  S.  6. 
^)  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  7. 
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alle  Zufälle  (casus  fortuitos)  aufkommen,  während  den  Erbpächtern 
sogar  die  Erbstands-,  Kantions-  und  Inventariengelder  erlassen 
wurden^). 

Damals  trat  wahrsobeinlicK  der  Amtskammerpräsident  Bernd 
von  Arnim,  ein  Nachkomme  des  oben  erwähnten  Kammer- 
direktors^),  mit  dem  Plane  einer  Yererbpachtung  hervor.  Jedoch 
sein  Projekt  scheiterte  an  seiner  Entlassung  (1653).  Auch  G ollen, 
den  Arnim  in  seine  Pläne  eingeweiht  und  für  sie  interessiert 
hatte,  vermochte  nicht,  den  Landesherrn  dafür  zu  gewinnen^). 

Im  Jahre  1676  begann  wieder  eine  Änderung  in  der  Domänen- 
verwaltung. Der  damalige  Hofkammerpräsident  von  Gladebeck 
setzte  die  Rückkehr  zur  Administration  durch,  geleitet  von  der 
Idee,  der  Kurfürst  könne  die  Vorteile,  welche  sonst  der  Pächter 
erziele,  vermittels  der  Administration  selbst  genießen^);  sein 
Tod  (1680)  machte  diesem  Vorhaben  ein  Ende. 

Nunmehr  wurde  mit  der  Zeitpacht  fortgefahren;  auf  Grund 
der  guten  Erfolge,  die  bei  der  sechsjährigen  Arende  in  dem  neu 
erworbenen  Herzogtum  Magdeburg  zu  verzeichnen  waren,  be- 
schloß Friedrich  Wilhelm,  die  Pachtperiode  durchschnittlich 
auf  den  Zeitraum  von  sechs  Jahren  festzusetzen. 

Sein  Sohn,  Kurfürst  Friedrich  III.,  behielt  diese  Methode 
bei,  und  um  die  Wende  des  17.  Jahrhunderts  befanden  sich  fast 
alle  Domänen  in  sechsjähriger  Zeitpacht. 


I.  Beginn  der  XIrbpaeht  1^00~1T04, 

§  3. 

Mit  dem  Jahre  1700  trat  ein  völliger  Umschwung  in  der 
Verwaltung  der  Domänen  ein,  hervorgerufen  durch  den  damaligen 
Kammerrat  und  Magdeburgischen  Kammermeister  Lüben. 

^)  Fisclibacli  II,  1,  S.  19. 

2)  Vergl.  S.  3. 

^)  Fisclibacli  I,  S.  55  ff. 

*j  Fisclibacli  II,  1,  S.  21;  Stadelmanii  a.  a.  0.  8.  7. 
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Christian  Friedrich  Lüben,  aas  dem  Mecklenburgischen 
gebürtig,  war  frühzeitig  in  die  brandenburgischen  Dienste  ge- 
treten und  hatte  im  Jahre  1686  durch  den  Hofkammerpräsidenten 
Knyphausen  eine  Anstellung  bei  der  Kurmärkischen  Amts- 
kammer erhalten^). 

Unsere  Kenntnis  über  die  Entwicklung  dieses  merkwürdigen 
Mannes  ist  leider  sehr  lückenhaft;  wir  können  nicht  sagen,  ob 
die  Idee  der  Erbpacht,  die  alsdann  mit  seinem  Namen  in  der 
preußischen  Wirtschaftsgeschichte  eng  verbunden  ist,  in  ihm 
selbst  groß  geworden  oder  ihm  von  außen  her  zugetragen  und 
von  ihm  nur  weiter  ausgebildet  worden  ist.  Ranke  erzählt^), 
Lüben  wäre  im  Archiv  der  Kurmärkischen  Kammer  auf  „ältere, 
anderswo  ausgeführte,  in  das  sechzehnte  Jahrhundert  zurück- 
reichende Pläne"  gestoßen. 

Drei  Jahre  nach  der  Berufung  Lübens  in  die  Berliner 
Kammer  reichte  Knyphausen  eine  Denkschrift  bei  dem  neuen 
Kurfürsten  ein,  in  der  er  die  Einführung  der  Erbpacht  auf 
sämtlichen  landesherrlichen  Mühlen  vorschlugt).  Es  muß,  bevor 
sich  uns  nicht  neue  Quellen  eröffnet  haben,  dahingestellt  bleiben, 
ob  Lüben  zu  diesem  Plane  die  Anregung  gegeben  hat,  oder 
ob  er  seinerseits  durch  seinen  Vorgesetzten  erst  mit  solchen 
ßeformgedanken  bekannt  oder  wenigstens  vertrauter  geworden  ist. 

Wiederholt  hatten  die  brandenburgischen  Kurfürsten  die 
Art  und  W^eise  der  Bewirtschaftung  auf  ihren  Gütern  geändert, 
um  deren  „absolut  beste  Ausnutzung"  zu  erreichen^).  Von  der 
Selbstverwaltung  durch  Administration  waren  sie  zur  Zeitpacht 

^)  Isaacsolin,  Preuß.  Beamtentum,  II,  S.  294. 

Ranke,  "Werke  Bd.  25/26,  S.  463.  In  dem  anonym  erschienenen  Werke 
von  König,  Yersucli  einer  historisclien  Scliilderung  der  usw.  Residenzstadt  Berlin. 
Bd.  3  (Berlin  1795),  das  Ranke  zitiert,  findet  sich  diese  Angabe  nicht;  wir  gehen 
wohl  nicht  fehl,  wenn  wir  ihre  Quelle  in  der  handschriftlichen  Darstellung  der 
Erbpacht  von  Riedel  suchen,  die  Ranke  benutzen  durfte. 

^)  Isaacsohn,  Das  Erbpachtsystem.;  Zeitschrift  für  preuß.  Gesch.  u.  Landes- 
kunde, Bd.  11,  S.  703  Anm. 

^)  Isaacsohn,  a.  a.  0.  S.  701. 
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und  dann  wieder  zur  Administration  gekommen,  um  zuletzt 
doch,  der  Zeitarende^)  den  Vorzug  zu  geben. 

Aber  die  Erträge  aus  dem  reichen  Domänenbesitz  standen 
noch  immer  in  keinem  rechten  Verhältnis  zu  den  Einkünften, 
welche  die  Privatleute  aus  ihren  Gütern  zogen.  Und  dazu  kam, 
daß  die  Staatsausgaben  in  der  letzten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
ganz  außerordentlich,  zugenommen  hatten.  Das  stehende  Heer, 
die  Anforderungen  der  äußeren  Politik,  dazu  die  Aspirationen 
Friedrichs  machten  einen  größeren  Aufwand  nötig. 

Eine  Erhöhung  der  Kontribution  aber  war  so  gut  wie  aus- 
geschlossen; das  hätte  geheißen,  die  Ständekämpfe,  die  dem 
Großen  Kurfürsten  so  viel  zu  schaffen  gemacht,  erneuern.  Die 
Akzise  in  den  Städten  brachte  allerdings  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  und  der  Hebung  der  Industrie  und  des  Handels 
größere  Einkünfte.  Aber  wie  langsam  ging  das  vor  sich.!  Die 
meisten  Städte  waren  doch.  noch.  Ackerbaustädte,  in  denen  von 
industriellen  Anlagen  nur  die  Bierbrauerei  einigermaßen  florierte. 

So  blieb  die  Aufgabe,  die  Einnahmen  aus  den  Domänen 
zu  steigern.  Die  Not  der  Zeit  forderte  Reformen.  Seit  dem 
Sturz  Danckelmans  war  Berlin  auch,  den  Projektenm achern 
günstig;  und  es  ist  bekannt,  welch  gute  Aufnahme  später  sogar 
ein  Goldmacher  bei  Friedrich  I.  gefunden  hat.  Wem  es  ge- 
lang, eine  neue  Geldquelle  zu  erschließen,  der  konnte  sicher  sein, 
damit  auch  das  eigene  Glück  gemacht  zu  haben. 

Lüben  war  nicht,  wie  Isaacsohn  meint^),  ein  Patriot, 
der  selbstlos  sein  Ich  an  die  Verwirklichung  einer  Idee  setzte; 
wir  tun  ihm  wohl  kaum  Unrecht,  wenn  wir  behaupten,  daß  bei 
seinen  Plänen  auch  der  Eigennutz  eine  gewisse  Rolle  spielte. 

In  dem  „Innern  Krieg  entgegengesetzter  Intrige"  des 
Hofes  zeigte   er  sich  als    ein    „Mann   von  emporstrebendem 

^)  Arende  hängt  zusammen,  mit  dem  franz.  arrenter  =  donner,  prendre 
a  rente  (Yergi. :  Du  Gange,  Glossarium  mediae  et  infimae  Latinitatis,  Paris  X840, 
Tom.  I.  S.  384.)    In  den  Akten  bedeutet  Arende:  (Zeit-)  Pacht. 

'^)  Isaacsohn,  Beamtentum  II,  S.  302. 
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Ehrgeiz"^),  rücksichtslos  und  in  der  Wahl  seiner  Mittel  nicht 
verlegen.  Er  war  sogar  mit  dabei  tätig,  seine  früheren  Gönner, 
Danckelman  und  Knyphausen,  anzuschwärzen 2),  als  es  galt, 
die  neuen  Machthaber  zu  gewinnen. 

Aber  ein  gewisser  Schwung  der  Auffassung,  Freude  an 
großer,  Erfolg  versprechender  Tätigkeit,  ein  echter  Reform eif er 
ist  doch  in  ihm  unverkennbar.  Mag  er  fremde  Gedanken  an- 
genommen oder  eigene  an  anderen,  die  ihm  bekannt  wurden, 
weiter  ausgebildet  haben,  die  Ideen,  zu  denen  er  sich  bekannte, 
haben  ihn  ergriffen  und  bei  seinem  Werke  geleitet.  In  keinem 
Falle  ist  er  nur  ein  Projektenmacher,  der  selbst  nicht  an  seine 
Verheißungen  glaubte. 

Was  andere  im  kleinen,  erstrebte  er  im  großen;  das  ist 
seine  Bedeutung.  Er  wollte  nicht  bei  einem  einfachen  Versuch 
stehen  bleiben,  sondern  gleich  auf  einmal  sämtliche  Domänen 
der  Kurmark  nach  dem  neuen  System  einrichten. 

Bei  den  neuen  Männern  fand  Lüben  die  erhoffte  Unter- 
stützung. Wartenberg  und  sein  Anhang  erzeigten  sich  für 
die  geleisteten  Dienste  sehr  dankbar,  verschafften  ihm  die  Stelle 
eines  Magdeburgischen  Kammermeisters  mit  dem  Range  «eines 
Kammerrats  (1698)  und  brachten  seinen  Plänen  das  größte  Wohl- 
wollen entgegen.  Allerdings  winkte  ihnen  selbst  dabei  nicht 
geringer  VorteiP).  Nunmehr  konnte  Lüben  sein  Vorhaben 
ausführen. 

Am  1.  Mai  1700  überreichte  er  dem  Kurfürsten  eine  Denk- 
schrift*), in  welcher   er  die  Vorteile  der  Erbpacht  gegenüber 

1)  Eanke,  Werke  25/26,  S.  463. 

Droysen,  Politik  IV,  1  Anm.  291. 
3)  Isaacsohn.  Beamtentum  II,  S.  294;  Eanke,  Werke  25/26.  S.  463. 
„Untertänigstes  Projekt,  welchergestalt  Sr.  Kurf.  D.  unsers  gnädigsten 
Herrn  Domänen  und  Einkünfte  auf  viele  1000  Etlr.  jährlicher  Einkünfte  ohne 
einzigen  Hazard  vermehrt  und  verbessert  werden  können."  Abgedruckt  bei 
Eischbach,  Histor.  Beiträge,  II,  1.  Beilage  P,,  S.  94  ff.  Das  Original  war  in 
den  Akten  nicht  zu  finden.  Eine  Abschrift  davon  befindet  sich  im  Magdeburg. 
St.  A.,  Eepeit.  A.  18.    No.  12. 
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Administration  und  ZeitpacKt  darlegte  und  das  neue  System  zur 
Einführung  auf  den  landesKerrlichen  Domänen  empfahl. 

Eine  Administration,  so  führte  er  aus,  sei  wohl  für  die 
Edelleute,  Grafen  und  Fürsten  praktisch,  die  keine  großen  Herr- 
schaften besäßen  und  sich  um  alles  selbst  kümmern  könnten, 
in  keinem  Falle  jedoch  für  einen  so  großen  Staat  wie  Branden- 
burg-Preußen. Die  „vielen  Ländereien  und  weit  entlegenen 
Ämter"  verlangten  eine  ganz  andere  Art  der  Bewirtschaftung, 
vor  allem  deshalb,  weil  der  Landesherr  bei  der  Selbstverwaltung 
den  Betrügereien  seiner  Inspektoren  in  hohem  Maße  ausgesetzt  sei. 

Aber  auch  die  Zeitpacht,  welche  statt  dessen  eingeführt 
worden  sei,  weise  viele  Mängel  auf.  Es  habe  sich  herausgestellt, 
daß  die  Revenuen  bei  der  Arende  gar  nicht  beständig  seien; 
vielmehr  erforderten  die  vielen  „Veränderungen"  wie  „Hagel- 
schäden, Stürme,  "Wind,  Mißwachs,  Brand  und  dergl."  sehr 
häufig  Remissionen  und  machten  die  Aufstellung  eines  festen 
Etats  illusorisch.  Überdies  gehe  für  die  Unterhaltung  der  Do- 
mänen und  für  die  andern  Nebenausgaben  wie  „Prediger-  und 
Küster-Zehnt,  Speisung  der  Dienstleute  und  Diäten  bei  Rech- 
nungsabnahmen" ein  großer  Teil  der  Einkünfte  drauf,  so  daß 
schließlich  von  einem  Vorwerk,  welches  für  500  Taler  verpachtet 
gewesen,  nach  Abzug  aller  Unkosten  kaum  die  Hälfte  der  Pacht- 
gelder in  die  kurfürstliche  Kasse  geflossen  sei. 

Und  spreche  nicht  auch  gegen  die  Zeitpacht  die  äußerst 
■schlechte  Lage  der  von  den  Vorwerken  und  Ämtern  abhängigen 
Bauern?  Nur  die  großen  Domänenpächter  und  diejenigen,  welche 
„außerdem  dabei  interessirt  gewesen",  hätten  von  der  Arende 
Nutzen  gehabt.  Die  Vorwerke  wären  von  ihnen  an  solchen 
Orten  angelegt  worden,  wo  sich  die  besten  Äcker  und  "Wiesen 
befanden,  unbekümmert  darum,  ob  dort  früher  Ortschaften  lagen 
und  wieder  entstehen  konnten  oder  nicht.  In  ihrer  Habsucht 
wären  diese  Leute  so  weit  gegangen,  auch  noch  von  den  an- 
grenzenden Dörfern  die  besten  Ländereien  zu  ihren  Vorwerken 
zu  schlagen.     Die  armen  Bauern   aber  hätten   sich  mit  dem 
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minderwertigen  Rest  begnügen,  obendrein  Kontribution  zahlen 
nnd  schwere  Frondienste  leisten  müssen;  kein  Wunder,  daß  sie 
da  fast  vollkommen  ruiniert  worden  wären. 

Alle  diese  Mängel  könnten  leicht  zum  Wohle  des  Fiskus 
und  der  Untertanen  durch  die  Erbpacht  beseitigt  werden.  Die 
Reform,  die  den  Bauer  erleichtere,  lohne  sich  durch  die  erhöhten 
Einkünfte  auch  für  den  Landesherrn. 

Lüben  stützt  seinen  Vorschlag  durch  folgendes  Beispiel: 
Wird  ein  Vorwerk,  wie  das  oben  genannte,  anstatt  mit  einem 
Pächter,  mit  zwölf  Bauern  und  vier  Kossäten  besetzt^),  so  wird  der 
Kurfürst  ungleich  höhere  Einnahmen  erzielen  als  vorher;  denn 
diese  Leute  zahlen  bereits  an  Pacht,  Dienstgeld,  Kontribution^) 
und  stehenden  Zinsen  jährlich  über  450  Taler.  Hierzu  kommen 
noch  die  Einnahmen  aus  den  Forsten  —  die  Erbpächter  müssen 
nämlich  im  Gegensatz  zu  den  Arendatoren  das  Holz  bezahlen^)  — ^ 
ferner  gröi^ere  Einkünfte  aus  den  Braukrügen,  den  Straf ge- 
fällen  usw. 

Da  die  Erbpächter  mit  eigenem  Inventar  wirtschaften  sollen, 
so  wird  aus  dem  Verkauf  der  Aussaat,  des  Viehs  und  der  Wirt- 
schaftsgebäude ein  großes  Kapital  einkommen,  das  man  gegen 
6  7o  wohl  am  besten  auf  den  einzelnen  Grundstücken  stehen 
lassen  kann.  Außerdem  fallen  für  den  Kurfürsten  alle  Bau-  und 
Reparaturkosten  fort,  desgleichen  die  den  Arendatoren  ge- 
währten Remissionen,  die  mit  Vi5  cLer  gesamten  Pacht  berechnet 
wurden.  Die  Untertanen  aber  müssen  fortan  auch  Abgaben  für 
den  Prediger  und  Küster  zahlen  und  zu  allen  öffentlichen  Lasten 


^)  In  der  Praxis  ging  es  nicht  immer  an,  die  Vorwerke  so,  wie  Lüben 
hier  darlegte,  mit  mehreren  Bauern  zu  besetzen.  Daher  bestimmte  der  §  6  des 
Edikts  vom  28.  Februar  1705  (Myhus,  C.  C.  M.  lY,  2,  3  No.  6,  Sp.  151  ff),  ein 
Vorwerk  sollte  auch  angeteilt  vererbpachtet  werden  können,  wofern  nur  der 
Pächter  bemittelt  und  ein  tüchtiger  Wirt  wäre  und  sich  verpflichtete,  noch  einige 
Familien  zu  seiner  Hilfe  und  Bequemlichkeit  mit  anzunehmen. 

'-')  Im  Gegensatz  hierzu  traf  der  §  5  des  genannten  Edikts  andere  Bestim- 
mungen.   Siehe  weiter  unten  §  17. 

^)  Dieser  Vorschlag  ließ  sich  jedoch  später  infolge  des  Widerstandes  der 
Erbpächter  nicht  durchführen.    Vergl.  §  9  des  Edikts  vom  28.  Februar  1705. 
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das  Ihrige  beitragen.  Alles  in  allem  werden  die  Reineinnahmen 
ans  dem  oben  genannten  Vorwerk  statt  wie  bisher  215  Rtlr. 
19  Gr.  8  ^  jährlich  762  Etlr.  12  Gr.  4  ^  betragen. 

Diese  Steigerung  der  Revenuen  mußte  auf  Friedrich  einen 
ungemein  günstigen  Eindruck  machen,  auch  wenn  im  Durch- 
schnitt etwas  geringere  Resultate  anzunehmen  waren. 

Zudem  verhieß  die  Erbpacht  noch  andere  Vorteile.  Die 
Aufteilung  der  Domänen  in  kleine  Bauerngüter  ließ  eine  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  sehr  wahrscheinlich  werden.  Denn  die 
größere  Zahl  der  ,.N"ahrungsstellen"  gab  den  vielen  jungen 
Leuten  im  Lande  Gelegenheit,  sich  ansässig  zu  machen,  und  die 
günstigen  Bedingungen,  vor  allem  aber  die  Ablösung  der  Hand- 
und  Spanndienste  durch  Geld,  mußten  voraussichtlich  auch  zahl- 
reiche auswärtige  Ansiedler  herbeiziehen. 

„Glorie  und  Force"  sowie  der  Reichtum  eines  Fürsten  be- 
stehen aber  in  der  Menge  der  Untertanen,  wie  Lüben  sagte. 
Die  Volksvermehrung  muß  notwendig  auch  auf  die  politische 
Machtstellung  zurückwirken:  die  "Werbungen  werden  erleichtert 
und  die  Lasten  bei  „Einquartierung,  Servicen,  Kriegs-  und  Ab- 
lagerfuhren" sowie  alle  anderen  Lieferungen  für  das  Heer  ver- 
teilen sich  auf  eine  größere  Zahl  von  Schultern;  die  Last,  die 
das  stehende  Heer  dem  Volke  auferlegt,  wird  leichter  getragen; 
der  Herrscher  hat  bei  einer  günstigen  Entwicklung  der  Reformen 
sogar  die  Möglichkeit,  ohne  Beschwer  seiner  Untertanen  sein 
Heer  noch  zu  vermehren.  Gleichzeitig  steigen  die  Einnahmen 
aus  Zoll,  Akzise,  Kopfsteuer  und  dem  Salzmonopol,  „die  Mühlen 
und  andre  Konsumtions-Intraden  wachsen",  Handel  und  Ge- 
werbe nehmen  zu,  und  die  Industrie  wird  zur  „Etablirung  vor- 
teilhafter Manufakturen  exzitirt". 

Noch  annehmbarer  wurde  das  Projekt  für  Friedrich  da- 
durch, daß  Lüben  eine  Verbesserung  der  „überaus  traurigen 
Lage  der  Bauern"  damit  verknüpfte.  Diese  Idee  hatte  ebenso 
wie  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  „mit  der  Erbpacht  an 
und  für  sich  innerlich  durchaus  nichts  gemein",  konnte  viel- 
mehr  auch    „bei   jedem   andern  Wirtschaftssystem  erfolgreich 
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durchgeführt  werden"^).  Für  ihre  Yerwirklichung  allerdings 
war  die  Vererbpachtung  der  Domänen  außerordentlich  geeignet. 
Die  „Zergliederung''  der  Domänen  machte  die  früher  not- 
wendigen Frondienste  der  Untertanen  entbehrlich;  denn  die 
kleinen  Erbpachtgüter  konnten  von  dem  Besitzer  mit  Hilfe 
seiner  Familie  oder  einzelner  Tagelöhner  bestellt  werden.  Was 
lag  da  näher  als  die  Ablösung  der  Dienste  durch  ein  „pro- 
portionierliches''  Dienstgeld?  Und  nicht  allein  den  Bauern  wurde 
damit  geholfen;  die  Neuerung  kam  ebenso  auch  der  Kultur  des 
Landes  zugute.  Waren  die  Untertanen  erst  von  den  harten 
Fronden  befreit,  dann  konnten  sie  die  ganze  Kraft  ihrem  eigenen 
Acker  zuwenden.  Es  stand  sogar  zu  erwarten,  daß  sie,  wie 
Lüben  meinte,  das  Land  besser  bewirtschaften  würden  als  ein 
Arendator,  der  bei  dem  großen  Umfange  seiner  Ländereien  auf 
den  saumseligen,  widerwilligen  Dienst  der  Untertanen  an- 
gewiesen war. 

Es  waren  das  „Vorschläge",  sagt  Ranke^),  „die  dem  wohl- 
meinenden und  vorstrebenden  Sinne  des  Fürsten  entsprachen. 
Dahin  eben  ging  seine  Absicht,  auf  das  Emporkommen  aller 
lebendigen  Kräfte  ein  starkes  und  glänzendes  Königtuia  zu 
gründen."  Aber  dürfen  wir  darum  über  den  Widerstand,  der 
sich  alsbald  erhob,  den  Stab  brechen?  Nicht  nur,  daß  sich  alle 
diejenigen  dagegen  erklärten,  die  nicht  den  Mut  zu  umfassenden 
Neuerungen  in  sich  fühlten.  Die  Eeform  war  doch  auf  Voraus- 
setzungen aufgebaut,  die  erst  begründet  werden  mußten;  ihre 
Folge  mußte  eine  vollständige  Umwandlung  des  gesamten  Staats- 
haushalts sein.  Das  brandenburgisch-preußische  Reich,  das  bis 
dahin  nur  die  notwendigen  Konzessionen  dem  Absolutismus  ge- 
macht hatte,  im  übrigen  aber  noch  ganz  und  gar  die  mittel- 
alterliche feudale  Struktur  aufwies,  hätte  einen  ganz  neuen 
Charakter  erhalten,  ähnlich  wie  Frankreich  während  der  großen 
Revolution.    Der  Übergang  von  der  Domänenwirtschaft  zu  dem 

^)  Isaacsohn,  Das  Erbpaclitsystem;  Zeitschr.  für  preaß.  Gesch.  und 
Landeskde.    Bd.  11,  S.  704. 

2j  Ranke,  25/26.  S.  464. 
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modernen  Steuersystem,  der  in  diesen  Reformen  lag,  würde  not- 
wendigerweise zur  Abschaffung  der  Adelsprivilegien  und  zur 
Freigebung  der  Industrie  auck  auf  dem  platten  Lande  geführt 
haben. 

Ob  Lüben  diese  Folgen  vorausgesehen  hat?  Wir  möchten 
es  bezweifeln.  Aber  seine  Vorschläge  waren,  auch  wenn  man 
nicht  weiter  blickte,  so  radikal,  daß  er  der  heftigsten  Opposition 
namentlich  seitens  der  Amtskammern  sicher  sein  mußte;  darum 
wollte  er  ihnen  gleich  im  voraus  begegnen.  Am  wichtigsten 
schien  es,  den  Kurfürsten  darüber  zu  beruhigen,  daß  sein  Hof- 
halt durch  die  Umänderung  in  Mitleidenschaft  gezogen  würde. 
Wo  soll,  so  würden  die  Gregner  fragen,  der  Herrscher  bei  seinen 
häufigen  Reisen  Unterkunft  finden,  wenn  auf  den  Domänen  nicht 
mehr  stattliche  Gebäude,  sondern  Bauernhütten  errichtet  werden? 
Wie  leicht  ist  dieser  Einwand  zu  widerlegen.  Als  ob  der  Herr 
auf  seinen  Ämtern  nicht  genug  „herrliche  Schlösser  und  Amts- 
häuser" besäße!  Im  Gegenteil,  der  Monarch  würde  fortan  weit 
besser  daran  sein.  Denn  bisher  hätte  nicht  genügend  für  die 
Instandhaltung  dieser  Bauten  gesorgt  werden  können,  da  das 
ganze  verfügbare  Geld  in  die  Wirtschaftsgebäude  hätte  gesteckt 
werden  müssen. 

Steht  es  anders  mit  der  Befürchtung,  der  Hof  würde  nach 
der  Einführung  der  Erbpacht  Mangel  an  Stroh,  Korn  und  an- 
deren Yiktualien  leiden?  Als  ob  der  Kurfürst  auch  nur  ein 
Bund  Stroh  von  den  Beamten  umsonst  erhalten  hätte!  Alles 
ist  ihm  teuer  angerechnet  worden,  und  darum  wird  es  sich  wohl 
gleich  bleiben,  ob  die  Untertanen  oder  der  Amtmann  die  Liefe- 
rungen übernehmen. 

Aber  die  Feinde  werden  noch  andere  Einwürfe  erheben. 
Die  Bauern,  so  wird  es  heißen,  werden  zum  Teil  nicht  imstande 
sein,  das  Dienstgeld  aufzubringen;  sie  werden  viel  lieber  fronen 
als  Geld  zahlen  wollen.  Doch  das  ist  wider  die  menschliche 
Natur;  Wer  frei  sein  kann,  dient  nicht  gutwillig,  besonders  nicht 
in  teuren  Jahren.  Die  Spanndienste  werden  nur  mit  1  Gr.  6  ^, 
die  Handdienste  sogar  nur  mit  9  ^  pro  Tag  bewertet,  folglich 


—    14  — 


braucKen  die  Leute  auch  nur  diese  niedrigen  Abgaben  zu  zahlen. 
Ohne  jede  Schwierigkeit  können  sie  das  erforderliche  Geld  durch 
Holzfuhren  und  dergleichen  oder  auch  nur  durch  Handdienste 
verdienen,  und  mit  Freuden  werden  sie  zur  Ablösung  bereit  sein; 
denn  die  Kosten  für  Pferd,  Wagen  und  die  zum  Hofdienst  nötige 
Bedienung  sind  schon  höher  als  das  Dienstgeld,  obendrein  aber 
versäumen  die  Bauern  mit  den  Fronden  ihren  eigenen  Ackerbau. 

Gewiß,  es  ist  nicht  zu  vermeiden,  daß  auch  die  Erbpächter 
bei  Mißwachs  Remissionen  erhalten.  Aber,  meint  Lüben,  es 
braucht  den  Leuten  nicht  ein  bestimmter  Prozentsatz  des  ganzen 
in  natura  abzuliefernden  Getreides  erlassen  zu  werden,  sondern 
nur  ein  Teil  von  der  mißratenen  Getreideart,  entweder  vom 
"Winterkorn  (E-oggen)  oder  vom  Sommerkorn  (Gerste  und  Hafer), 
und  zwar  Y4  oder  V3  oder  höchstens  die  Hälfte  davon;  ,,denn 
ganz  geschiehet  nimmer  die  Erlassung."  Bei  schlechter  Ernte 
steigt  das  Korn  im  Preise.  Würde  der  Kurfürst  die  Hälfte  des 
Getreides  erlassen  müssen,  und  würde  gleichzeitig  der  Preis  sich 
verdoppeln  —  eine  Voraussetzung,  die  allerdings  etwas  gewagt 
erscheint  — ,  so  wäre  dem  Kurfürsten  trotz  der  Remission  das 
bestimmte  Pachtgeld  sicher. 

Inwieweit  diese  Ausführungen  Lübens  einen  Fortschritt 
gegenüber  den  Remissionen  der  Zeitpacht  darstellen,  ist  aus 
seinen  Worten  mit  Bestimmtheit  nicht  zu  entnehmen. 

Woher  sollen  die  vielen  Erbpächter  kommen?  so  werden 
nach  Lübens  Ansicht  die  Gegner  weiter  fragen;  und  wenn  sich 
wirklich  Leute  dazu  bereit  finden,  woher  sollen  sie  das  zur  Erb- 
pacht erforderliche  Geld  auftreiben? 

Auch  dieser  Einwand  ist  leicht  zu  widerlegen.  Es  gibt 
im  Lande  genug  junge  Leute,  die  noch  kein  Eigentum  besitzen, 
und  zadem  werden  besonders  aus  dem  benachbarten  Sachsen, 
wo  die  Untertanen  mit  Abgaben  sehr  belastet  sind,  viele  herüber- 
kommen, ja  es  wird  auf  einen  so  großen  Andrang  zu  rechnen 
sein,  daß  man  nur  die  Wohlhabenden  wird  anzunehmen  brauchen. 

Der  Ressortpatriotismus,  der  sich  in  den  Kämpfen  zwischen 
Kammer  und  Kommissariat  äußerte,  wurde  von  Lüben  gleich- 
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falls  in  Rechnung  gestellt;  es  verdient  Beachtung,  daß  Lüben 
diese  Bedenken  mit  ganz  ähnlichen  "Worten  zurückweist,  wie 
Friedrich  Wilhelm  I.  in  seiner  Instruktion  für  das  Gener al- 
direktorium^):  Die  Kammer  wird  klagen,  daß  der  Mehrertrag 
der  Kontribution  nicht  der  Kammerkasse,  sondern  dem  Kreise 
und  der  Kontributionskasse  zufließen  werde.  Aber  was  will  das 
besagen?  Dem  Landesherrn  gehören  doch  alle  Gelder,  ob  sie 
in  der  einen  oder  andern  Kasse  sind. 

Als  „getreuer,  uninteressierter  und  unpassionierter"  Diener 
empfiehlt  Lüben  dem  Kurfürsten  die  Erbpacht  als  ein  „ge- 
wisses, beständiges,  hochnützliches  und  genugsam  überlegtes 
"Werk".  Jedoch  noch  eine  Frage  muß  beantwortet  werden:  Wie 
kann  man  für  einen  guten  Verlauf  der  Reform  sorgen? 

Die  Amtleute,  auf  die  es  dabei  vor  allem  ankam,  würden 
ihr  doch,  wo  sie  nur  konnten,  Steine  in  den  Weg  legen.  Denn 
bisher  hätten  sie  sich  durch  die  „schönen  und  leidlichen"  Arenden, 
durch  gute  Besoldung  und  viele  Nebeneinnahmen  weit  besser 
gestanden  als  die  Hofbeamten,  bei  der  Erbpacht  aber  ginge  ihnen 
ein  Teil  ihrer  Einkünfte  verloren. 

Vielleicht  ließe  sich  allen  Schwierigkeiten  am  besten  da- 
durch begegnen,  daß  man  bemittelte  und  verständige  Leute  zu 
Beamten  machte  und  sie  nur  mit  der  Verwaltung  der  Justiz 
und  der  Eintreibung  der  Amtseinkünfte  beauftragte.  Auch 
müßten  die  Beamten,  um  jeden  Unterschleif  zu  verhindern  und 
um  eine  Vermehrung  der  Amtseinkünfte  und  Erhaltung  der 
Untertanen  zu  erreichen,  an  dem  Einkommen  der  Abgaben 
interessiert  werden.  Es  wäre  daruta  nötig,  ihnen  6  ^^n  den 
jährlichen  Einnahmen  als  Gehalt  zu  geben,  dazu  freie  Wohnung 
-auf  den  Schlössern  und  Amtsgebäuden,  frei  Holz  und  die  zu- 
lässigen Nebeneinkünfte.  Der  Beamte  müßte  seinerseits  für  die 
Testierenden  Gelder  aufkommen  und  dürfte  nur  dann  Ausgaben 
für  sich  in  Rechnung  setzen,  wenn  er  Dienstreisen  machte. 
I)ann  würden  auch  die  Remissionen,   woran   die  „favorablen" 


^)  Yergl.  Acta  Borussica,  Behördenorganisation  III,  S.  538,  550,  573. 
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Berichte  der  Beamten,  häufig  schuld  gewesen,  zum  großen  Teil 
aufhören.  Der  Kurfürst  aber  könnte  auf  die  jährlichen  Ein- 
künfte einen  bestimmten  Etat  machen  und  hätte  nicht  mehr 
mit  so  großen  Ausfällen  wie  bei  der  Arende  zu  rechnen.  Denn, 
wenn  ein  Amtmann  von  seinen,  eigenen  Einkünften,  nichts  ent- 
behren, wollte,  müßte  er  auf  den  Dörfern  und  Vorwerken  immer 
nach  dem  Rechten  sehen.  Bisher  wäre  das  nicht  geschehen. 
Die  Amtleute  wären  vielmehr  in  den  sechs  Jahren,  in  denen  sie 
ihr  Amt  bekleideten,  nur  auf  den  eigenen  Vorteil  bedacht  ge- 
wesen und  hätten  die  armen  Untertanen  ausgesogen,  das  übrige 
aber  ihrem  Nachfolger  überlassen. 

Durchaus  erforderlich  war  es  nach  Lübens  Ansicht,  daß 
die  Beamten  eine  den  Amtseinkünften  entsprechende  Kaution 
stellten;  sie  sollte  das  IY2 fache  der  jährlichen  Einnahmen^)  be- 
tragen. Diese  Gelder  konnte  dann  der  Landesherr  zur  „Be- 
setzung der  Vorwerke  und  wüsten  Höfe"  oder  zur  Verbesserung 
und  Reluition  der  versetzten  Güter  verwenden.  Auch  diese 
Kautionen^)  sollten  mithin  bis  zu  einem  gewissen  Grade  werben- 
des Kapital  sein  und  die  Reform  befördern. 

Um  die  Amtleute  mit  dieser  Forderung  zu  versöhnen^ 
sollten  sie  nach  Lübens  Vorschlag  die  Versicherung  erhalten, 
sie  würden  zeitlebens  in  ihrer  Stellung  bleiben,  und  falls  einer 
ihrer  Söhne  tüchtig  wäre,  dürfte  er  dem  Vater  im  Amte  nach- 
folgen. "Würde  hingegen  ein  anderer  an  ihre  Stelle  treten,  so 
müßte  dieser  den  Nachkommen  die  Kaution  zurückerstatten. 

Natürlich  sollten  diese  Bestimmungen  nur  dann  Geltung 
haben,  wenn  die  Beamten  sich  gut  führten  und  ihre  Pflicht 
täten.  Auf  Betrug  und  Interesselosigkeit  aber  sollte  Dienst- 
entlassung und  Verlust  der  Kaution  stehen. 


^)  Das  Edikt  vom  28.  Febr.  1705  (Mylius  a.  a.  0.)  bestimmte  statt  dessen 
(§  16),  daß  die  Kaution  nur  die  Hälfte  der  Jahreseinkünfte  betragen  sollte.  Als 
Bargehalt  sollten  die  Beamten  hiernach  12%  der  Kaution  erhalten. 

2)  Allein  für  die  Mark  berechnete  Lüben  die  Kautionsgelder  auf  mehr  als 
100000  Taler. 


§  4. 

Die  doppelte  Aussicht,  die  Lübens  Reformplan  eröffnete, 
die  Vermehrung  der  königlichen  Einkünfte,  damit  eng  zusammen- 
hängend der  Zuwachs  der  Bevölkerung  und  nicht  minder  die 
darin  verheißene  Besserung  in  der  Lage  der  Bauern,  verschaffte 
ihm  bei  Friedrich  einen  guten  Eingang.  Auch  Graf  Warten- 
berg nahm  sich  der  Sache  mit  großem  Eifer  an*). 

Es  war  in  den  Tagen  vor  der  Königskrönung.  Wie  viel 
mehr  mußte  diese  Erhöhung  des  Hauses  Brandenburg  Eindruck 
machen,  wenn  sie  auch  gleich  mit  einer  segen-  und  macht- 
bringenden Reform  im  Innern  inauguriert  werden  konnte! 

Der  Kurfürst  befahl  dem  Geheimen  Staatsrat,  ein  Gutachten 
darüber  abzugeben.  Bei  dem  Immediatbericht^),  der  darauf  dem 
Herrscher  erstattet  wurde,  spielt,  wie  wir  mit  ziemlicher  Sicher- 
heit behaupten  können,  die  Abneigung  gegen  eine  so  weit- 
tragende Neuerung  eine  große  Rolle.  Die  sechsjährige  Pacht 
der  Domänen  hatte  sich  bewährt.  Wozu  sollte  da  das  erweis- 
lich Gute  für  ein  ungewisses  Bessere  aufgegeben  werden?  Nach 
den  inneren  Stürmen  der  letzten  Jahre  war  das  ßuhebedürfnis 
unter  den  leitenden  Personen  doppelt  groß.  Jede  Reform  mußte 
auch  neue  Parteien  und  neue  Gefahren  bringen.  Vielleicht^ 
daß  der  eine  oder  der  andere  schon  fürchtete,  die  Umgestaltung 
der  landesherrlichen  Domänenverwaltung  könnte  auch  eine  Ver- 
änderung des  Privatbetriebes  auf  den  Rittergütern  im  Gefolge 
haben. 

Indessen  die  Einwände  des  Geheimen  Rats  waren  doch 
nicht  lediglich  von  solchen  persönlichen  Motiven  diktiert,  son- 
dern hoben  treffend  die  schwächsten  Stellen  des  Planes  hervor. 
Täuschte  sich  Lüben  nicht  über  die  Fähigkeit  der  Bauern?  Die 
Erfahrung  lehre  doch,  daß  ein  Bauer  wohl  zwei  oder  drei  Hufen 
mit  Erfolg  bewirtschaften  könne,  daß  er  aber  bei  einem  größeren 

Eanke,  Werke  25/26  S.  464. 
^)  Denkschrift  des  Geheimen  Staatsrats  an  den  Kurfürsten  vom  4.  Januar 
1701  (Acta  10).    "Welche  Geheimen  Staatsräte  diese  Denkschrift  verfaßt  haben, 
konnte  ich  nicht  feststellen,  da  mir  nur  das  Konzept  ihres  Gutachtens  vorlag. 
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Besitz  in  seinem  Fleiße  nacklasse,  nur  den  großen  Herrn  spielen 
wolle  und  daran  schließlick  zugrunde  gehe. 

Das  Projekt  wäre  durchaus  nicht  so  neu  und  unerhört. 
Schon  früher  wäre  in  mehreren  Nachbarländern  ähnliches  in 
Angriff  genommen  worden;  die  Mißerfolge  sollten  doch  von  einer 
"Wiederholung  abschrecken.  Was  habe  man  denn  dort  erreicht? 
Der  Acker  sei  „zerrissen,  die  Breiten  geändert  und  verwirrt, 
das  Land  aus  der  Mistung  und  Art  gebracht";  schließlich  habe 
man,  da  sich  die  Bauern  an  die  neue  Methode  gar  nicht  ge- 
wöhnen konnten,  mit  großem  Schaden  die  ganze  Sache  wieder 
rückgängig  machen  müssen. 

Wären  das  nicht  Gründe  genug,  den  Kurfürsten  von  der 
Einrichtung  der  Erbpacht  abzuhalten?  Ueberdies  müßten  den 
Untertanen  wegen  der  aufzuführenden  Gebäude  einige  Freijahre 
zugebilligt  werden,  und  die  Folge  davon  wäre,  daß  die  ver- 
anschlagten Gelder  gar  nicht  alle  einkämen.  Wollte  der  Herrscher 
den  Versuch  trotzdem  wagen,  so  empfehle  es  sich,  nicht  wie 
Lüben  vorgeschlagen,  gleich  die  ganzen  Kurlande  nach  dem 
neuen  System  einzurichten,  sondern  zunächst  nur  in  einigen 
Vorwerken  einen  Versuch  zu  machen.  Diesem  Vorschlage 
pflichtete  auch  das  Ober-Domänen-Direktorium  bei^);  Friedrich 
beschloß  darauf,  es  mit  einem  Versuch  im  kleineren  Umfange, 
wie  der  Geheimrat  beantragt  hatte,  zu  wagen. 

An  der  Spitze  der  Immediatkommission,  die  dazu  im  März 
1701  berufen  wurde,  stand  Wartenberg^);  Kommissare  unter 
ihm  waren:  Freiherr  Leopold  Friedrich  Gans  von  Putlitz^ 
Lüben  und  der  Bürgermeister  von  Salzwedel  Treumann^). 
Außerdem  wurden  noch  einige  Unterkommissare  bestellt,  näm- 
lich Grähmer  zu  Gramzow,  der  Ziesemeister  von  Gardeleben 
Kaspar  Haaker  und  der  Kornschreiber  von  Tangermünde  Jochim 

^)  Isaacsohn,  Preuß,  Beamtentum  II,  S.  296.  Zum  Ober-Domänen- 
Direktorium  gekörten  im  Jahre  1700:  Wartenberg,  "Wylich-Lottum,  Chwal- 
kowski  und  Lindholz  (Isaacsohn,  a.  a.  0.  S.  289  f). 

2)  rischbach  II,  1,  Beil.  Aa  S.  131. 

^)  Treumann  wurde  wohl  dazu  erlesen,  weil  die  einzurichtenden  Vorwerke 
in  der  Nähe  von  Salzwedel  lagen  und  er  diese  Gegend  am  besten  kannte. 
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Bettken,  die  zusammeii  mit  Treumann  die  Kommissare  Lüben 
nnd  Putlitz  im  Falle  ihrer  Abwesenheit  vertreten  sollten. 

Für  die  Tendenz,  welche  mit  der  Neuerung  verbunden 
wurde,  und  damit  aach  zugleich  für  deren  späteres  Schicksal 
war  es  höchst  bedeutsam,  daß  sich  die  Kommissare  sofort  ver- 
pflichten mußten,  bei  der  versuchsweisen  Einführung  der  Erb- 
pacht jährlich  7000  Taler  Mehreinnahmen  zu  beschaffen.  Über- 
dies stellten  sie  noch  auf  den  Wunsch  des  Königs  eine  Kaution 
für  den  Fall,  daß  die  Einrichtung  mißglücken  oder  das  Ver- 
sprochene nicht  einkommen  sollte^). 

Schon  am  1.  Februar  1701  hatte  der  neue  König  der 
Berliner  Amtskammer  befohlen^),  sich  mit  der  ferneren  Ver- 
pachtung nicht  zu  übereilen  und  besonders  mit  der  Verarendie- 
rung  der  Altmärkischen  Ämter  solange  zu  warten,  bis  die  dorthin 
abgeordneten  Kommissare  ihren  Bericht  eingereicht  hätten. 

Am  2.  April  1701  erschien  darauf  das  „Patent  von  Be- 
setzung der  wüsten  Feldmarken  und  Vorwerker"  In  der 
Altmark  waren  Vorwerke  aus  allen  sechs  Königlichen  Ämtern 
für  einen  Versuch  mit  der  Erbpacht  ausgewählt^):  aus  dem  Amt 
Tangermünde-(Arneburg) :  Bürs  und  Weißewarte,  aus  Neuendorf- 
(Letzlingen) :  Trüstedt,  aus  Arendsee:  Lückstedt,  aus  Diesdorf: 
Lüdelsen  und  Viere,  aus  Burgstall:  Plötz  und  Dolle,  ferner  das 
Salzwedelsche  Vorwerk,  Arnim  im  Tangermünde-Arneburgschen 
Kreise  und  außerdem  die  „Herrschaft"  Derenburg^). 

Um  ein  recht  genaues  Bild  über  den  Wert  der  Erbpacht 
zu  erhalten,  wurden  auch  sämtliche  Vorwerke  von  Ziesar  in  der 
Mittelmark  und  von  Gramzow-^)  in  der  Uckermark  zu  dem  Ver- 
suche hergegeben. 

1)  Fischbacti  H,  1,  Beil.  Aa.  S.  131. 

'-)  Siehe  den  Entwurf  eines  Schreibens  an  den  König  aus  Cölln  a.  d.  Spree 
vom  27.  Febr.  1702  (Acta  11). 

3)  Mylius,  C.C.M.,  Y,  3,  2.  No.  14.  Sp.  345  ff. 

Yergl.  dazu  Leonhard i,  Erdbeschreibung  der  preuß.  Monarchie  3a, 
S.  559  ff.  und  Büsching,  Erdbeschreibung  8,  S.  290  ff. 

Amt  Gramzow  wurde  bei  diesem  ersten  Yersuch  nicht  ganz  vererb- 
pachtet; vergl.  Kurmärk.  General-Balance,  1704  ff,  (Acta  11). 

2* 
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Den  Untertanen,  die  sich  melden  würden,  verhieß  das 
Patent  die  Aussaaten  am  "Winter-  und  Sommer-Korn,  wie  sie 
„die  jetzigen  Arendatoren  künftigen  Trinitatis  bei  ihrem  Ab- 
züge" zu  liefern  hätten,  „samt  den  dabei  befindlichen  Äckern, 
Wiesen,  Hütungen,  Fischereien  und  allen  Dorfgerechtigkeiten, 
Gebäuden  und  andern  instrumentis  rusticis"  sowie  dem  nötigen 
Bauholz.  Ferner  sollten  die  Bauern  gegen  Erlegung  eines  be- 
stimmten Dienstgeldes  von  „den  bisherigen  schweren  Hofdiensten, 
Fuhren  und  andern  Scharwerken"  befreit  sein. 

§  5. 

Der  Versuch  gelang  über  Erwarten  gut.  Die  neuen  Pacht- 
verträge brachten  im  Verhältnis  zu  den  bisherigen  ein  Mehr  von 
fast  4294  Talern i).  Hierzu  kamen  noch  die  aus  den  Kautionen 
und  aus  dem  Verkauf  der  Gebäude  und  Inventarien  gelösten 
Gelder  im  Betrage  von  über  50000  Talern^). 

Der  Erfolg  ermutigte,  den  Versuch  im  großen  zu  wieder- 
holen. Um  aber  ganz  sicher  zu  gehen,  wollte  der  König  zuvor 
noch  einmal  den  Plan  genau  prüfen  lassen.  Er  selbst  besichtigte 
die  neue  Einrichtung  im  Herbst  des  Jahres  1701;  was  er  vor- 
fand, befriedigte  ihn.  Auch  die  von  ihm  ernannte  (1.)  Unter- 
suchungskommission, bestehend  aus  den  Geheimen  Räten  Paul 
von  Fuchs,  Ilgen,  Berchem  und  Hamraht,  fand  nichts  aus- 
zusetzen. Die  Räte  bezeichneten  die  Neuerung  als  durchaus 
zuträglich  für  das  königliche  Interesse,  da  hierdurch  nicht  allein 
die  Lande  „mit  mehrern  Einwohnern  angefüUet",  sondern  auch 
die  Domänen  einkünfte  erheblich  vermehrt  würden^). 

Jetzt,  wo  es  mit  der  umfassenden  Reform  ernst  zu  werden 
schien,  begann  auch  der  erbitterte  Kampf  dagegen. 

Die  Ravensbergische  Kammer^)  warnte  den  König  vor  der 
Erbpacht  als  eine  Art  Veräußerung  (species  alienationis).  Auch 

1)  FischLbach  II,  1,  Beü.  0.    S.  106. 

2)  Fischbach  II,  1,  Beil.  T.    S.  III. 

3)  Fischbach  II,  1,  Beil.  R.    S.  107. 

^)  Reskript  der  Ravensbergischen  Kammer  an  den  König  vom  29.  Sep- 
tember 1701  (General-Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64,  No.  9). 
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die  Berliner^)  erhob  schwere  Bedenken  gegen  das  neue  System 
und  erreichte  wirklich,  daß  der  Erlaß  vom  20.  September  1701^) 
eine  nochmalige  (die  2.)  Untersuchung  anordnete.  Aber  es  blieb 
unverkennbar,  daß  der  Monarch  schon  Partei  ergriffen  hatte. 
Die  Amtskammer  wurde  doch  gleichsam  auf  die  Anklagebank 
gesetzt,  wenn  Friedrich  befahl,  es  sollten  die  Greheimräte 
Wartenberg,  Ilgen  und  Paul  von  Fuchs,  die  sich  schon 
für  die  Erbpacht  ausgesprochen  hatten,  ferner  die  Geheimen 
E/äte  Chwalkowski  und  Brandt  sowie  Dieskau  und  ßibbeck, 
als  Vertreter  Magdeburgs  bezw.  der  Mittelmark^),  zusammentreten 
und  die  „opponierenden"  Berliner  Amtskammerräte  in  Gegenwart 
Lübens  über  die  Sache  vernehmen. 

Der  schärfste  Angriff  jedoch  erfolgte,  wie  Laben  schon 
vorausgesehen  hatte,  von  den  bisherigen  Zeitpächtern  und 
Amtleuten,  die  sich  in  ihrem  Besitze  bedroht  fühlten.  Um  die 
Erbpacht  abzuwenden,  hätten  die  Arendatoren  sich  eine  neue 
Steigerung  ihrer  Pacht  in  solcher  Höhe  gefallen  lassen  müssen, 
daß  die  versprochenen  finanziellen  Vorteile  der  E-eform  dadurch 
sogar  noch  überboten  worden  wären.  Aber  lohnte  dann 
noch  die  Bewirtschaftung?  Ein  anderer  Ausweg  wäre  gewesen, 
selbst  Erbpächter  zu  werden.  Indessen  vielen  fehlte  das  Geld 
zum  Ankauf  des  Inventars;  sie  hätten  also  durch  Hypotheken 
zu  den  ohnehin  bedeutenden  Abgaben  wieder  neue  Lasten  hin- 
zufügen müssen. 

Aus  denselben  Motiven  entsprang  der  Widerstand  der 
Amtleute.  Die  Einführung  der  Erbpacht  beraubte  sie  eines 
Teils  ihrer  Einkünfte;  außerdem  wurden  von  ihnen  hohe  Kau- 
tionen verlangt.   Wollten  sie  ihre  Güter  behalten,  so  blieb  ihnen 


Zur  Kurmärk.  Amtskammer  gehörten  damals  die  wirklichen  Geheimen 
Eäte:  von  Weise,  Matthias  von  Berchem,  Merian  imd  von  Bartholdi, 
der  Hof-  und  Kammer-Gerichtsrat  Johann  Heinrich  Puchß,  Konsistorialrat  von 
Portzen  sowie  die  Eäte  von  Schmettau,  ühden.  Walter  und  von  Pehnen 
(Das  jetzt  lebende  Königl.  preuß.  und  Kurfürstl.   brandenburgische  Haus,  1704). 

2)  Fischbach  II,  1,  Beil.  R.    S.  107. 

^)  Isaacsohn,  Preuß.  Beamtentum  IL.    S.  296. 
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nur  übrig,  die  packtlustigen  Leute  abzuschrecken;  denn  der  Erb- 
pächter bekam  immer,  auch  bei  gleichem  Angebot,  vor  dem 
Arendator  den  Vorzug. 

Um  diesen  Ausstreuungen  den  Boden  zu  nehmen,  erklärte 
sie  der  König  im  Patent  vom  8.  November  1701^)  für  Intrigen 
einiger  übelgesinnter  Leute :  Es  sei  durchaus  nicht  seine  Meinung, 
die  auf  den  wüsten  Dörfern  und  Vorwerken  angesetzten  Erb- 
pächter wieder  zu  verjagen  und  „die  vorige  Haushaltungsmethode'' 
wieder  anzufangen.  Vielmehr  beabsichtige  er,  die  Lande  mehr 
und  mehr  mit  Untertanen  zu  besetzen,  seine  Einkünfte  dadurch 
zu  vermehren  und  seine  Untertanen  von  der  schweren  Dienstes- 
last, „womit  die  Arendatoren  sie  teils  zur  Ungebühr  belegt'' 
hätten,  zu  befreien. 

Da  die  Gerüchte  trotzdem  nicht  verstummten,  erließ  Fr  i  e  dr  ich 
am  1.  Mai  1702  ein  neues  Patent  des  gleichen  Inhalts^).  Aus- 
drücklich wurde  diesmal  hinzugefügt,  daß  jeder  Übertreter  des  Ver- 
bots „desfalls  gebührend  angesehen,  an  Geld  und  Gut,  auch  nach 
Befinden  der  Sache,  sonst  mit  schwerer  Straf  e  beleget  werden"  sollte. 

§  6. 

Gemäß  dem  Befehl  des  Königs  vom  20.  September  1701 
hatte  die  (2.)  Untersuchungs-Kommission  noch  im  Herbst  des- 
selben Jahres  den  Geheimen  Eat  Weise  und  den  Amtskammer- 
rat Walter  als  Vertreter  der  Köllnischen  Kammer  zusammen 
mit  Lüben  und  seinen  Mitkommissaren  vernommen^).  Beide 
Parteien  hatten,  wie  die  Kommission  berichtete,  ihre  Sache  mit 
so  guten  Gründen  zu  verteidigen  gewußt,  daß  die  Verhandlungen 
kein  Ergebnis,  weder  für  noch  wider,  brachten. 

Wie  hätten  auch  diese  Erörterungen  am  grünen  Tische 
eine  Angelegenheit  -klarstellen  können,  bei  der  so  viel  auf  die 
praktische  Erfahrung  ankam?  Die  Kommission  erwirkte  daher 
beim  Könige,  daß  eine  Untersuchung  an  Ort  und  Stelle  ein- 

Mylius,  C.  C.  M.,  VI,  2.  No.  10.    Sp.  25  f. 
2)  Mylius,  YI,  2.    No.  12.    Sp.  27  ff. 

^)  Bericht  der  (2.)  Üntersucliungs-KommissioiL  vom  4.  April  1702  (Acta  10). 
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geleitet  wurde.  Freilich  kann  es  zweifelhaft  erscheinen,  ob  es 
richtig  war,  kaum  ein  halbes  Jahr  nach  dem  Beginn  der  Unter- 
nehmung über  ihren  Nutzen  zu  urteilen.  Daß  überhaupt  eine 
Untersuchung  angestellt  wurde,  konnte  die  Erbpächter  trotz 
aller  Patente  zu  dem  Glauben  bringen,  daß  die  Reform  keinen 
Bestand  haben  würde. 

Zu  Mitgliedern  dieser  (3.)  Untersuchungs-Kommission  wurden 
die  Räte  Gröben,  Bartholdi  und  Ribbeck  sowie  der  Magde- 
burgische Regierungsrat  Dieskau  ernannt;  Walter  nahm  daran 
als  Vertreter  der  Berliner  Amtskammer  teil^). 

Der  Bericht^),  den  die  Kommission  nach  Besichtigung  der 
drei  Ämter  Ziesar,  Tangermünde  und  Derenburg  erstattete,  stellte 
der  Erbpacht  ein  glänzendes  Zeugnis  aus:  1.  wäre  der  Ertrag,  so 
hieß  es,  viel  höher  als  der  aus  der  Zeitpacht,  und  2.  wäre  der 
König  durch  die  von  den  Beamten  und  Erbpächtern  gestellten 
Kautionen  durchaus  gesichert;  3.  die  Summe,  die  aus  dem  Ver- 
kauf der  Amtsgebäude  und  Inventarien  eingekommen,  wäre  so 
beträchtlich,  daß  damit  das  Amt  Weferlingen  eingelöst  worden 
wäre.  Nach  ihrer  Überzeugung  könne  der  König  mit  der  Ein- 
richtung der  Erbpacht  fortfahren,  wenn  die  Ämter  vorher 
gründlich  auf  ihren  Wert  hin  untersucht  würden. 

Auch  der  Kamm  errat  Walter  mußte  notgedrungen  nach- 
geben. Er  erklärte  vor  der  (2.)  Untersuchungs-Kommission  in 
Lübens  Gegenwart,  seine  bisherige  schlechte  Meinung  von  der 
Erbpacht  hätte  ihren  Grund  nur  in  den  ungleichen  Berichten 
der  Beamten  gehabt^).  Nachdem  er  die  Einrichtung  in  den 
einzelnen  Ämtern  aber  selbst  in  Augenschein  genommen,  sei 
er  eines  Bessern  belehrt. 

Hinterher  freilich  suchte  er  seine  frühere  Feindschaft  noch 
durch  einige  Einwände  zu  rechtfertigen;  aber  seine  Erinnerungen 

^)  Reskript  des  Königs  an  Bartholdi  vom  20.  Januar  1702  (Acta  11.) 

2)  Bericht  der  Eäte  Gröben,  Eibbeck  und  Bartholdi  an  den  König 
vom  27.  März  1702  (Acta  10);  vergl.  den  Bericht  der  (2.)  Untersuchungs-Kommission 
vom  4.  April  1702  (Acta  10). 

^)  Protokoll  vom  27.  März  1702  (Magdeburg.  St.  A.,  Rep.  A.  18,  No.  12.) 
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wurden  als  unwesentlich  beiseite  gesclioben^).  "Wenn  überliaupt 
noch  Mängel  bemerkt  würden,  hob  Lüben  hervor,  so  trüge  nur 
die  Köllnische  Amtskammer  die  Schuld  daran; '  hauptsächlich 
infolge  ihres  "Widerstandes  hätten  die  Erbpachtskontrakte  bisher 
nicht  zustande  kommen  können^). 

Die  Partei  der  Erbpacht  hatte  gesiegt.  Die  große  zweite 
Untersuchungs-Kommission  übernahm  den  Vorschlag  der  dritten^) 
und  riet  dem  König  in  ihrem  Bericht  vom  4.  April  1702,  die 
Erbpacht  nach  vorhergegangener  gründlicher  Untersuchung  so- 
weit als  möglich  in  allen  Provinzen  von  den  Amtskammern 
einrichten  zu  lassen. 

Jedoch  wie  hätte  diese  Reform  in  einem  Jahre  allenthalben 
durchgeführt  werden  können?  Die  Arbeitslast  war  für  die 
Leistungsfähigkeit  der  Domänenkammern  viel  zu  groß.  Und 
woher  hätten  in  der  Eile  die  aus  dem  Auslande  herbeizuziehenden 
fremden  Familien  herkommen  sollen?  Die  Sache  bedingte  ganz 
von  selbst  ein  langsames  Vorwärtsschreiten.  Die  Kommission 
stellte  deswegen  den  Antrag,  alle  zu  Trinitatis  pachtlos  werdenden 
Ämter  bis  zur  Einführung  der  Erbpacht  administrieren  zu  lassen. 

Ende  April  1702*)  schrieb  der  König  den  einzelnen  Pro- 
vinz! alkammern  und  -Regierungen,  er  hätte  sich  für  die  Ein- 
richtung der  Erbpacht  in  allen  Provinzen  entschieden,  und  be- 
fahl, die  zu  Trinitatis  freiwerdenden  Ämter  bis  auf  weiteres  zu 
administrieren.  Der  Ravensberger  Kammer  wurde  überdies  in 
Erinnerung  an  ihren  früheren  Widerstand  angezeigt,  es  werde, 
weil  es  ihr  noch  an  der  genügenden  Kenntnis  von  der  Erbpacht 


^)  BericM  der  (2.)  Untersucliungs-Kommission  vom  4.  April  1702  (Acta  10). 

2)  Protokoll  vom  27.  März  1702  (Magdeburg.  St.  A.,  Rep.  A.  18,  No.  12). 

3)  Siehe  S.  23. 

*)  Der  Erlaß  an  die  ISieumärk.  Kammer  ist  vom  23.  April  1702  (Acta  13). 
Die  einzelnen  Reskripte  an  die  anderen  Kammern  und  Regierungen  sind  nicht 
erhalten.  Daß  aber  der  Erlaß  tatsächUch  an  alle  gerichtet  war,  ergibt  sich  aus 
dem  späteren  Befehl,  die  Vererbpachtung  einzustellen.  (Vergi.  den  Erlaß  vom 
2.  April  1703  bei  Fischbach,  II,  1.    S.  39.) 
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fehle,  ein  Mitglied  der  Kurmärkischen  Domänenkommission  nach, 
der  dortigen  Grafschaft  abgesandt  werden^). 

Wie  weit  der  Befehl  des  Königs  in  Ravensberg.  Pommern, 
Halberstadt,  Minden  und  in  der  Neumark  befolgt  wurde,  ließ 
sich  aus  den  benutzten  Akten  nicht  ersehen. 

In  Preußen  hatte  die  Regierung  durch  die  Vermittlung  der 
Hofkammer  gebeten'^),  diesen  Erlaß  für  das  Königreich  außer 
Kraft  zu  setzen,  weil  es  sehr  schwer  hielte,  nur  für  ein  Jahr 
oder  noch  weniger  geeignete  Administratoren  za  finden.  Statt 
dessen  würde  es  sich  empfehlen,  den  Pächtern  die  Ämter  unter 
der  Bedingung  zu  lassen,  daß  der  König  nach  Belieben  mit  der 
Einrichtung  der  Erbpacht  beginnen  könne.  Ob  Friedrich 
hierauf  eine  Antwort  erteilt  hat,  geht  aus  den  Akten  nicht  hervor. 

Bereits  1702  wurde  auch  in  Preußen  ein  Versuch  mit  der 
Erbpacht  gemacht.  Der  Hof ge rieht srat  von  Kaluein,  der  da- 
mit beauftragt  worden  war,  vergab  die  Ämter  Insterburg  und 
Kiauten  nach  der  neuen  Methode^).  Ereilich,  die  Vorteile,  die 
dadurch  erzielt  wurden,  waren  sehr  gering;  in  Kiauten  z.  B. 
betrug  der  Mehrgewinn  nur  301  Taler^),  dazu  hatte  Kai  nein 
den  Erbpächtern  noch  Freiheit  von  „bäuerlichen  Beschwerden, 
Auflagen  und  wirklichen  Einquartierungen"  versprochen.  Mit 
diesem  Ergebnis  war  der  König  nicht  zufrieden;  bevor  er  je- 
doch eine  Entscheidung  traf,  wollte  er  die  Meinung  der  Hof- 
kammerräte hören  ^). 

Die  Mehrzahl  der  Räte:  Flemming,  Ünfried,  Weise 
und  Lüben,  der  inzwischen  zum  Geheimen  Kammerrat  ernannt 
worden  war,  befürwortete  die  Erbpacht  in  den  beiden  Ämtern*^), 

^)  Eeskript  des  Königs  an  die  Ravensberger  Kammer  (Datum  fehlt),  (Gener.- 
Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64,  No.  9).  Als  Beweis  für  die  Unkenntnis  der 
Kammer  wurde  die  Bezeiclmung  „species  alienationis"  angesehen.    (Vergl.  S.  20.) 

^)  Schreiben  der  Hofkammer  an  den  König  vom  9.  Mai  1702  (Acta  12). 

^)  Schreiben  des  Königs  an  die  Hofkammer  vom  1.  Dez.   1702  (Acta  12) 

^)  Schreiben  Chwalkowskis  an  den  König  vom  31.  Januar  1703  (Acta  12)^ 

^)  Siehe  Anm.  3. 

")  Antworten  der  Hofkammerräte  Flemming,  ünfried,  "Weise  und 
Lüben  vom  1.,  3.,  5.  und  17.  Februar  1703  (Acta  12). 
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nur  Chwalkowski  und  Merian  sprachen  sick  dagegen  aus^ 
weil  der  Mehrertrag  aus  der  dortigen  Erbpacht  viel  zu  gering 
sei,  um  eine  so  wichtige  Veränderung  zu  rechtfertigen.  Be- 
sonders Chwalkowski  riet  dem  König  dringend  ab^):  Man  solle 
erst  abwarten,  wie  sich  die  Reform  in  den  anderen  Provinzen 
bewähre,  ehe  man  sie  weiter  einführe.  Wenn  die  Änderung  an 
vielen  Orten  zugleich  geschähe  und  die  einzelnen  Ämter  nicht 
gebührend  untersucht  würden,  so  müßte  bei  einem  etwaigen. 
Mißerfolg  auf  einen  gewaltigen  Schaden  gerechnet  werden. 

Wie  die  Entscheidung  des  Königs  ausfiel  und  was  in 
Preußen  weiter  geschah,  kann  ich  nicht  mitteilen,  da  die  Äkten 
darüber  versagen. 

§  7. 

Zu  Kommissaren  für  die  Yererbpachtung  im  Herzogtum 
Magdeburg  waren  am  29.  April  17022)  die  Geheimen  Räte 
Gröben,  Bartholdi  und  Lüben  ernannt  worden.  Das  Er- 
nennungsreskript  verfügte  auch,  daß  Lüben  allein  in  die  Pro- 
vinz gehen  solle,  wenn  seine  Kollegen  durch  ihre  sonstigen  Ge- 
schäfte verhindert  wären,  ein  Beweis,  welches  Vertrauen  der  König 
schon  damals  in  ihn  setzte. 

In  den  folgenden  Monaten  Warden  einige  Vorwerke  ein- 
gerichtet; aber  die  Arbeit  stieß  alsbald  auf  dieselben  Schwierig- 
keiten wie  in  der  Kurmark  und  in  Preußen.  Die  Magdeburger 
Kammerräte  Danckelman,  Cr  atz  und  Huß^)  bemängelten 
gleichfalls  die  provisorische  Administration:  es  wäre  besser,  statt 
dessen  die  Ämter  noch  auf  ein  Jahr  zu  verarendieren^).  Die 
Hofkammer  unterstützte  diese  Vorstellungen. 

1)  Antworten  Chwalkowskis  und  Merians  vom  31.  Januar  und  2.  Februar 
1703  (Acta  12). 

Reskript  des  Königs  an  Gröben,  Bartboldi  und  Lüben  vom  29.  April 
1702  (Acta  15). 

^)  Niemen  muß  sich  zum  mindesten  neutral  verhalten  haben;  denn  er 
wurde  1704  nicht  mit  den  andern  wegen  Widerstandes  gegen  die  Erbpacht  ver- 
abschiedet. 

^)  Vei-gl.  das  Schreiben  des  Ober-Domänen-Direktoriums  und  der  Hof- 
kamnier  an  den  König  vom  20.  Mai  1702  (Acta  15j. 
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Als  die  Eingaben  keinen  Erfolg  hatten,  griffen  die  Räte 
die  Institution  selbst  an^).  Es  wäre  dock  recht  zweifelhaft,  so 
ließen  sie  sich  vernehmen,  ob  der  Vorteil,  welcher  dem  Landes- 
lierrn  von  der  Erbpacht  verheißen  worden,  wirklich  so  gewiß 
wäre;  wenigstens  mangelte  es  nicht  an  Sachverständigen,  die 
schwere  Gefahren  von  dieser  Neuerung  befürchteten. 

Wir  können  nicht  sagen,  ob  diese  Bedenken  nur  vorge- 
schoben waren;  ein  wichtiger  Grund  für  die  Opposition  der 
Kammer  lag  aber  sicherlich  in  dem  territorialen.  Partikularismus. 
Das  Herzogtum  Magdeburg  nahm  noch  immer  eine  gewisse 
Sonderstellung  ein;  während  im  Osten  schon  Kommissariate  die 
Steuern  verwalteten,  existierte  hier  noch  ein.  ständisch  gefärbtes 
Obersteuerdirektorium.  Auch  die  Zusammensetzung  der  Do- 
mänenkammer verriß  noch  diesen  Sondergeist.  Sollte  sich  da 
das  Herzogtum,  das  zudem  unverhältnismäßig  viel  zu  den  Er- 
trägen des  Gesamtstaates  lieferte,  gefallen  lassen,  daß  es  seine 
Befehle  ohne  jedes  Befragen  von  Berliner  Räten  empfing? 

Die  Magdeburger  Kammer  schlug  vor,  eine  besondere  Kom- 
mission einzusetzen,  welche  die  Frage  noch  einmal  gründlich 
untersuchen  sollte;  dies  wäre  um  so  notwendiger,  als  die  Magde- 
burgischen Domänen  ganz  anders  beschaffen  wären  als  die  Kur- 
märkischen^).  Sie  selbst  wüßten  von  der  Art  der  neuen  Ein- 
richtung gar  nichts  und  hätten  auch  gar  keine  Information 
darüber  erhalten.  Gleichzeitig  beschwerten  sie  sich  über  Lüben, 
der  ohne  ihr  Vorwissen  neue  Beamte  eingesetzt  hätte,  während 
diese  bisher  von  der  Kammer  verpflichtet  worden  wären. 

Damit  kam  der  Konflikt  zwischen  Lüben  und  der  Kammer 
zum  offenen  Ausbruch.  Lüben,  der  sich  gerade  in  Berlin  auf- 
hielt, verteidigte  die  Sache  der  Erbpacht  in  zwei  ausführlichen 
Eingaben  an  den  König  vom,  30.  August  und  1.  September  1702'^). 
Er  wundere  sich  sehr,   so  heißt  es  darin,   daß   die  Kammerräte 

^)  Schreiben  derselben  an  Graf  "Wartenberg  vom  22.  August  1702  (Acta  15). 
-)  Vergl.   das  Scbreiben   des  Königs  an  die  Magdeburg.  Kammer  vom 
30.  August  1702  (Acta  15). 
3)  Acta  15. 
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ihre  Bedenken  so  lange  zurückgehalten,  obwohl  er  so  oft  mit 
ihnen  konferiert  habe;  übrigens  könnten  sie  kaum  mehr  Ein- 
wände dagegen  vorbringen,  als  sie  schon  getan  und  als  auch 
schon  sattsam  widerlegt  worden  seien. 

Zwar  behaupte  die  Kammer,  viele  verständige  Leute  und 
gute  "Wirte  verurteilten  das  Werk.  Aber  warum  nenne  sie  denn 
nicht  ihre  Gewährsmänner?  Offenbar  doch,  weil  sie  sich  nur 
auf  „dumme  Oeconomi  und  Idioten  oder  interessirte  und  prae- 
occupirte  Beamte  und  Bediente"  berufen  könne.  Habe  sie  über- 
haupt irgend  eine  Ursache  gehabt,  so  fragte  Lüben  nicht  ohne 
Sophismus,  sich  um  die  neue  Einrichtung  Sorgen  zu  machen? 
Nicht  sie,  sondern  die  Kommissare  trügen  doch  die  Verantwortung 
dafür.  Die  Kommissare  aber  hätten  nach  bestem  Wissen  und  Ge- 
wissen die  Einrichtung  getroffen  und  scheuten  sich  daher  auch 
nicht  im  geringsten  vor  einer  Untersuchung.  Allerdings  müßte 
das  Werk  vorher  erst  vollendet  sein;  dazu  aber  hätte  die  kurze 
Zeit  seit  dem  Frühjahr  bei  der  hierfür  erforderlichen  großen 
Mühe  und  Genauigkeit  nicht  ausgereicht. 

Bisher  hatte  Lüben  sich  verteidigt;  nun  geht  er  zum  An- 
griff über:  Für  gewisse  Leute  dürfte  sich  doch  eine  solche  Un- 
tersuchung höchst  unangenehm  gestalten,  zumal,  wenn  man  nach- 
weisen werde,  wie  viele  Amtseinnahmen  und  Domänenstücke, 
die  man  vermittels  der  Erbpacht  wieder  entdeckt  habe,  bisher 
unterschlagen  gewesen,  und  was  für  Versehen  und  Konfusionen 
sonst  vorgekommen  seien.  Weil  dergleichen  Mängel  sich  auch 
in  anderen  Ämtern  finden  könnten,  so  scheine  es,  als  wenn  alle 
bei  der  vorigen  Administration  und  Arende  Beteiligten  mitein- 
ander überein  gekommen  wären,  den  Fortgang  der  Erbpacht 
zu  hindern.  Die  Kammer  wäre  ohnehin  durch  die  jüngsten 
Schreiben  wegen  Verminderung  der  Beamtenzahl  sehr  beunruhigt 
worden.  Manche  Beamten  fürchteten,  durch  die  Einführung  der 
Erbpacht,  die  eine  Vereinfachung  der  Geschäfte  mit  sich  brächte, 
als  überflüssig  abgesetzt  zu  werden.  Nicht  die  Sorge  für  das 
königliche  Interesse,  sondern  die  Furcht  und  der  persönliche 
Vorteil  sei  der  Kern  des  Widerstandes. 
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"Wie  koinine  die  Kammer  ferner  dazu^),  sich,  über  die  Er- 
nennung neuer  Beamten  zu  beklagen?  Weiß  sie  nickt,  daß  der 
Erlaß  vom  1.  Mai  1702  die  Kommission  dazu  ermächtigt  kat? 
Nur  aus  freien  Stücken  kätte  er  sie  gefragt,  aber  weder  sckrift- 
lick  nock  mündlick  kätte  sie  gegen  die  Einsetzung  dieser  Be- 
amten protestiert.  Es  säke  dock  ganz  so  aus,  als  ob  die  Kammer 
nur  darauf  warte,  der  Erbpackt  Sckwierigkeiten  zu  macken  und 
sie  sckließlick  ganz  zu  kintertreiben. 

Es  ist  auffällig,  daß  die  Magdeburger  auf  so  starke  An- 
klagen die  Antwort  sckuldig  blieben  und  sick  damit  begnügten, 
in  ikrer  Erwiderung  sie  nur  als  „Waknideen"  zu  ckarakteri- 
sieren^),  die  keiner  Widerlegung  wert  wären. 

Aber  war  Lüben  in  seinen  Kampfesmitteln  wäkleriscker ? 
In  einem  Königl.  Erlasse  vom  26.  Mai  1703^)  an  die  neue  (4.) 
Kommission,  die  zur  Untersuckung  der  Erbpackt  eingesetzt  war, 
wird  des  Gerückts  gedackt,  einige  Domänen kommissare  bereisten 
immer  vor  der  Untersuckungs-Kommission  die  Ämter  und  suckten 
die  Erbpäckter  zu  überreden,  sie  sollten  sick  vor  der  Kommission 
nur  ja  nickt  besckweren;  denn  die  Kommission  würde  dock 
„keinen  Nackdruck  oder  Suite  kaben"  und  es  würde  iknen  auck 
von  den  Domänenkommissaren  „kiernäckst  sckon  in  allem  ge- 
füget" werden. 

Trotz  Lübens  Einwendungen  kam  Friedrick  den  Wünschen 
der  Magdeburgiscken  Kammer  nack  und  verkieß  ikr  eine  Unter- 
suckung der  Ämter;  zugleick  aber  befakl  er,  Erkundigungen 
darüber  einzuzieken,  durck  wessen  Sckuld  versckiedene  Domänen- 
stücke seiner  Nutznießung  entzogen  wären.  Man  katte  also  in 
Halle  gar  keinen  Grund,  sick  über  diesen  Erfolg  zu  freuen;  tat- 
säcklick  waren,  wie  die  Akten  zeigen,  bei  der  neuen  Ausmessung 
der  Ämter  Unregelmäßigkeiten  zutage  getreten. 

^)  Yergl.  Lübens  Eingabe  an  den  König  vom  1.  Sept.  1702  (Acta  15j. 
^)  Antwortschreiben  der  Magdeburg.  Kammer  an  den  König  vom  9.  Sep- 
tember 1702  (Acta  15). 

3)  Fiscbbach.  II,  1.  Beil.  W.    S.  115  f. 
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§  8. 

Die  neue  Kommission,  welche  die  Magdeburgisclie  Kammer- 
verwaitung  untersuchen  sollte,  wurde  zunächst  noch  nicht  ein- 
gesetzt, vielleicht,  weil  der  König  Lüben  Zeit  lassen  wollte. 
Im  Edikt  vom  28.  November  1702^)  erklärte  Friedrich  sogar 
von  neuem,  er  werde  an  der  Erbpacht  unverbrüchlich  festhalten; 
denn  durch  verschiedene  Kommissionen  der  vornehmsten  Minister 
und  Geheimen  Eäte  sei  erwiesen  worden,  daß  besonders  für  die 
durch  die  Arende  gedrückten  armen  Untertanen  nichts  zuträg- 
licher sei  als  die  Erbpacht. 

Wenn  nur  der  König  diese  Versicherungen  auch  durch  die 
Tat  bekräftigt  hätte!  Bisher  hatte  er  noch  keinen  einzigen  Erb- 
pachtskontrakt bestätigt.  Er  wollte  das  nicht  früher  tun,  „als 
bis  völlig  überzeugend  und  unwidersprechlich  ausgemittelt  sein 
würde,  daß  die  zum  Stande  gebrachte  Erbpacht  vorteilhaft  und 
der  Zeitpacht  stets  vorzuziehen  sei"^). 

Wie  lange  konnte  das  aber  bei  dem  leidenschaftlichen 
Widerstande  der  Provinzialkammern  noch  dauern?  Diese  Haltung 
der  Regierung  mußte  trotz  aller  feierlichen  Verkündigungen  den 
Gerüchten  Glauben  verschaffen,  daß  die  Erbpacht  nur  provisorisch 
eingerichtet  sei. 

Die  Erbpächter  weigerten  sich,  die  von  ihnen  übernommenen 
Zahlungen  zu  leisten;  neue  Ansiedler  fanden  sich  nur  spärlich 
ein.  Denn  wer  bürgte  dafür,  daß  sie  bei  der  Wiedereinführung 
der  Zeitpacht  eine  gebührende  Entschädigung  für  ihre  verlorene 
Mühe  oder  gar  für  ihre  Auslagen  empfingen? 

Es  schien  doch,  als  ob  der  König  selbst  in  seiner  Be- 
urteilung des  neuen  Systems  wieder  schwankend  geworden  wäre. 
Auf  Grund  der  Untersuchungen  der  Erbpacht  durch  die  vor- 
nehmsten Minister,  so  hieß  es  in  seinem  Erlaß  vom  3.  Januar 
1703^),  hätte  er  allerdings  nach  reiflicher  Überlegung  beschlossen, 
mit  der  Einrichtung  der  Erbpacht  fortzufahren.   Gleichwohl  aber 

1)  Mylius,  C.  C.  M.  VI,  2  No.  16.    Sp.  35  ff. 

2)  Fischbach  II,  1.,  S.  38. 

3)  Acta  10. 
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würde  er  es  gerne  sehen,  wenn  einer  oder  der  andere  von  den 
•Geheimräten  noch  etwas  Besseres  und  Beständigeres  zum  „Auf- 
nehmen'' der  Domänen  und  zur  Vermehrung  der  Revenuen 
vorzuschlagen  wüßte,  wodurch  er  von  den  „casibus  fortuitis,  bis- 
herigen Remissionen,  Baukosten  und  anderen  Abgängen,  wie 
durch  oftgemeldte  Erbpacht  geschiehet",  befreit  werden  könnte. 
Weil  die  zu  Trinitatis  1703  pachtlos  werdenden  Ämter  unmöglich 
in  einem  Jahre  eingerichtet  werden  könnten,  möchten  sie  er- 
wägen, was  mit  diesen  Ämtern  inzwischen  zu  geschehen  hätte, 
damit  die  Einkünfte  daraus  nicht  verkürzt  würden. 

Nichts  konnte  der  Hofkammer^),  der  erklärten  Feindin  des 
neuen  Systems,  willkommener  sein  als  dieses  Edikt.  In  den 
Immediatberichten  vom  3.  und  8.  Februar  1703  beantragte  sie 
mit  Einstimmigkeit 2),  vorläufig  keine  neuen  Yererbpachtungen 
vorzunehmen,  sondern  nur  die  bereits  begonnenen  vollständig 
auszuführen  und  deren  Erfolg  abzuwarten.  Die  Besichtigung 
von  nur  drei  Ämtern  (Ziesar,  Tangermünde  und  Derenburg)  ge- 
nüge doch  nicht,  um  mit  Bestand  zu  beurteilen,  ob  die  erhofften 
höheren  Erträge  und  festgesetzten  Pachtgelder  und  Kautionen 
wirklich  überall  eingekommen  und  die  Inventarien  teuer  genug 
verkauft  seien.  Eine  so  tief  eingreifende  Neuerung  dürfe  nicht 
überstürzt,  sondern  nur  nach  langer,  reifer  Überlegung  weiter- 
geführt werden,  umsomehr,  wie  schon  die  Magdeburgische  Kammer 
bemerkt  habe,  als  es  unmöglich  sei,  die  Erbpacht  in  allen 
Provinzen  mit  so  verschiedenen  wirtschaftlichen  Bedingungen 
nach  derselben  Methode  einzurichten. 

Es  empfehle  sich  daher,  alle  zu  Trinitatis  1703  freiwerdenden 
Ämter  wenigstens  auf  drei  Jahre  noch  zu  verpachten,  jedoch 
mit  dem  Vorbehalt,  daß  die  Arendatoren  auch  während  dieser 
Zeit  nach  vorhergegangener  einjähriger  Kündigung  die  Domänen- 
stticke  zwecks  Einrichtung  der  Erbpacht  zu  räumen  hätten. 


1)  Zur  Hofkammer  gehörten  damals:  Chwalkowski  (Präsident),  Flem- 
ming.  Unfried,  Weise,  Merian,  Bartlioldi  und  Berßhem. 
^)  Acta  10. 
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Das  ganze  Werk  Lübens  war  damit  gefährdet.  Gerade 
zu  Trinitatis  1703  ging  die  sechsjährige  Arende  in  den  meisten 
Ämtern  zu  Ende:  wurde  sie  aber  verlängert,  so  war  die  Ein- 
führung der  Erbpacht  von  unabsehbaren  Zufälligkeiten  abhängig 
gemacht. 

In  seiner  Gegenvorstellung  führte  Lüben  dem  König  noch 
einmal  die  vielen  Vorteile  der  Erbpacht  vor  Augen^):  In  einem 
einzigen  Jahre  wären  aus  dem  Altmärkischen  mehr  als  50000 
Taler,  aus  Magdeburg  und  Lebus  über  100000  Taler  an  Kautions- 
und Inventariengeldern  und  im  ganzen  30000  Taler  an  erhöhten 
Pachtgeldern  eingekommen. 

"Weit  mehr  stände  noch  zu  erwarten,  wenn  der  König  un- 
verzüglich mit  der  Verpachtung  fortführe;  um  200000  Taler 
würde  der  Ertrag  der  Domänen  jährlich  erhöht  werden,  800000 
Taler  würden  die  Kautionen  und  der  Verkauf  des  Inventars 
einbringen. 

Es  war  die  Zeit,  wo  der  Vorteil  im  spanischen  Erbfolge- 
kriege noch  auf  der  Seite  Ludwigs  XIV.  zu  sein  schien;  die 
französischen  Truppen  hatten  fast  ganz  Süddeutschland  in  ihrer 
Gewalt.  Der  nordische  Krieg  näherte  sich  schon  den  preußischen 
Grenzen.  Unter  diesen  Umständen  mußte  dem  König  Friedrich 
jede  Erhöhung  seiner  Einkünfte  von  der  äußersten  Wichtigkeit  sein. 

Aber  die  Einwendungen  der  obersten  Domänenbehörde 
waren  nicht  ganz  ungerechtfertigt.  Ging  es  an,  in  dieser  Krisis 
die  Finanzen  des  Staates  auf  das  Geratewohl  hin  von  Grund 
aus  umzugestalten?  Ein  Fehlschlag  würde  äußerst  empfindlich 
auch  auf  die  allgemeine  politische  Lage  Preußens  eingewirkt 
haben.  Die  Einkünfte  reichten  ohnehin  schon  nicht  mehr  aus, 
um  die  täglich  wachsenden  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Lüben 
selbst  mußte  doch  zugeben,  daß  die  gleichzeitige  Einrichtung 
in  sämtlichen  Provinzen  unmöglich  war;  er  riet  daher,  im  lau- 
fenden Jahre  nur  die  in  Magdeburg,  Halberstadt  und  in  der 
Mittelmark  freiwerdenden  Vorwerke   zu  vererbp achten,  in  den 

1)  Lübens  Eingabe  an  den  König  vom  12.  Februar  1703  bei  Fisclibach 
II,  1.,  Beil.  T.    S.  110  ff. 
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übrigen  Provinzen  aber  die  Arende  nocK  fortbestehen  zu  lassen^ 
bis  die  Domänen-Kommissare  sieb  dort  einfinden  und  die  Ämter 
untersuchen  würden.  Den  Pächtern  müßte  man  dann  einige 
Monate  vor  Trinitatis  kündigen  und  ihnen  den  etwaigen  Schaden 
vergüten. 

§  9. 

Der  König  wagte  noch  keine  endgültige  Entscheidung  zu 
treffen;  er  war  von  dem  Vorteil  der  Erbpacht  überzeugt  und 
beabsichtigte,  sie  weiter  zu  fördern.  Aber  er  konnte  sich  nicht 
ganz  den  Gründen  der  Gegenpartei  verschließen:  bevor  er  die 
Reform  auch  im  größeren  Umfange  unternahm,  sollte  eine  neue 
Untersuchung  angestellt  werden,  die  ihm  selbst  die  Last  der 
Verantwortung  erleichterte. 

Durch  die  Verfügu.ng  vom  16.  März  1703^)  berief  er  eine 
neue  —  die  vierte  —  Kommission,  zu  der  die  Räte  Gröben 
als  Vorsitzender,  Görne,  Merian,  Bartholdi  und  Walter  ge- 
hörten, und  befahl  ihr,  die  übrigen,  noch  nicht  untersuchten 
Ämter  zu  revidieren;  „weil",  so  heißt  es  am  Schlüsse  der  In- 
struktion, „von  der  bei  Unsern  Domänen  eingeführten  Erbpacht 
hin  und  wieder  sogar  un.gleiche  Judicia  gefället  werden,  wollen 
"Wir  endlich  einmal  den  rechten  Grund  der  Sache  wissen  und 
sicher  darunter  gehen". 

Die  Mitglieder  der  Immediat-Kommission :  Lüben,  Treu- 
mann und  Wedding^)  erhielten  den  Auftrag,  den  „vorgemeldten 
Untersuchungs-Kommissaren  alle  Umstände  treulich  zu  entdecken 
und  jederzeit  davon  nach  der  Wahrheit  hinlängliche  Auskunft 
zu  geben".  Auch  die  zuständigen  Oberforstmeister  sollten  bei 
der  Untersuchung  zugegen  sein  und  hauptsächlich  wegen  des 
den  Erbpächtern  versprochenen  Bauholzes  vernommen  werden.^) 

1)  Fischbacli  II,  1.,  Beil.  ü.  S.  112  ff. 

2)  rischbach  II,  1.,  S.  28.  Wedding  war  wohl  an  die  Stelle  des  Frei- 
kerrn  von  Putlitz  getreten  (vergl.  S.  18). 

Fischbach  II,  1,  S.  28. 
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Am  30.  März  1703  kam  Friedrich  jedoch  dem  Vorschlage 
der  Hof  kämm  er  nach  und  gab  den  Befehl^),  diejenigen  Domänen- 
stücke, deren  Pacht  bereits  abgelaufen  war  oder  am  bevor- 
stehenden Trinitatis  ablief,  noch  auf  drei  Jahre  verarendieren  zu 
lassen,  allerdings  unter  dem  oben  erwähnten  Vorbehalt, 

Nunmehr  trat  in  allen  Provinzen  ein  Stillstand  in  der 
Vererbpachtung  ein. 

Mit  welcher  Genugtuung  mag  die  Magdeburgische  Kammer, 
die  am  schärfsten  gegen  die  Reform  stritt,  diese  Verfügung 
empfangen  haben!  Sie  suchte  so  schnell,  wie  es  nur  ging,  die 
freigewordenen  Vorwerke  vor  der  verhaßten  Erbpacht  in  Sicher- 
heit zu  bringen,  und  bereits  am  27.  April  1703  —  also  etwa 
drei  Wochen  nach  Empfang  der  Nachricht  von  der  Einstellung 
der  Erbpacht  —  konnte  sie  dem  König  die  Verarendierung  von 
sechs  Ämtern  melden'-^). 

Freilich  gerade  diese  Eile  mußte  Friedrich  mit  neuen 
Bedenken  erfüllen.  Trotz  der  Befürwortung  der  Hofkammer^) 
weigerte  er  sich  daher,  die  Zeitpachtskontrakte  sofort  zu  be- 
stätigen und  ließ  erst  bei  Lüben  und  der  (4.)  Untersuchungs- 
Kommission  anfragen^). 

Lüben  wandte  sich  mit  seinem  Antwortschreiben^)  an  die 
Kommission.  Er  beklagte  sich  bitter  über  die  Hofkammer,  die 
alle  Domänensachen,  „woran  man  einige  Verantwortung  hier- 
nächst  haben  könnte",  von  sich  abschieben  und  niemals  ein 
positives  Gutachten  abgeben  wolle.  Sie  stelle  entweder  alles 
zu  Sr.  Königl.  Majestät  „allergnädigsten  decision"  oder  überlasse 
es  anderen  Leuten,  darüber  einen  Bericht  abzustatten. 

Hoffentlich  werde  es  ihm  der  König  nicht  verübeln,  wenn 
er  der  „Hof-  und  andern  Kammer"  nicht  vorgreife;   er  fürchte, 

^)  Eeskript  des  Königs  an  die  Hofkammer  (Acta  19  a). 
^)  Bericht  der  Magdeburg,  Kammer  an  den  König  (Acta  15). 
^)  Schreiben  der  Hofkammer  an  den  König  vom  1.  Mai  1703  (Acta  15). 
Reskript  Ilgens  an  die  Untersuchungs-Kommission  vom  5.  Mai  1703 
(Acta  15). 

^)  Eeskript  Lübens  vom  8.  Mai  1703  (Acta  15). 
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die  Gegner  möcliten  sein  Urteil  dazu  benutzen,  um  ihn  übern 
Haufen  zu  werfen"  und  in  Ungnade  zu  bringen.  Nur  seinem 
Herrn  selbst  werde  er,  wenn  er  es  verlange  und  ihn  gegen  seine 
Feinde  zu  scbützen  verspreche,  seine  Meinung  schriftlich  oder 
mündlich  mitteilen.  Sonst  aber  könne  er  seine  Sachen  niemandem 
mehr  anvertrauen;  denn  er  habe  wahrgenommen,  daß  einige 
seiner  Berichte  dem  Könige  gar  nicht  vorgetragen  seien.  Das- 
selbe müsse  er  bei  diesem  Brief  besorgen,  weil  so  viele  daran 
interessiert  seien. 

Er  könne  aber  auch  gar  nicht  einmal  eingehend  darüber 
berichten,  da  die  Akten  in  Berlin  lägen^).  Im  übrigen  wisse  er 
nur  wieder  und  wieder  zu  melden,  der  Herrscher  habe  bei  den 
Arenden  bisher  großen  Schaden  erlitten  und  bei  den  Aemtern 
seien  unverantwortlicherweise  viele  Stücke  verschwiegen  und 
unterschlagen.  Außerdem  sei  die  Erbpacht  durch  die  gegen  sie 
„angestellte  Inquisition"  sehr  beeinträchtigt  worden. 

Gegenüber  den  Behauptungen  der  beiden  Kammern,  sie 
wollten  bei  der  Zeitpacht  weit  größere  und  beständigere  Erträge 
als  bei  der  Erbpacht  „herausbringen",  erklärte  Lüben  weiterhin, 
er  sehe  sehr  wohl,  „daß  sie  an  den  meisten  Orten  weniger  be- 
kommen würden,  als  die  Arende  vorhin  getragen."  Ueberdies 
stände  zu  erwarten,  daß  dem  König  dabei  in  diesem  Jahre  und 
vielleicht  für  alle  Zeiten  viele  tausend  Taler  Mehreinnahmen  ver- 
loren gehen  würden. 

Ihm  habe  man  einen  Vorwurf  daraus  gemacht,  und  er  habe 
eine  Untersuchung^)  erdulden  müssen,  weil  der  König  den  Erb- 
pächtern die  alten  Vorwerksgebäude  und  die  Aussaaten  da,  wo 
die  Domänen-Kommission  sie  nicht  hatte  verkaufen  können,  um- 
sonst gegeben  habe.  „Ob  aber  diejenigen,  welche  die  Erbpacht 
bisher  verhindert  und  die  Arende  vorgezogen  und  souteniret 
haben,  nicht  aus  obangezogenen  Ursachen  eine  größere  Ver- 
antwortung werden  zu  gewärtigen  haben  und  ihnen  ein  größer 

^)  Lüben  schrieb  aus  Lebus. 

2)  Die  „Inquisition"  fand  wohl  gelegentlich  einer  der  vielen  Untersuchungen 
statt.    Näheres  ist  darüber  nicht  bekannt. 


3* 


—   36  - 


liquidum  wird  gemaclit  werden  können,  weil  sie  sicli  wider 
Sr.  Königl.  Majestät  allergnädigsten  Befekl  dieser  Erbpacht 
widersetzt  und  solche  verhindert  haben",  das  bleibe  dahingestellt. 

§  10. 

In  der  vierten  Untersuchungs-Kommission  saßen  mehrere 
erklärte  Feinde  Lübens,  namentlich  Merlan,  Pehnen  und 
Walter.  Da  war  es  für  den  Angegriffenen  doch  ein  gewisser 
Erfolg,  wenn  auch  diese  Instanz  erklärte^),  eine  wohleingerichtete 
Erbpacht  sei  der  Zeitpacht  vorzuziehen;  sie  fügte  freilich  hinzu: 
weil  diese  Einrichtung  viel  Zeit  erfordere  und  unmöglich  bis 
zu  Trinitatis  (also  in  3 — 4  Wochen)  durchgeführt  werden  könne, 
so  müßte  man  die  Ämter  weiter  mit  dem  bekannten  Vorbehalt 
verpachten. 

Auf  einen  schleunigen  Fortgang  der  Erbpacht  war  nach 
diesem  Gutachten  nicht  mehr  zu  rechnen.  Das  Zaudern  er- 
mutigte die  Widersacher;  fortgesetzt  liefen  beim  König  Berichte 
gegen  die  Erbpacht  ein  und  fachten  sein  Mißtrauen  gegen  das 
neue  System  an. 

Auch  Graf  Wartenberg  wurde  bedenklich  und  ließ  sich 
von  dem  Geheimen  Kammerrat  Christian  Friedrich  Kraut  ein 
Gutachten  ausarbeiten^).  Die  Wahl  gerade  dieses  Bericht- 
erstatters war  ein  ungünstiges  Vorzeichen  für  Lüben;  hatte 
doch  Kraut  von  1696 — 98  die  Verpachtung  der  Domänen  in 
sämtlichen  Provinzen  geleitet  und  seine  Meinung   gegen  die 

^)  Gutachten  der  Untersuchungs-Kommission  vom  8.  Mai  1703  (A-cta  15). 

-)  Hüllmann  a.  a.  0.  S.  105.  Von  den  anderen  Grutachten  ist  noch  der 
anonyme  „klare  Beweis,  daß  die  Erbpacht  keinem  Potentaten  zu  raten  sei" 
(Fischbach  II,  1,  Beil.  X.  S.  llö  ff),  zu  erwähnen.  Von  Lüben  rührt  wahr- 
scheinlich die  Entgegnung  her:  „Klarer  G-egenbeweis,  daß  derjenige,  der  diesen 
Entwurf  gemacht  hat,  weder  von  der  Erbpacht  noch  von  den  Arenden,  noch  auch, 
wie  er  einem  großen  Herrn,  der  viele  oder  wenige  Länder  hat,  raten  solle,  in- 
formirt  sei."  (Ebenfalls  bei  Eischbach;  siehe  oben.)  Hierin  wurde  nichts 
wesentlich  Neues  vorgebracht.  Doch  den  Haupteinwand  des  Anonymus  gegen  die 
Erbpacht,  es  werde  dadurch  jede  Möglichkeit  zur  „Erhöhung  der  Pacht  im  Ver- 
hältnis zum  steigenden  Boden-  und  fallenden  Geldwert"  abgeschnitten,  vermochte 
der  Verteidiger  der  Erbpacht  nicht  zu  widerlegen. 
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Erbpacht  in  der  Zeit  ausgesprochen,  wo  auch  die  obersten  Be- 
hörden ihre  Zweifel  nur  vorsichtig  geäußert  hatten. 

Im  Prinzip  war  Kraut  allerdings  kein  Gegner  der 
Lübens chen  Idee.  Er  erklärte  vielmehr  offen i),  die  Erbpacht 
sei,  wenn  sie  recht  eingerichtet  werde,  ein  gutes  "Werk  und  be- 
sonders geeignet  für  noch  unbebaute  oder  volksarme  Landstriche; 
er  selbst  würde  sogar  derartige  Stücke  in  Erbpacht  austun,  wo- 
fern etwas  dabei  zu  gewinnen  wäre. 

Aber  wohl  gemerkt,  Kraut  empfiehlt  die  Erbpacht  nur 
in  bisher  wüsten  oder  nicht  genügend  kultivierten  Landstrichen : 
wo  schon  gute  Haushaltungen  beständen,  dürfe  die  Neuerung 
nicht  eingeführt  werden,  und  besonders  müsse  man.  sich  hüten, 
den  armen,  bereits  „contribuablen"  Untertanen  die  Äcker  ein- 
zuräumen. 

Wäre  überhaupt,  so  fragt  er,  die  Erbpacht  nötig,  um  einen, 
höheren  Ertrag  herauszuwirtschaften  ?  Durch  eine  „bessere  Ver- 
teilung" der  Domänen  und  eine  Verpachtung  auf  sechs  Jahre 
konnte  seines  Erachtens  mehr  Gewinn  für  die  Königlichen 
Kassen  erzielt  werden,  als  bei  der  Erbpacht  jemals  möglich  war. 
Man  würde  ihm  freilich,  sagte  er,  entgegenhalten,  die  königlichen 
Amtsgebäude  und  das  Inventar  hätten  nichts  „getragen",  man 
müsse  daher  die  Amtshäuser  sowie  Scheunen,  Ställe,  Äcker  und 
Vieh  verkaufen  und  so  eine  große  Summe  Geldes  schaffen. 

Davon  rate  er  dringend  ab.  Besonders  die  Behauptung,  das 
Vieh  habe  bei  der  Zeitpacht  keinen  Nutzen  gebracht,  sei  ganz 
ungerechtfertigt;  denn  es  sei  dafür  doch  jährlich  eine  bestimmte 
Pacht  bezahlt  worden.  Habe  man  es  aber  erst  verkauft,  dann 
dürfte  es  im  Falle  des  Mißlingens  der  Erbpacht  schwerlich  wieder 
angeschafft  werden  können.  Und  wie  dürfe  man  sagen,  bei  der 
Erbpacht  seien  gar  keine  Remissionen  zu  befürchten? 

Unzweifelhaft  hatte  Kraut  damit  recht.  Lüben  selbst 
hatte   schon  früher  zugeben  müssen^),   daß   der  König  bei  der 

1)  Gutachten  Krauts  vom  Jahre  1703.  (Fischbach.  II,  1,  Beil.  S. 
S.  108  ff.) 

2)  Yergl.  S.  14. 


—  38 


Erbpacht  doch  auf  gewisse  Remissionen  werde  rechnen  müssen. 
Falsch  aber  war,  daß  Kraut  den  Spieß  umkehrte;  Remissionen 
waren  bei  beiden  Systemen  erforderlich. 

Ebenso  durften  auch  die  Häuser  und  Inventarien  wohl  ver- 
kauft werden,  wenn  man  das  daraus  eingekommene  Geld  nur 
richtig  anwandte.  Aber  hier  lag  der  Krebsschaden:  anstatt  die 
Kapitalien  in  den  einzelnen  Ämtern  zinsbar  anzulegen^),  um  sie 
im  Falle  der  Aufhebung  der  Erbpacht  jederzeit  wieder  flüssig 
machen  zu  können,  wurden  sie  größtenteils  für  den  Hofstaat 
verbraucht. 

Ein  anderer  Einwurf  Krauts  war  indes  unwiderlegbar: 
nur  bei  der  Zeitpacht  blieb  der  König  Herr  seiner  Güter  und 
konnte  die  Pachtgelder,  wenn  „durch  Gottes  Segen  und  Ver- 
mehrung der  Menschen''  die  Preise  immer  mehr  und  mehr 
stiegen,  von  sechs  zu  sechs  Jahren  um  „ein  Merkliches"  erhöhen. 

§  11- 

Im  Juli  1703  hatte  die  Kommission  die  Arbeit  in  der  Kur- 
mark vollendet  und  begab  sich  nun  nach  dem  Magdeburgischen 
und  Halberstädtischen.  Ihr  Immediatbericht^)  schilderte  die  Erb- 
pacht in  der  Kurmark  im  ungünstigsten  Lichte.  Die  Hoffnung 
auf  eine  stärkere  Einwanderung  wäre  fehlgeschlagen:  nur  wenige 
fremde  Familien  wären  in  das  Land  gekommen;  die  meisten 
Erbpächter  zahlten  ihre  Pension  nicht  richtig,  sondern  blieben 
bedeutende  Reste  schuldig.  Infolge  ihrer  Armut  würden  aber 
Zwangsmittel  keine  Besserung,  sondern  größtenteils  den  völligen 
Untergang  herbeiführen. 

^)  Die  Untersucliungs-Kommissioii  riet  dem  Könige  dazu.  (Bericht  vom 
16.  Mai  17r3;  Acta  21.) 

Bericlit  der  Untersuchungs-Kommission  vom  Juli  1703  mir  im  Auszug 
bei  Fis oll b ach  II,  1,  S.  33  erhalten.  Als  Verfasser  des  Berichts  kommen  nur 
die  drei  Bäte:  Merian,  Pehnen  und  Walter  in  Betracht.  Gröben,  das  Haupt 
der  Kommission,  war,  wie  wir  später  sehen  werden,  ganz  anderer  Ansicht,  und 
Bartholdi  muß  wohl  abberufen  gewesen  sein;  denn  von  ihm  ist  in  dem  Bericht 
über  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  vom  21.  Febr.  1704  (Acta  10)  mit  keinem 
"Worte  mehr  die  Eede. 
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Ob  diese  Behauptung  in  ihrer  Allgemeinheit  wirklich  den 
Tatsachen  entsprach?  In  den  ersten  Jahren  der  Erbpacht 
wurden  doch  nur  „bemittelte"  Leute  als  Pächter  angenommen; 
wie  konnten  da  die  Kommissare  von  den  Repressalien  im  allge- 
meinen nur  „völliges  Verderben"  der  Bauern  erwarten? 

Berechtigt  —  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade  — 
war  dagegen  der  Vorwurf,  die  Landeskultur  hätte  von  der  neuen 
Einrichtung  keinen  Vorteil  gehabt:  die  Erbpächter  hätten  nicht 
genügend  Vieh  gehalten,  um  davon  den  nötigen  Dünger  zu  ge- 
winnen, die  Grundstücke  müßten  also  mit  der  Zeit  gänzlich 
verderben.  Dazu  würden  die  Wälder  ruiniert,  weil  das  Bau- 
und  Brennholz  nach  keinen  ökonomischen  Grundsätzen  ge- 
schlagen worden  wäre.  Die  Erbpächter  hätten  beliebig  viel 
Holz  nehmen  dürfen,  so  daß  sie  es  unnütz  verbrauchten  oder  gar 
zum  Schaden  des  Forsthskus  verkauften.  Der  scheinbare  Vorteil, 
den  das  neue  System  angeblich  gebracht,  rührte  nur  daher,  daß 
erstens  viele  Bezirke,  welche  bei  der  Zeitpacht  als  unbebaut 
nicht  mit  in  Anschlag  gekommen,  bei  der  Erbpacht  mit  veran- 
schlagt worden,  und  sodann,  daß  das  Dienstgeld  der  Untertanen 
erhöht,  das  Inventar  verkauft  und  die  Zinsen  von  den  Geldern 
mit  hinzugerechnet  worden  wären. 

Es  wäre  Lüben  schwer  geworden,  alle  diese  Klagen  als 
unbegründet  nachzuweisen;  die  Erbpacht  krankte  wirklich  an 
derartigen  Gebresten.  Als  geschickter  Fechter  aber  verstand  er 
den  Kampfplatz  zu  seinen  Gunsten  auszuwählen^):  Was  wollten 
die  einzelnen  Verfehlungen,  die  mit  der  Zeit  leicht  zu  beseitigen 
wären,  der  Tatsache  gegenüber  besagen,  daß  aus  dem  Ertrage 
der  Kaufgelder  für  die  Inventarien  und  aus  den  Kautions-  und 
Erbstandsgeldern^)  in  allen  Provinzen  viele  verpfändete  Domänen- 

^)  Sein  Schreiben  ist  auch  nur  im  Auszuge  bei  Fischbach  II,  1., 
S.  34  erhalten. 

^)  Lie  Erbstandsgelder  waren  erst  auf  Gröbens  Veranlassung  hin  ein- 
geführt worden  (vergl.  Gröbens  Immediatbericht  vom  22.  August  1707;  Acta 
18).  Sie  mußten  als  Entgelt  für  das  den  Pächtern  eingeräumte  Erbrecht  sofort 
bei  Empfang  der  Königl.  Eatifikation  des  Kontrakts  bezahlt  werden  (Definition  der 
Erbpacht  [kein  Datum] ;  Acta  10a). 
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stücke  wieder  hatten  eingelöst  werden  können?  Die  Zinsen,  die 
dieser  Besitz  bracKte  —  Lnben  berechnet  sie  auf  8  bis  10  7o  — 
wären  doch  viel  höher  als  der  Betrag  etwaiger  Ausfälle.  Aller- 
dings hätten  die  Erbpächter  noch  nicht  alle  ihre  Zahlungen 
geleistet.  Aber  dafür  müßten  sie  doch  die  Rückstände  mit  6  7o 
verzinsen.  Wie  könnte  man  da  von  einer  Schädigung  des  Königs 
reden!  Viele  früher  wüste  Grundstücke  wären  zudem  in  Erb- 
pacht ausgetan  und  würden  nunmehr  bebaut;  dem  Könige  wäre 
also  eine  neue  Einnahmequelle  erschlossen  worden. 

§  12. 

Zu  derselben  Zeit,  als  die  Untersuchungs-Kommission  ein 
so  abfälliges  Urteil  gab,  war  Lüben  von  neuem  auch  mit  der 
Magdeburgischen  Kammer  in  Streit  geraten. 

Am  12.  Juni  1703  hatte  die  Kammer  von  den  Erbpachts- 
beamten die  Einsendung  der  von  Trinitatis  1702 — 03  geführten 
Rechnungen  verlangt^) ;  wer  dem  Befehle  nicht  gehorchte,  wurde 
mit  50  Talern  Strafe  bedroht.  An  sich  war  die  Kammer  zu 
dieser  Maßnahme  durchaus  berechtigt;  denn  sie  trug  vor  dem 
Könige  die  Verantwortung  für  die  Verwaltung  der  Domänen. 
Aber  wer  bürgte  dafür,  daß  sie  nicht  diese  Gelegenheit  benutzte, 
um  den  Erbpächtern  alle  möglichen  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
zu  legen,  und  durch  allzu  hohe  Anforderungen  auch  rechnerisch 
zu  beweisen  versuchte,  die  neue  Einrichtung  hätte-  die  Finanz- 
lage und  den  ganzen  Zustand  des  Landes  verschlechtert! 

Um  derartigem  vorzubeugen,  zeigte  Lüben  der  Kammer 
an^),  er  habe  den  Beamten  befohlen,  bis  zur  Einführung  der  bei 
der  Erbpacht  erforderlichen  neuen  Administrations-Rechnungen 
nur  soviel  einzusenden,  als  sie  der  Kammer  durchschnittlich  in 
den  letzten  sechs  Arendejahren  geschickt  hätten.  Weil  die  Erb- 
pachtskontrakte vom  König  noch  nicht  bestätigt  wären  und  die 


^)  Yergl.  Lübens  Schreiben  an  die  Magdeburg.  Kammer  vom  22.  Juni 
1703  (Acta  15). 
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Erbpächter  daher  keine  Zahlungen  leisten  wollten,  so  bitte  er 
dringend,  die  Beamten  mit  solchen  Befehlen  zu  verschonen. 

Sah  das  nicht  so  aus,  als  ob  Lüben  sich  fürchtete,  sein 
Werk  einer  eingehenden  Kritik  durch  die  dazu  pflichtmäßig 
berufene  Behörde  auszusetzen? 

Die  Kammer  beschwerte  sich  sofort  bei  Friedrich*).  Ob 
Lübens  Entschuldigung  der  Beamten  zu  Recht  bestünde,  müsse 
dahingestellt  bleiben,  doch  erscheine  es  nicht  ratsam,  den  Erb- 
pächtern die  Pacht  so  lange  zu  stunden;  die  Rückstände  würden 
sonst  so  sehr  anwachsen,  daß  sie  überhaupt  nicht  mehr  einzu- 
bekommen wären. 

Dieser  Einwand  war  jedoch  nicht  zutreffend.  In  kurzer 
Zeit  mußte  die  Untersuchung  zu  Ende  sein;  wenn  sie  günstig 
verlief,  sollten  die  Kontrakte  bestätigt  werden.  Mlzu  hoch 
konnten  also  bis  dahin  die  Rückstände  nicht  auflaufen.  Aber 
der  König  wurde  doch  bedenklich  und  forderte  einen  Bericht 
der  Untersuchungs  -  Kommission  über  die  Magdeburgischen 
„Monita"^)  ©in. 

Die  natürliche  Folge  ihres  Gegensatzes  zur  Erbpacht  war, 
daß  sich  die  Magdeburgische  Kammer  auch  mit  der  (4.)  Unter- 
suchungs-Kommission nicht  stellen  konnte.  Als  sie  von  den 
^  Kommissaren  angegangen  wurde,  eines  ihrer  Mitglieder  abzu- 
ordnen, das  die  nötigen  Nachrichten  von  dem  Zustande  der 
früheren  Arenden  geben  sollte,  weigerte  sie  sich  unter  dem  Vor- 
wande,  es  wäre  ihr  verboten,  die  Erbpacht  zu  behindern.  Es 
bedurfte  erst  eines  nachdrücklichen  königlichen  Befehls^),  ehe 
sie  den  Kammerrat  Huß  damit  beauftragte.  Die  Opposition  aber 
blieb  bestehen.  Huß  verschanzte  sich  hinter  formalen  Bedenken 
und  erklärte  sich  außerstande,  ohne  besondere  Ermächtigung  des 
Königs  den  von  der  Kommission  verlangten  Eid  zu  leisten.  Die 
Folge  war,  daß  er  nur  zu  wenigen  Sitzungen  herangezogen  wurde. 

^)  Eingabe  der  Magdeburg.  Kammer  vom  25.  Juni  1703  (Acta  15). 

Reskript  des  Königs  an  die  (4.)  Untersuchungs-Kommission  vom  7.  Juli 
1703  (Acta  15). 

^)  König].  Erlaß  an  die  Magdeburg.  Kammer  vom  2.  Juli  1703  (Acta  15). 
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Für  die  Magdeburgisclie  Karomer  erwuchs  wider  Vermuteiy 
aus  der  Berufung  von  Huß  ein  neuer  Vorteil  in  ihrem  Streite 
gegen  die  Reform.  Sie  erfuhr  aus  seinen  Mitteilungen  von  dem 
Konflikt  innerhalb  der  Kommission  und  konnte  nun  ihre  An- 
griffe auf  die  schwachen  Punkte  der  Erbpacht  richten;  die  Zeit 
schien  günstig,  um  durch  einen  neuen  Plan  die  verhaßte  Um- 
wandlung zu  hintertreiben. 

Am  28.  September  1703  machte  sie  eine  Eingabe  an  den 
Königi)  und  schlug  vor,  an  Stelle  der  Erbpacht  eine  Zeitpacht 
von  ungefähr  18  Jahren  einzuführen:  Die  Vorteile  der  Erbpacht, 
Befreiung  von  Baukosten  und  von  Remissionen  außer  bei  Krieg 
und  Pest,  gingen  dem  Könige  hierbei  nicht  verloren;  außerdem 
aber  würden  alle  Aemter  beisammen  bleiben,  die  Krone  behielte 
das  Eigentumsrecht  und  könnte  über  ihren  Besitz  jederzeit  frei 
verfügen. 

Indes  die  Gelegenheit  zu  diesem  neuen  Vorstoß  war  nicht 
richtig  gewählt.  Die  Untersuchungs-Kommission  war  in  diesen 
Tagen  nach  Berlin  zurückgekehrt;  es  schien  nicht  angängig,  in 
einer  einzigen  Provinz  Sonderbestimmungen  zu  treffen.  Die 
Magdeburgische  Kammer  blieb  sogar  ohne  Antwort  auf  ihre 
Eingabe^). 

§  13. 

Um  die  Frage  endgültig  zu  entscheiden,  ob  die  Erbpacht 
in  allen  Provinzen  eingeführt  werden  sollte,  oder  inwieweit  über- 
haupt eine  Änderung  zur  Verbesserung  der  Domänen  und 
Steigerung  ihrer  Erträge  empfehlenswert  wäre,  wurde  am  1.  Ok- 
tober 1703  eine  neue  Kommission  berufen^).  Es  war  bereits  die 
fünfte,  die  sich  mit  demselben  Problem  befassen  mußte. 

Die  Aussichten  waren  diesmal  für  die  Lüben  sehen  Pläne 
besser,    als    man    nach    den    vielen    gegen     sie  gerichteten 

^)  Acta  15. 

-)  Die  Behörde  beklagte  sich  darüber  in  ihrem  Schreiben  vom  23.  No- 
vember 1703  (Acta  15). 

„Commissoriale,  wegen  des  Erbpacht- Wesens  vom  1.  Oktober 

1703  (Fischbach  II,  1,  Beil.  Ee.    S.  136). 
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Angriffen  erwarten  sollte;  denn  der  General-Domänen  direkter 
"Wittgenstein  und  der  Feldmarschall  Wartensleben,  die  an 
der  Spitze  der  großen  Untersuchungs-Kommission  standen,  waren 
Freunde  der  Erbpacht,  und  von  den  anderen  Mitgliedern,  den 
Geheimen  Räten  Chwalkowski,  Paul  von  Fuchs  und  Ilgen 
hatten  sich  die  beiden  letzteren  wiederholt  für  das  neue  System 
ausgesprochen 

Die  Untersuchung^)  ließ  sich  auch  durchaus  günstig  für 
Lüben  an.  Die  Zwistigkeiten  in  der  letzten  Kommission,  welche 
der  Einführung  der  Erbpacht  so  nachteilig  gewesen  waren, 
hatten,  wie  sich  herausstellte,  ihren  Hauptgrund  in  persönlichen 
Streitigkeiten.  Merian,  Pehnen  und  Walter  hatten  es  wider 
ihre  Instruktion  unterlassen,  Lüben  auf  die  von  ihnen  bemerkten 
Mängel  und  Schäden  aufmerksam  zu  machen,  und  ihm  damit 
die  Möglichkeit  geraubt,  an  Ort  und  Stelle  sogleich  Verbesse- 
rungen vorzunehmen.  Auch  der  Einspruch  des  Vorsitzenden, 
des  Geheimen  Rates  Gröben,  hatte  die  Kommission  von  diesem 
feindselig  voreingenommenen  Verfahren  nicht  abbringen  können; 
Gröben  war  schließlich  sogar  auf  den  Verdacht  gekommen, 
seine  Mitkommissare  wären  im  Besitz  einer  geheimen  Neben- 
instruktion,  die  sie  anwiese,  die  Fehler  soweit  als  möglich  erst 
in  Berlin  von  der  neuen  Kommission  untersuchen  zu  lassen. 

Gewiß,  nicht  alle  Einwände  gegen  die  Erbpacht  waren 
rein  persönlicher  Natur.  Die  bis  zur  Gehässigkeit  gesteigerte 
Feindschaft  der  drei  Kommissare  entsprang  doch  prinzipiellen 
Erwägungen  oder  konnte  wenigstens  damit  entschuldigt  werden. 
Aber  mochte-  das  System  auch  Mängel  haben,  der  Gedanke  selbst 
erschien  durchaus  gesund  und  erfolgversprechend.  Trotz  der 
kurzen  Zeit  waren  auf  den  Ämtern  nach  Gröbens  Bericht  — 
dieser  steht  in  schroffem  Gegensatz  zu  dem  Gutachten  der  drei 

^)  Yergl.  S.  20/21  und  24.  Außerdem  gekörte  zu  dieser  Kommission  auch 
noch  Klingen,  der  Amtshauptmann  von  Muhlenhof  und  Mühlenbeck;  über  seine 
Stellung  zur  Erbpacht  ist  uns  nichts  bekannt. 

-)  Den  Gang  der  Untersuchung  ersehen  wir  aus  dem  Bericht  der  Kom- 
mission vom  21.  Februar  1704  (Acta  10). 
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Kommissare  vom  Juli  1703^)  —  sckon  jetzt  eine  große  Anzahl 
Hauswirte  und  viele  tausend  Stück  Vieh,  mehr  als  während  der 
Zeitpacht.  Bei  der  Untersuchung  hatte  es  sich  ferner  heraus- 
gestellt, daß  der  Ertrag  aus  den  besichtigten  21  Ämtern  zu- 
sammen mit  den  Zinsen  der  eingekommenen  Kapitalien  jährlich 
um  35880  Taler  höher  war  als  bei  der  Zeitpacht,  ungeachtet 
der  Ersparnis  an  Baukosten,  welche  allein  auf  33998  Taler  be- 
rechnet wurde. 

Daher  kam  auch  diese  neue  große  Kommission  gleich  ihren 
Vorgängerinnen  zu  dem  Ergebnis,  die  Erbpacht  solle  weiter 
eingeführt  werden,  weil  sie  sowohl  für  das  Interesse  des  Königs, 
als  auch  für  die  Erhaltung  der  Untertanen  weit  zuträglicher 
sei  als  die  Arende.  In  einem  Immediatbericht  stellte  sie  den 
Antrag,  die  Erbpachtskontrakte  und  die  Bestallungen  zu  be- 
stätigen und  das  vom  Könige  schon  früher  genehmigte  Edikt 
über  die  Fortsetzung  der  Erbpacht  und  Bestrafung  derjenigen, 
welche  sie  zu  verkleinern  suchten^),  in  allen  Provinzen  za  ver- 
öffentlichen. 

Nachdem  die  Entscheidung  in  diesem  Sinne  gefallen  war, 
blieb  nur  noch  übrig,  den  bisher  hervorgetretenen  besonderen 
Mißständen  durch  eine  Verbesserung  der  Methode  abzuhelfen. 
Von  den  Gegnern  des  Lüben  sehen  Systems  in  der  voran- 
gegangenen (4.  Untersuchungs-)  Kommission  war  besonders  ge- 
tadelt worden,  es  seien  1.  in  einigen  Ämtern  weder  Erbstands- 
noch  auch  Pflug-  und  Saatlohn-Gelder  erhoben,  und  man  habe 
zuweilen  sogar  die  Ernte  den  Erbpächtern  umsonst  gegeben; 
2.  seien  die  Gebäude  zu  billig  verkauft  worden  und  3.  sei  die 
königliche  Kasse  bei  der  Kaution  nicht  hinreichend  vor  einem 
Verlust  gesichert  worden.  Um  einigermaßen  gegen  einen  etwaigen 
Ausfall  gedeckt  zu  sein,  müßte  bei  der  Stellung  der  Kautionen 
auch  die  Unterschrift  der  Frau  des  Erbpächters  verlangt 
werden. 


Vergl.  S.  38. 

Edikt  vom  2.  Januar  1704  (Magdeburg.  St.  A.,  Repert.  A.  9,  Nr.  348). 
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"Was  wollten  indes  diese  Einwände  gegen  das  vorgeschlagene 
System  besagen?  "Waren  sie  überhaupt  auch  bloß  für  Einzelfälle 
berechtigt?  Lüben  hatte  es  nicht  schwer,  seine  Widersacher 
zurückzuweisen.  Es  entsprach  den  Geboten  der  Nützlichkeit 
und  Billigkeit,  wenn  die  neue  Einrichtung  den  Pächtern  durch 
gewisse  Erleichterungen  empfohlen  wurde.  Friedrich  selbst 
hatte  sich  damit  einverstanden  erklärt.  An  Erbstandsgelder  hatte 
zu  Anfang  niemand  gedacht i),  und  die  Ernte  hatte  den  Erb- 
pächtern unbedingt  überlassen  werden  müssen,  weil  sonst  ihre 
Existenz  fraglich  gewesen  wäre.  Ohne  dieses  Zugeständnis  hätten 
sich  die  Bauern  wohl  auch  schwerlich  zur  Erbpacht  bereit 
gefunden. 

Nicht  besser  stand  es  mit  der  zweiten  Beschwerde.  Freilich, 
die  neuen  Besitzer  hatten  billig  gekauft,  das  ließ  sich  nicht 
leugnen;  trotzdem  aber  war  der  König,  so  führte  Lüben  weiter 
aus,  nicht  zu  kurz  gekommen.  Hatte  er  doch  durch  den  Ver- 
kauf der  Gebäude  die  hohen  Baukosten  erspart. 

Was  schließlich  den  dritten  Punkt  betraf,  so  war  der  Fiskus 
durchaus  vor  Verlusten  geschützt.  Die  Erbpächter  hafteten  ja 
alle  für  einen  und  einer  für  alle;  zudem  mußte  auch  der  Amt- 
mann für  die  Abgaben  der  Erbpächter  bürgen  und  eine  Kau.tion 
stellen. 

Um  den  vielen  Klagen  des  Forstamts  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  beantragt,  die  Hofkammer  sollte  zusammen  mit  dem  Hof- 
jägermeister eine  neue  Ausmessung  vornehmen,  das  Eigentum 
des  Forstamts  genau  feststellen  und  im  einzelnen  bestimmen, 
wie  es  mit  dem  Bau-  und  Brennholz  in  Zukunft  gehalten 
werden  müßte. 

Einen  dauernden  Erfolg  aber  hielt  die  Kommission  nur 
dann  für  möglich,  wenn  fortan  das  Erbpachtsystem  einheitlich 
durchgeführt  würde;  sie  machte  daher  den  Vorschlag,  die  Hof- 
kammer mit  der  Direktion  über  die  Vererbpachtung  der  Do- 
mänen zu  betrauen.    Die  Pro  vinzialkammern  müßten  dann  durch 


1)  Vergl.  S.  39. 
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ihre  Mitglieder  nach  den  Instruktionen  der  Hofkammer  die  Ein- 
richtung ausführen  und  der  Hofkammer  darüber  berichten. 

Um  der  Hofkammer  sogleich  die  nötige  Anleitung  zu  geben, 
in  welchem  Sinne  sie  vorzugehen  hätte,  wurden  ihr  einige 
Regeln  vorgeschrieben:  1)  Den  Erbpächtern  sollten  im  allge- 
meinen keine  zu  großen  Güter  übergeben  werden.  2)  Soweit 
als  möglich  dürften  nur  wohlhabende  Leute  zu  Pächtern  an- 
genommen werden.  3)  Besonders  wäre  dafür  zu  sorgen,  daß 
fremde  Untertanen  ins  Land  gezogen  würden.  4)  Die  Erbstands-, 
Pflug-  und  Saatlohn-  und  Dünger-Gelder  sollten  nach  der  Güte 
des  Bodens  berechnet  und  die  Gebäude  möglichst  teuer  verkauft 
werden.  5)  Bei  der  Besetzung  der  Amtmannsstellen  müßte 
vorzüglich  auf  die  Tüchtigkeit  der  Anwärter  gesehen  werden. 
6)  Ihre  Bestallungen  wären  nach  dem  neuen  Projekt  auszu- 
fertigen. 7)  Die  eingekommenen  Kapitalien  sollten  gegen 
wenigstens  6  7o  Zinsen  ausgeliehen  werden. 

Würden  diese  Bestimmungen  festgehalten,  dann  müßte 
auch  die  Erbpacht,  so  meinten  die  Kommissare,  einen  guten 
Verlauf  nehmen,  dem  König  Nutzen  bringen  und  zur  Kulti- 
vierung des  Landes  und  Vermehrung  der  Untertanen  beitragen. 

„Wir  müssen,"'  so  hieß  es  am  Schluß  des  Entwurfs  zu 
dem  Immediatbericht^),  ,,dem  Geheimen  Kammerrat  Lüben  das 
Zeugnis  geben,  daß  er  bei  Introduzirung  dieses  Werkes  ohn- 
erachtet  aller  heimlichen  und  öffentlichen  Oppositionen  und 
Verfolgungen  an  seinem  Ort  und  soviel  es  ihm  möglich  gewesen, 
diese  von  ihm  in  Vorschlag  gebrachte  nützliche  Erb  Verpachtung 
mit  Treu  und  Fleiß  zu  befördern  und  zum  Stande  zu  bringen 
nicht  ermangeln  lassen,  wie  er  denn  auch  wirklich  hierunter 
seinen  Zweck  erreichet  und  dannenhero  wohl  meritiret,  daß  ihm 
wegen  seiner  mühsamen  Arbeit  und  aufgewandten  vielen  Reise- 
und  andern  Kosten,  indem  er  verschiedene  Leute  zur  Schreiberei 
und  sonsten  bei  dieser  Verrichtung  in  Brot  und  Lohn  halten 


^)  Der  ganze  Bericlit  lag  mir  mir  im  Konzept  vor;  kier  war  am  Rande 
liinzugefügt :  „Dieser  Punkt  soll  ausgelassen  werden  bis  künftig." 
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xmd  dabei  viel  verwenden  müssen,  eine  Gnade  widerfahre,  damit 
er  einigermaßen  dadurch  seinen  Schaden  erholen  und  an  dem 
neuen  Exempel  encouragiret  werden  möge,  wie  bishero  also  auch 
ferner  mit  unermüdetem  Fleiß  die  Beförderung  Ew.  Königl. 
Majestät  hohen  Interesses  sich  angelegen  sein  zu  lassen." 

§  14. 

Nach  dem  Vorschlage  der  Kommission  teilte  Friedrich 
der  Hofkammer  am  11.  März  1704  mit^),  er  sei  nunmehr  gewillt, 
die  Erbpacht  unter  ihrer  Direktion  in  allen  seinen  Landen 
„ein-  und  ausführen"  zu  lassen. 

Man  hätte  meinen  können,  der  Erbpacht  wäre  damit  ein 
ischlechter  Dienst  erwiesen  worden;  denn  in  der  Hofkammer 
saßen  erklärte  Feinde  des  neuen  Systems.  Doch  gerade  damals 
wurden  die  beiden  schlimmsten  Gegner  der  Reform,  Merian 
nnd  Weise,  verabschiedet^)  und  durch  Gröben^)  und  Lüben 
ersetzt.  Gleichzeitig  wurden  auch  die  widerstrebenden  Amts- 
kammerräte entlassen;  von  der  Kurmärkischen  Kammer:  "Walter 
und  Pehnen,  von  der  Magdeburgischen:  Danckelman,  Cratz 
und  Huß,  von  der  Halberstädtischen :  Lindholz  und  Lüdicke, 
■dazu'  noch  verschiedene  Subaltern beamte.  An  ihre  Stelle  traten 
in  die  Berliner  Kammer  die  Räte:  Treumann,  Friese  und 
Franke,  in  die  Hallesche:  von  der  Lith  und  Hornig  und 
in  die  Halberstädter:  Konsistorialrat  Koch.  Schließlich  wurde 
noch  die  Stelle  eines  Domänenfiskals  geschaffen  und  mit  dem 
Kammergerichts- Advokaten  Olef  fei  besetzt. 

Mit  dieser  Personalreform  begann  ein  neuer  Abschnitt  in 
der  Yererbpachtung  der  Domänen.  Bisher  waren  nur  schüchterne 
Versuche  gemacht  worden,  die  immer  von  neuem  an  der  Feind- 
rschaft  der  Kammerbehörden  zu  scheitern  drohten.    Jetzt  aber, 

1)  Fisclibach  II,  1.    Beil.  Ff,  S.  137  f. 

2)  Erlaß  vom  14.  März  1704,  bei  Fischbach  II,  1.,  Beil.  Hb.  S.  144. 

3)  Gröben  erhielt  auch  noch  die  4.  Stelle  im  Ober-Domänen-Direktorimii 
neben  Wartenberg,  Wittgenstein  und  Chwalkowski  und  wurde  Yice- 
Präsident  der  Kurmärk.  Amtskammer. 
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wo  der  Widerstand  der  Hofkammer  und  der  Provinzialkammern 
gebrochen  worden  war,  konnte  die  Reform  planmäßig  in  allen 
Provinzen  eingerichtet  werden.  Lüben  hatte  einen  großen  Sieg 
errungen. 

Zwölf  Tage  nach  der  Entlassung  der  reformfeindlichen 
Räte  befahl  ein  königlicher  Erlaß  dem  Generalempfänger  der  Do- 
mänen-Revenuen,  Geheimen  Kriegsrat  Johann  Andreas  von 
Krautt^),  die  Erbpachts-,  Kautions-  und  Inventariengelder 
sollten  ausschließlich  verwandt  werden  zum  Ankauf  neuer  oder 
zur  Auslösung  verpfändeter  Güter  und  zur  Abzahlung  der  auf 
den  Domänen  lastenden  Hypotheken,  „zumalen  solches  zu  Er- 
reichung der  bei  der  Erbpacht  abzielenden  Verbesserung  die 
unumgängliche  Notdurft  erforderte." 

Die  Verfügung  bedeutete  einen  neuen  Schritt  vorwärts, 
da  sie  dem  Mißbrauch  ein  Ende  machte,  einen  Teil  des  durch 
die  Erbpacht  gewonnenen  Geldes  für  den  Hofstaat  zu  ver- 
brauchen. Ausdrücklich  wurde  Krautt  angewiesen,  einer  et- 
waigen anderen  Assignation  dieser  Einkünfte  nicht  zu  folgen^ 
sondern  dem  König  davon  Meldung  zu  machen. 

Gleichzeitig  mit  diesem  Reskript  erging  das  Patent  vom 
26.  März:  „Nachricht,  welchergestalt  Se.  Königl.  Majestät  in 
Preußen  ....  dero  Ämter,  Vorwerker  und  andere  Domänen- 
Stücke  in  Erbpacht  gesetzt  wissen  wollen,  damit  sowohl  Sie 
selbst  desfalls  genügsame  Kaution  von  denen  Erbpächtern,  als 
auch  diese  wegen  der  von  ihnen  angenommenen  Stücke  zu- 
reichende Sicherheit  haben  mögen"  2). 

Man  kann  nicht  sagen,  daß  Lübens  Triumph  durch  die 
Verordnung  verringert  wurde,  vorläufig  nur  in  einigen  Provinzen 
die  Erbpacht  einzuführen.  Er  selbst  hatte  schon  früher  die  Be- 
rechtigung dieser  Beschränkung  anerkannt^). 


1)  Erlaß  vom  26.  März  1704  (Fischbach  II,  1,  Beil.  Ji.    S.  145). 

Acta  11,  12  usw.;  abgedruckt  bei  Mylius  IV,  2,  3  No.  3.  Sp.  147  f. 
Ini  Herzogtum  Pommern  wurde  dem  Patent  noch  ein  Punkt  wegen  Aufhebung 
der  Leibeigenschaft  hinzugefügt. 

^)  Vergl.  S.  32. 
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Der  Neumärkisclieii  Kammer  wurde  am  26.  März  befohlen^), 
die  Ämter  noch  aiif  ein  Jahr  in  Arende  stehen  zu  lassen  und 
die  Leute,  welche  sich  zur  Erbpacht  gemeldet  hätten,  zu  ver- 
trösten. Der  Pommerschen  Amtskammer  wurde  auf  Anraten 
der  Hofkammer  in  demselben  Sinne  bedeutet 2);  ebenso  blieb  in 
Preußen,  Ravensberg  und  Minden  vorläufig  noch  alles  beim 
alten^).  Dafür  aber  sollte  die  Erbpacht  mit  um  so  größerem 
Nachdruck  in  Magdeburg,  Halberstadt  und  in  der  Kurmark  zu 
Ende  geführt  werden. 


II.  Übersicht  über  die  Klrbpacht  in  den  einzelnen 

Provinzen^). 

§  15. 

Die  Kurmark  zählte  im  Jahre  1700  ungefähr  45  Ämter^). 
Von  diesen  wurden  bei  den  ersten  Erbpachts versuchen  (1701) 
die  Ämter  Ziesar  und  Derenburg  ganz  und  außerdem  mehrere 

1)  Erlaß  des  Königs  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  26.  März  1704  (Acta  13). 
^)  Erlaß  des  Königs  an  die  Pommersche  Kammer  vom  31.  März  1704  (Acta  14). 
^)  Die  betreffenden  Erlasse  fehlen  in  den  Akten.    Tatsächlich  aber  muß 
der  Befehl  an  die  genannten  Kammern  ergangen  sein;  denn  in  diesen  Provinzen 
wurden  zu  jener  Zeit  keine  Vererbpachtungen  vorgenommen. 

Zur  Feststellung  der  landesherrlichen  Ämter  in  Brandenburg-Preußen 
dienten  folgende  Bücher: 

I)  Fischbach,  Histor.  Beiträge,  Berhn  1782,  II,  1,  Beil.  K.  S.  82  ff., 
Alphabetisches  Verzeichnis  sämtlicher  Kurf  ürstl.  Brandenburgischen  Ämter; 
dieses  Verzeichnis  stammt  aus  den  Jahren  1796 — 97  (vergl.  Fischbach 
a.  a.  0.  S.  25). 

II)  Abel,  Preuß.  und  Brandenburg.  Staats-Geographie,  Leipzig  und  Stendal  1711. 
ni)  Stadelman'n,  Friedrich  Wilhelm  1.  in  seiner  Tätigkeit  für  die  Landes- 
kultur Preußens,  Leipzig  1878,  S.  370  ff.,  Alphabetisches  General-Ämter- 
Verzeichnis  (aus  den  Jahren  1729 — 37). 

IV)  Büsching,  Erdbeschreibung,  8.  Aufl.,  Hamburg  1788  ff. 

V)  Leonhardi,  Erdbeschreibung  der  Preußischen  Monarchie,  Halle  1791  ff. 
VI)  Goldbeck,  Vollständige  Topographie  des  Königreichs  Preußen,  Königs- 
berg und  Leipzig  1875. 

^)  Für  die  Kurmark  konnte  ich  ein  genaues  Ämter-Verzeichnis  nicht  auf- 
stellen, weil  ich  in  den  genannten  Büchern  häufig  sich  widersprechende  Angaben 
fand.  Die  45  Ämter  waren  mit  Zugrundelegung  derFischbachschen  Liste  folgende : 

4 
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Vorwerke  in  Tangermünde,  Neuendorf  -  Letzlingen,  Arendsee, 
Diesdorf,  Burgstall,  Salzwedel  und  Gramzow  eingerichtet^). 

Im  Laufe  desselben  Jahres  kamen  noch  das  Amt  Potsdam, 
das  Vorwerk  Seelow  im  Amte  Lebus  und  einige  „Pertinentien" 
in  Löcknitz  hinzu Indes  der  kurz  darauf  um  die  Reform 
entstandene  Streit  hinderte  die  weitere  Ausbreitung  der 
Erbpacht. 

Erst  im  Frühjahr  1704  wurde  die  Einrichtung  wieder  auf- 
genommen. Da  aber  das  Ergebnis  viel  zu  wünschen  übrig  ließ, 
berief  der  König  im  folgenden  Jahre  eine  Kommission,  bestehend 
aus  den  Geheimen  Eäten  Gröben  und  Bartholdi  und  den 
Kurmärkischen  Amtskammerräten  Friese  und  Franke,  um  nach 
den  Ursachen  des  geringen  Erfolges  zu  forschen^).  Verschiedene 


Arendsee,  Beeskow,  Biegen,  Biesental,  Burgstall,  CKorin,  Derenburg,  Dies- 
dorf, Fehrbellin,  Freienwalde,  Fiirstenwalde,  Goldbeck,  Gramzow,  Köpenick, 
Kottbus,  Lebus,  Lehnin,  Lenzen,  Liebenwalde,  Lindow,  Löcknitz,  Müblenbeck, 
Mühlenbof,  Neuendorf -Letzlingen  (Altmark),  Neuenhagen,  Neustadt,  Oranienburg, 
Potsdam,  Eüdersdorf,  Ruppin,  Saarmund,  Salzwedel,  Schönhausen,  Spandau, 
Stahnsdorf,  Storkow,  Sylow,  Tangermünde,  Trebbin,  Wittstock,  Wusterhausen, 
Ziesar,  Zechlin,  Zehdenick,  Zossen. 

Bei  Fischbach  fehlt  Schönhausen,  es  wird  jedoch  von  Abel  in  Über- 
einstimmung mit  Stadelmann,  Büsching  und  Leonhardi  als  Kur- 
märk.  Amt  genannt.  Die  Ämter  Joachimsthal  und  Neuendorf  (Mittel- 
mark) [siehe  Fischbach  a.  a.  0.  S.  84]  waren  nach  Büsching,  Bd.  8, 
S.  521,  und  Leonhardi,  Bd.  3b,  S.  421  Schulämter  des  Joachims- 
thalschen  Gymnasiums  zu  Berlin. 

Neuendorf -Letzlingen,  nach  Fisch bachs  Verzeichnis  (S.  82  ff .)  zwei 
Ämter,  bildeten,  wie  aus  Abel.  Büsching,  Leonhardi  und  Fischbach 
Beil.  Dd,  S.  135  hervorgeht,  nur  ein  Amt. 

Die  von  Fischbach  außerdem  noch  erwähnten  „Kurmärk.  Ämter" 
Lauenburg  und  Mahndorf  sind  in  keinem  der  genannten  Verzeichnisse 
zu  finden.  Seehausen  verzeichnet  nur  Büsching,  Bd.  8,  S.  510,  und 
5;war  als  Amt  des  Joachim sthalschen  Gymnasiums.  Das  Kollekturamt 
Nordhausen  gehörte  zur  Grafschaft  Hohenstein  (Leonhardi,  Bd.  4a, 
S.  547). 

Bei  Abel  vermissen  wir  die  Ämter  Mühlenhof,  Stahnsdorf  und  Sylow 
ganz,  während  er  Kottbus  zur  Neumark  rechnet.  Die  bei  ihm  genannten 
„Ämter" !  Belitz,  Goltz,  Nellin  und  Himmelpforte  fehlen  in  den  anderen 
Verzeichnissen.    Die  „Herrschaft"  Derenburg  wurde  nach  Abel  zui- 
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Mißstände  kamen  dabei  zatage.  So  fanden  sich,  in  der  Altmark, 
wo  die  Einrichtung  dock  bereits  vier  Jahre  zurücklag,  einzelne 
Domänen,  bei  welchen  den  Erbpächtern  wegen  der  Opposition 
des  Forstamtes  noch  immer  nicht  die  endgültigen  Grenzen  an- 
gewiesen waren.  Auch  an  den  Kontrakten  war  manches  aus- 
zusetzen.  Einige  von  ihnen  mußten  nach  der  Meinung  der 
Kommission  unbedingt  umgeändert  werden,  wofern  der  König 
dabei  nicht  empfindliche  Verluste  erleiden  sollte;  bei  anderen 
wiederum  glaubten  sich  die  Erbpächter  übervorteilt  und  wiesen 
sie  mit  der  Begründung  zurück,  es  wäre  ihnen  bei  der  Ein- 
richtung der  Ämter  mehr  versprochen,  als  ihnen  jetzt  zugebilligt 
würde. 


Altmark  gerechnet,  wenn  sie  auch,  „an  der  Stadt  Halberstadt"  lag 
(Abel,  S.  296). 

In  Stadelmanns  Liste  werden  die  Ämter  Neuendorf -Letzlingen  und 
Neustadt  nicht  erwähnt.  Dafür  nennt  er:  Dambeck  (nach  Büsching, 
Bd.  8,  S.  304,  und  Leonhardi,  Bd.  3a,  S.  596  ein  Amt  des  Joachims- 
thalschen  Gymnasiums)  sowie  Eaputh,  Draheim  und  Neuenrade;  die  beiden 
letzteren  gehörten  aber  nach  Abel,  Pischbach,  Büsching  und 
Leonhardi  nicht  zur  Kurmark,  während  Kaputh  ein  Vorwerk  von  Pots- 
dam war  (Büsching,  Bd.  8,  S.  373  und  Leonhardi,  Bd.  3a,  S.  747). 
Büsching,  Bd.  8,  verzeichnet:  Lindow,  Neuenhagen,  Storkow  und 
Wusterhausen  nicht  als  Ämter.  Lenzen  führt  er  ebenso  wie  Leon- 
hardi, Bd.  3  a,  S.  633/4,  als  Vorwerk  im  Amte  Eidenburg  auf.  —  Über 
die  „Herrschaft"  Derenburg  sagt  er  (Bd.  9,  S.  379):  „Sie  ist  dem 
Fürstentum  Halberstadt  nicht  recht  einverleibet,  sondern  wird  vielmehr 
zur  Altmark  gerechnet,  ist  aber  auftragsweise  den  landesfürsthchen 
Kollegien  zu  Halberstadt  unterworfen  und  macht  ein  Amt  aus." 
Bei  Leonhardi,  Bd.  3a,  fehlt  Amt  Lindow.  Kottbus,  Neuenhagen  und 
Sylow  zählt  er  zur  Neumark.  Die  „Herrschaft"  Derenburg  führt  er 
unter  den  nicht  einverleibten  Provinzen  auf  (Bd.  4a,  S.  547  f.);  sonst 
macht  er  dieselben  Angaben  darüber  wie  Büsching.  Über  das  Amt 
Ziesar  vergl.  Anmerk.  4  auf  Seite  55/56. 

Büsching  und  Leonhardi  verzeichnen  außer  den  genannten 
noch  mehrere  Ämter,  die  aber  wahrscheinlich  erst  unter  den  Nach- 
folgern Friedrichs  I.  zur  Kurmark  kamen. 

ZuS.50.1)  Vergl.  S.  19. 

2)  Zu  ersehen  aus  der  Aufstellung  bei  Fischbach  II,  1,  Beil.  Bb.  S.  132. 
^)  Bericht  der  Kommission  vom  28.  April  1705  (Acta  11). 

4* 
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Es  gelang  jedoch,  die  Sciiäden  zu  beseitigen^);  nuamelir 
hatten  die  mit  der  Yererbpachtung  beauftragten  Domänen- 
Kommissare  Treumann,  Rost  und  PrenneP)  auch  bessere 
Erfolge  zu  verzeichnen.  Bis  Trinitatis  1707  wurden  36  Vor- 
werke, mehrere  Mühlen  und  verschiedene  andere  Pertin entien"^) 
vererbpachtet,  wobei  gegenüber  der  Zeitaren  de  ungefähr  26900 
Taler  mehr  erzielt  wurden,  einschließlich  der  aus  den  Kapitalien 
eingekommenen  Zinsen  im  Betrage  von  9500  Talern*). 

Damit  jedoch  hatte  die  Erbpacht  in  der  Kurmark  ihr  Ende 
erreicht.  Erbittert  durch  die  ganz  ungerechtfertigten  Anklagen 
Lübens^)  nahm  die  Berliner  Amtskammer,  die  seit  der  Personal- 
reform von  1704^)  dem  neuen  System  zam  mindesten  keine 
Schwierigkeiten  gemacht  hatte,  ihre  alte  Taktik  wieder  auf  und 
begann  gegen  die  Erbpacht  zu  intrigieren. 

Im  Juli  1707^)  beschwerte  sie  sich  —  wahrscheinlich  auf 
Veranlassung  des  Geheimen  Rats  von  Grörne,  der  von  Anfang 
an  der  Erbpacht  wenig  geneigt  und  damals  von  Lüben  per- 
sönlich angegriffen  worden  war  —  beim  König  darüber,  daß  sie 
durch  das  Edikt  vom  4.  Mai  1706^)  von  der  Teilnahme  an  der 
Vererbpachtung  ausgeschlossen  sei. 

An  sich  hatte  die  Kammer  zu  dieser  Beschwerde  ein  Recht. 
Daß  sie  aber  so  spät  und  unmittelbar  nach  der  Anklage  Lübens 
dem  Unmut  über  ihre  Zurücksetzung  Ausdruck  gab,  ließ  dem 

^)  Wem  dies  gelang,  der  Untersuchungs-Kommission  oder  der  mit  der  Ein- 
richtung beauftragten  Domänen-Kommission,  geht  aus  den  Akten  nicht  hervor. 

2)  VergL  den  Königl.  Erlaß  vom  4.  Mai  1706  (Acta  11). 

^)  Diese  Domänenstücke  lagen  in  den  16  Ämtern:  Beeskow,  Biesental, 
Chorin,  Ereienwalde,  Gramzow,  Liebenwalde,  Löcknitz,  Mühlenbeck,  Neuenhagen, 
Rüdersdorf,  Saarmund,  Storkow,  Sylow,  Trebbin,  Wittstock  und  Zossen. 

^)  Elschbach  II,  1,  Beil.  Bl.  S.  146;  Acta  11,  General-Balance  von 
1704  ff.  —  Über  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Erbpacht  eingerichtet  wurde, 
vergl.  das  Edikt  vom  28.  Eebruar  1705,  Mylius,  C.  C.  M.  IV,  2,  3,  Nr.  6. 
Sp.  151  ff.  (siehe  auch  Seite  58/59). 

^)  Vergl.  Seite  87. 

')     .        „  47. 

'')  Reskript  der  Kurmärk.  Kammer  an  den  König  vom  7.  Juli  1707  (Acta  11). 
«)  Königl.  Erlaß  vom  4.  Mai  1706  (Acta  11). 
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Gedanken  Eaum,  daß  sie  Böses  im  Schilde  führte.  Ans  solchen 
Erwägungen  heraus  hätte  der  König  zu  dem  Entschluß  kommen 
müssen,  die  Beschwerde  abzuweisen;  trotzdem  verfügte  er 
(30.  August  1707^),  die  Vererbpachtung  solle  fortan  von  der 
Kammer  und  den  Kommissaren  „coUegialiter"  vorgenommen 
werden. 

Diesem  Umstände  werden  wir  hauptsächlich  den  plötzlichen 
Stillstand  in  der  Kurmärkischen  Vererbpachtung  zuzuschreiben 
haben.  "Während  die  beiden  letzten  Jahre  jene  überaus  günstigen 
Erfolge  gezeitigt  hatten,  fanden  sich  jetzt  —  so  berichtete 
wenigstens  die  Kammer^)  —  entweder  überhaupt  keine  tüchtigen 
Erbpächter,  oder  aber  die  vorhandenen  Bewerber  wollten  nicht 
einmal  soviel  bieten,  wie  die  Arende  bisher  getragen  hatte. 

Infolgedessen  blieb  von  den  45  Kurmärkischen  Ämtern  fast 
die  Hälfte  von  der  Reform  ganz  unberührt,  während  die  Domänen- 
stücke der  übrigen  Ämter  im  Jahre  1710  auch  nur  zum  Teil 
in  Erbpacht  standen^). 

§  16. 

Im  Fürstentum  Halberstadt,  das  um  die  Wende  des  17.  Jahr- 
hunderts zwölf  landesherrliche  Ämter  aufwies*),  v/urde  1703  mit 
der  Vererbpachtung  begonnen. 

1)  Königl.  Erlaß  vom  30.  August  1707  (Acta  11). 

^)  Bericht  der  Kurmärk.  Amtskammer  vom  21.  April  1708  (Acta  11). 

^)  Nähere  Angaben,  waren  in  den  vorliandenen  Akten  nicht  zu  ermitteln. 

^)  Die  zwölf  Ämter  waren:  Ermsleben,  Gatersleben,  Grüningen,  Hornburg, 
Krottorf,  das  Amt  der  Majorey,  Oschersieben,  Schianstedt,  Stötterlingenburg, 
Stecklenberg,  Wülperode  und  "Westerhausen. 

Fischbach,  a.  a.  0.,  II,  1,  S.  82  ff.  nennt  zwar  noch  das  Amt  Quedlin- 
burg. Aber  Quedlinburg  war  eine  Abtei,  die  unter  der  königl.  preuß.  Schutz- 
gerechtigkeit und  landesfürstlichen  Hoheit  stand.  (Yergl.  Leonhardi,  a.  a.  0., 
Bd.  4a,  S.  570  ff.  und  Büsching,  a.  a.  0.,  Bd.  8,  S.  819  ff.). 

Bei  Abel,  a.  a.  0.,  S.  283  ff .  fehlt  das  Amt  der  Majorey.  Dafiir  gibt  er 
für  die  Zeit  Friedrichs  I.  noch  das  Königl.  Amt  Weferlingen  an.  Dieses  wurde 
1701  vom  Landgrafen  von  Hessen-Homburg  eingelöst  (vergl.  S.  23),  doch  schon 
im  Jahre  1706  dem  Markgrafen  von  Kulmbach  eingeräumt.  Erst  1716  wurde 
es  wieder  eingezogen  und  von  königl.  Beamten  verwaltet  (Leonhardi,  Bd.4a,  S.  519). 
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Zu  Kommissaren  waren  außer  Lüben  die  beiden  Räte 
G-röben  und  BartKoldi  ernannt.  Doch,  bevor  diese  im  Fürsten- 
tum eintrafen,  hatte  Lüben  bereits  die  Ämter  Stötterlingenburg 
und  Wülperode  in  Erbpacht  ausgetan  und  dabei,  wahrscheinlicK 
infolge  des  großen  Zuzuges  auswärtiger  wohlhabender  Familien^), 
so  gute  Erfolge  erzielt^),  daß  seine  Mitkommissare  nach,  der  Be- 
sichtigung dieser  und  der  übrigen  Domänen  dem  Könige  be- 
richten konnten,  in  Halberstadt  sei  eine  wohleingerichtete  Erb- 
pacht der  Zeitarende  vorzuziehen^). 

Über  die  näheren  Umstände  der  dortigen  Vererbpaclitung 
geben  die  Akten  keinen  Aufschluß.  Eine  Opposition  der  Amts- 
kammer muß  auch  hier  vorhanden  gewesen  sein,  da  durch  das 
Edikt  vom  14.  März  1704  zwei  Halberstädter  Kammer  rät  e  ver- 
abschiedet wurden*).    Von  da  ab  aber  ging  die  Erbpacht  wohl 

Leonhard!,  a.  a.  0.,  Bd.  4a,  S.  496  ff.  und  Biiscliing,  a.  a.  0.,  .Bd.  9' 
S.  361  ff.,  zählen  zu  Halberstadt  außer  den  genannten  zwölf  Ämtern  und  außer 
"Weferlingen  noch  die  Ämter:  Haus-Neindorf,  Emmeringen  und  Conradsburg.  Ob 
diese  Ämter  schon  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  der  Halberst.  Amtskammer 
unterstanden  oder  erst  später  hinzukamen,  habe  ich  nicht  feststellen  können. 

„Das  alphabetische  Generalämterverzeichnis"  bei  Stadelmann  a.  a.  0. 
S.  370  ff.  ist  für  Halberstadt  sehr  unzuverlässig;  denn  es  werden  hier  auch  solche 
Ämter  als  königliche  bezeichnet,  die,  wie  Dardessen  und  Harsleben  oder  Schneit- 
lingen  und  Zilli,  dem  Dompropste  und  dem  Domkapitel  gehörten  (Leonhardi, 
Bd.  4a,  S.  487  ff).  Ebenso  waren  auch  Althaldensleben,  Ammensieben,  Hötens- 
leben, Winningen  und  Westerberg,  wie  aus  Leonhardi  zu  ersehen  ist,  keine 
zur  Halberstädter  Kammer  gehörigen  Ämter. 

1)  Vergl.  die  Beil.  Y  bei  Fischbach  H,  1,  S.  114  f. 

2)  Nach  den  bei  Fisch bach  H,  1  unter  Beil.  Pp  und  Qq  S.  152  f.  ab- 
gedruckten Balancen  betrugen  die  Einnahmen  aus  den  beiden  vererbpachteten 
Ämtern  mit  Einschluß  der  Zinsen  von  den  Kapitalien:  bei  Wülperode  ca.  3813  Taler 
und  bei  StötterHngenburg  ca.  4213  Taler,  das  war  gegenüber  der  Zeitpacht  ein 
Mehr  von  II87V2  ^ezw.  1708%  Talern.  Noch  günstiger  gestaltete  sich  das  Er- 
gebnis, wenn  nach  Abzug  der  laufenden  Ausgaben  der  Eeingewinn  bei  Erb-  und 
Zeitpacht  verglichen  wurde.  Er  behef  sich  auf  ca.  3429  und  382OV2  Taler,  war 
mithin  um  ca.  1303  bezw.  1755  Taler  größer  als  bei  der  Zeitpacht.  Hierbei  waren 
allerdings  die  Zinsen  aus  den  Erbstands-,  Kautions-  und  Inventarien-Geldern  mit- 
gerechnet. Diese  Gelder  betrugen  bei  Wülperode  IO58IV2  Taler  und  bei  Stötter- 
lingenburg ca.  14  619  Taler.    Bar  waren  davon  4974  bezw.  708772  Tlr.  bezahlt. 

^)  Bericht  der  Kommission  vom  4.  Sept.  1703  (Magdeburg.  St.  A.,  Repert. 
A.  18.  Nr.  6). 

^)  Vergl.  S.  47. 
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ganz  glatt  von  statten;  im  Jahre  1707  waren  elf  Ämter  ein- 
gerichtet.  Das  letzte  Amt.  "Westerhausen,  ist  wahrscheinlich  erst 
1709  oder  1710  vererbpachtet  worden;  eine  genaue  Angabe  fehlt i). 

Die  jährlichen  Einnahmen  aus  den  vererbpachteten  Ämtern 
beliefen  sich  im  Jahre  1710  auf  etwa  52  000  Taler,  das  waren 
ungefähr  8000  Taler  mehr  als  bei  der  Zeitpacht.  An  eingekom- 
menen Kapitalien  waren  im  Laufe  der  sieben  Erbpachts jähre  120000 
ßtlr.  an  den  Generalempfänger  Krautt  abgeführt  worden^). 

Über  die  Erbpacht  in  der  Grafschaft  Hohenstein  standen 
mir  keine  Akten  zur  Verfügung. 

Nach  Elschbach^)  war  der  größte  Teil  der  dortigen  Ämter ^) 
im  Jahre  1706  bereits  vererbpachtet.  Die  Reineinnahmen  daraus 
betrugen  20814  Taler. 

§  17. 

Zum  Herzogtum  Magdeburg  gehörten  im  Anfange  des 
18.  Jahrhunderts  29  landesherrliche  Ämter^).  Davon  waren  sieben, 

^)  Yergl.  die  Balancen:  Magdeburg.  St.  A.,  Eepert.  A.  18.  Nr.  24. 
riscilbach  II,  1,  Beil.  LI.    S.  148. 

^)  Nach  Abel,  a.  a.  0.  S.  300 ff.,  gehörten  zur  Grafschaft  Hohenstein  im 
Anfange  des  18.  Jahrhunderts  die  Ämter:  Benneckenstein,  Dietenborn,  Kletten- 
berg, Lohra,  Nohra  und  das  Kollekturamt  Nordhausen. 

Wann  die  von  Leonhard!,  a.  a.  0.  Bd.  4a  S.  535  ff.  und  Büsching, 
a.  a.  0.,  Bd.  8,  S.  948  ff.  außerdem  noch  genannten  Ämter  Münchenlohra, 
Kl.  Bedungen,  Mauderode  und  Wolfleben  zu  Hohenstein  kamen,  ist  mir  nicht 
bekannt.  Das  bei  Büsching,  Bd.  8,  S.  951  verzeichnete  „Amt"  Fronderode 
war  nach  Leonhardi,  Bd.  4a,  S.  542  ein  königl.  Domänengut  im  Amte  Klettenberg. 

Bei  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  370  ff.  fehlen  Nohra  und  Nordhausen. 

Fischbach,  a.  a.  0.  S.  82  ff.,  führt  keine  Ämter  auf. 

F.  Eosenfeld:  „Der  Magdeburg.  Kammer-Atlas"  in  den  Geschichts- 
blättern für  Stadt  und  Land  Magdeburg,  40.  Jahrg.  1905.  S.  259  ff.  nennt  für 
die  Jahre  1700—1710  folgende  28  Ämter:  Aken,  Altenplatho,  Alvensleben,  Athens- 
leben, Brachwitz,  Brumby,  Calbe,  Derben-Ferchland,  Dreileben,  Egeln,  Giebichen- 
stein,  Gottesgnaden,  Hillersleben,  Jerichow,  Loburg,  Mühlenvogtei,  Petersberg, 
Eosenburg,  Eothenburg,  Sandau,  Schönebeck,  Sommerschenburg,  Staßfurt,  ümmen- 
dorf,  Wanzleben,  Wettin,  Wolmirstedt  und  Zinna. 

Hiervon  waren  Brachwitz  und  Staßfurt  erst  im  Jahre  1704  resp.  1706  mit 
Magdeburg.  Erbstandsgeldern  erworben.  Außerdem  aber  gehörte  zu  jener  Zeit 
als  29.  Amt  auch  noch  Scharf enbrück  zu  Magdeburg.    Yergl.  hierzu:  Magdeburg, 
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nämlich  Egeln  (bis  auf  ein  Vorwerk),  Alvensleben,  Hillersleben, 
Dreileben,  Wanzleben,  Rothenburg  und  (teilweise)  Giebichenstein, 
bereits  im  Jahre  J.702  unter  Lübens  Leitung  nach  dem  neuen 
System  an  Erbpächter  vergeben^).  Die  weitere  Yererbpachtung 
hatte  aber  infolge  der  wiederholten  Verdächtigungen  und  An- 
griffe seitens  der  Magdeburgischen  Kammer  und  anderer  Wider- 
sacher eingestellt  werden  müssen  und  konnte  erst  im  Frühjahr 
1704,  als  die  widerstrebenden  Räte  das  Feld  geräumt  hatten, 
wieder  aufgenommen  werden. 

St.  A.,  Rep.  A.  9.  Nr.  353,  „Spezifikation  der  gesamten  Baukosten  aus  den  letzten 
sechs  Arende- Jahren",  und  Fischbachs  Verzeichnis,  II,  1.  S.  82  ff. 

In  Fischbachs  Aufstellung  fehlen  von  den  29  Ämtern:  Brachwitz,  Calbe 
und  Wanzleben;  dafür  bezeichnet  er  Heitensleben  als  ein  Amt  „im  Magde- 
burgischen an  Hessen-Homl)urg".  ■WahrscheinUch  haben  wir  darunter  mit  Abel, 
a.  a.  0.  S.  264  das  dem  Landgrafen  von  Hessen-Homburg  gehörige  Hötensleben 
zu  verstehen.  Amt  Derben-Ferchland  wird  zwar  in  Fischbachs  Verzeichnis 
getrennt  aufgeführt,  in  der  Beil.  LI.  S.  147  aber  nicht. 

Bei  Leonhardi,  a.  a.  0.  Bd.  4a  S.  253  und  262  sind  Derben  und  Ferch- 
land zwei  getrennte  Ämter;  ebenso  auch  bei  Büsching,  a.  a.  0.  Bd  9,  S.  42. 
Wann  die  Trennung  vorgenommen  wurde,  entzieht  sich  meiner  Kenntnis;  jeden- 
falls bildete  Derben-Ferchland  zur  Zeit  Friedrichs  I.,  wie  aus  den  Akten  her- 
hervorgeht, ein  Amt. 

Statt  des  Amtes  Zinna  zählt  Leonhardi,  4a.  S.  286  das  Amt  Ziesar  zu 
Magdeburg.  Zinna  wurde  im  Jahre  1773  gegen  Ziesar  an  die  Mittelmark  ab- 
getreten.   (Vergl.  Büsching,  Bd.  9,  S.  43.) 

Amt  Scharf enbrück  war  nach  Leonhardi,  Bd.  3b,  S.  388  ein  Vorwerk 
im  Amte  Zinna.    Bei  Büsching  fehlt  es  ganz. 

Die  außerdem  bei  Leonhardi  und  Büsching  genannten  Ämter  kamen 
wohl  erst  in  der  Zeit  nach  1710  zu  Magdeburg. 

Abel,  a.  a.  0.  S.  249  ff.  nennt  von  den  29  Ämtern  nur  25;  es  fehlen 
ganz  die  Ämter  Brachwitz  und  Scharfenbrück,  während  "Wettin  und  Schönebeck 
nur  als  Städte  bezeichnet  werden.  Außerdem  aber  erwähnt  er  ein  Amt  Neu- 
haldensleben,  das  von  Leonhardi  4a,  S.  186  als  immediate  Stadt  verzeichnet  wird. 

Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  370  ff.  gibt  außer  den  29  Ämtern  noch  drei 
andere  an,  deren  Zugehörigkeit  ich  nicht  habe  feststellen  können. 

Die  in  den  Akten  enthaltenen  Verzeichnisse  der  Ämter  sind  leider  unvollständig. 

^)  Nach  Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  281,  mid  der  „Generalbalance''  in  Rep.  A.  9, 
Nr.  357  (Magdeburg.  St.  A.)  wurden  im  Jahre  1702  nur  sechs  Ämter  vererbpachtet. 
Doch  die  „Spezifikation"  der  Baukosten,  Magdeburg.  St.  A.  Rep.  A.  9,  Nr.  353, 
und  die  Beil.  Bb.  und  Dd.  bei  Fischbach  S.  132  ff.  besagen,  daß  auch  Giebichen- 
stein  damals  in  Erbpacht  ausgetan  wurde,  allerdings  nicht  vollständig,  wie  aus 
dem  Bericht  der  Magdeburg.  Kammer  vom  3.  Juni  1704  (Acta  15)  hervorgeht. 
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Wieder  übernahm  Lüben  auf  Befehl  des  Königs  den  Vor- 
sitz und  begab  sich  nach  dem  Magdeburgischen,  um  zusammen 
mit  der  dortigen  Kammer  die  nötigen  Vorbereitungen  zu  treffen. 
Da  es  aber  unmöglich  war,  die  Reform  gleich  in  allen  Ämtern 
durchzuführen,  so  wurde  beschlossen,  vorerst  nur  diejenigen 
Domänenstücke  auszubieten,  „bei  welchen,''  wie  Lüben  sagte, 
„der  neuliche  Sturmwind  einen  unumgänglichen  Bau  veran- 
lasset, oder  sonsten  es  die  Not  erfordert,  oder  aber  die  meisten 
Erbpächter  sich  angegeben^)." 

Um  schneller  zum  Ziele  zu  kommen,  „verteilten  die  ein- 
zelnen Räte  oder  Kommissare  die  Ämter  zur  Bearbeitimg  untet 
sich".  Lüben  selbst  richtete  zunächst  die  Ämter  Calbe  und 
Gottesgnaden  ein,  begab  sich  dann  nach  Sommerschenburg  und 
war  zuletzt  in  Wolmirstedt  beschäftigt,  während  Hornig  in 
Älvensleben,  von  der  Lith  in  den  Jerichowschen  Ämtern 
Derben-Ferchland,  Loburg,  Sandau,  Jerichow  und  Oberamtmann 
Schomer  im  Saalekreis  bei  den  Ämtern  Brach witz,  Giebichen- 
stein,  Petersberg  und  "Wettin  tätig  waren 2). 

Abgesehen  von  Lith  hatten  die  Kommissare  gute  Erfolge 
zu  verzeichnen;  am  Ende  des  Jahres  1704  standen  nach  Elsch- 
bach^) die  Ämter  Sommerschenburg,  Calbe,  Gottesgnaden,  Aken, 
Athensleben,  Wettin,  Brachwitz  und  Petersberg  in  Erbpacht*). 

Die  jährlichen  Mehreinnahmen  waren  recht  bedeutend,  zu- 
mal wenn  man  erwägt,  daß  der  Ertrag  der  Domänen  im  Magde- 
burgischen von  1683 — 1702  um  mehr  als  das  Doppelte  gestiegen 
war^).  Sie  betrugen,  wie  Fischbach  berichtet^),  17  200  Taler; 
dazu  kam  noch  ein  Kapital  von  150000  Talern  an  Erbstands-, 
Kaiitions-  und  Inventariengeldern. 

^)  Reskript  der  Magdeburg.  Kammer  an  den  König  vom  24.  April  1704  (Acta  15). 

^)  Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  282  und  Bericht  der  Magdeburg.  Kammer  vom 
3.  Juni  1704  (Acta  15). 

^)  Fisdibach.  II,  1,  S.  42.  Yergl.  dazu  diQ  Beil.  zu  Gröbens  Schreiben 
an  den  König  vom  22.  August  1707  (Acta  18). 

^)  Bei  Rosenfeld,  a.  a.  0.  S.  282,  der  sich  nach  der  General-Balance 
(Magdeburg.  St.  A.  Rep.  A.  9.  Nr.  357)  richtet,  fehlt  das  Amt  Petersberg. 

^)  Ranke,  Werke  25/26,  S.  462. 
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Mit  diesem  Ergebnis  war  der  König  außerordentlich  zu- 
frieden; er  verordnete  am  7.  Januar  1705*),  daß  dem  Geheimen 
Kamm  errat  Lüben  ,,zu  Bezeugung  des  an  seinen  bisherigen 
Diensten  habenden  allergnädigsten  Vergnügens"  aus  den  mehr- 
geschaften  Erbpachts -E-evenuen  8000  Taler  ohne  die  sonst 
üblichen  Abzüge  angewiesen  würden. 

Indes,  so  glänzend  dieser  Erfolg  war,  an  Unzuträglichkeiten 
bei  der  Einrichtung  hatte  es  auch  im  Herzogtum  Magdeburg 
nicht  gefehlt.  Das  neue  System  war  im  Grunde  genommen  nur 
ein  Mittel,  die  Einnahmen  aus  den  Domänen  zu  steigern.  Überall 
wurde  die  Pacht  in  die  Höhe  getrieben,  und  zudem  waren  die 
Zahlungsbedingungen,  weil  der  König  möglichst  schnell  zu  Geld 
kommen  wollte,  äußerst  strengt):  Wer  vier  Wochen  nach  dem 
festgesetzten  Termin  seine  Abgaben  nicht  entrichtet  hatte,  sollte 
alle  seine  Rechte  verlieren  und  das  Amt  räumen.  Die  Erb- 
pächter  aber  wollten  diesen  Punkt  unter  keinen  Umständen  in 
die  Kontrakte  aufnehmen.  Sie  weigerten  sich  auch,  die  Kontri- 
butionen und  den  Schoß  zu  zahlen,  das  Prediger-  und  Küsterkorn 
zu  liefern  und  freie  Fuhren,  die  sogen.  Ablagerfuhren,  zu  stellen^); 
denn  es  wären  ihnen,  wie  sie  sagten,  freie  Hufen  in  den  Patenten 
versprochen  worden,  nur  deswegen  hätten  sie  einen  so  hohen 
Kanon  und  das  Erbstandsgeld  erlegt^). 

Wohl  oder  übel  mußte  der  König  hierin  nachgeben;  in 
dem  Edikt  vom  28.  Februar  1705*)  bestimmte  er^):  Wer  die  Erb- 
stands- etc.  Gelder  nicht  auf  einmal  bezahlen  könnte,  sollte  bei 
Antritt  der  Erbpacht  die  Hälfte  oder  mindestens  Ys  erlegen 
und  den  E,est  an  bestimmten  Terminen  binnen  Jahresfrist  ohne 
Zinsen  entrichten.  Falls  er  das  nicht  vermöchte,  sollten  den 
Umständen  nach  noch  weitere  kurze  Termine  gestellt  werden, 

1)  Pischbach  II,  1.  Beil.  KL  S.  145. 

2)  Bericht  der  Magdeburg.  Kammer  vom  3.  Juni  1704  (Acta  15). 

3)  Vergl.  S.  10. 

^)  Mylius,  C.  C.  M.,  IV,  2,  3.  Nr.  6.  Sp.  151  ff.    Dies  Edikt  wurde  ia 
allen  Provinzen  veröffentlicht. 
^)  §  15  des  Edikts. 
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jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  daß  vom  Rest  6  ^/q  Zinsen 
gezahlt  würden. 

Ferner  wurde  festgesetzt^),  es  sollten  „die  Onera,  wann 
einige  auf  den  ausgetanen  Stücken  haften,  als  Contribution, 
Schoss,  Prediger-  und  Küsterkorn,  oder  wie  es  sonst  Namen  haben 
mag,  nach  der  Masse  und  dem  Werte  der  jetzigen  daraus  kom- 
menden Prästationen  behandelt  und  abgezogen  werden;  wo  aber 
dergleichen  Prästationen  nicht  haften,  da  bleiben  auch  die  Erb- 
pächter ohne  einzige  Erhöhung  und  Veränderung  in  eben  solcher 
Freiheit,  die  das  Vorwerk  bei  der  Arende  gehabt." 

Jedoch  auch  damit  waren  noch  nicht  alle  Schwierigkeiten 
aus  dem  Wege  geräumt.  Die  Erbpächter  trauten  nach  dem 
Vorangegangenen  der  Kommission  nicht  mehr  und  verlangten, 
daß  sie,  wie  in  den  anderen  Provinzen,  ihre  Zahlungen  an  Erb- 
stands-, Kautions-  und  Inventariengeldern  erst  dann  zu  leisten 
brauchten,  wenn  der  König  ihre  Kontrakte  unterzeichnet  hätte. 

Die  Forderung  erscheint  an  sich  wohl  gerechtfertigt;  aber 
bei  der  großen  Arbeit,  die  mit  der  Vermessung  und  Berechnung 
verbunden,  und  dem  geringen  Personal,  das  dabei  beschäftigt 
war,  konnte  nicht  alles  in  kurzer  Frist  vollständig  erledigt 
werden.  Um  den  Ansiedlern  entgegenzukommen,  baten  die 
Magdeburgischen  Kammerräte  den  König^),  die  Verträge,  soweit 
sie  gerade  waren,  provisorisch  zu  bestätigen.  Jedoch  der  König 
wollte  nicht  nachgeben^),  vielmehr  befahl  er  der  Kammer*),  die 
säumigen  Erbpächter,  desgleichen  auch  die  Amtleute,  die  mit 
ihrer  Kaution  im  Rückstände  geblieben,  „zu  ihrer  Schuldigkeit 
alles  Ernstes  anzuhalten",   und  an  die  Stelle  von  saumseligen 


1)  §  5  des  Edikts. 

^)  Bericht  der  Magdeburg.  Kammer  vom  3.  Juni  1704  (Acta  15). 

^)  In  seinem  Antwortschreiben  vom  23.  Juni  1704  (Acta  15)  überging  er 
diesen  Punkt  ganz. 

'^j  Erlasse  vom  29.  Dezember  1704  und  2.  April  1705,  zu  ersehen  aus 
dem  Schriftstück  vom  29.  April  1705  (Acta  15). 
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Zahlern  „andre  tücKtige  Leute  unter  der  Hand  aufzusuchen" 
und  mit  ihnen  einen  Vertrag  abzuschließen^). 

Wurde  die  Erbpacht  auf  diese  Art  gefördert?  Wer  An- 
siedler ins  Land  rufen  und  behalten  will,  muß  ihnen  gegenüber 
auch  eine  gewisse  Nachsicht  üben. 

Die  Magdeburgische  Kammer  erklärte  in  ihrer  Antwort, 
das  anbefohlene  Verfahren  wäre  freilich  bei  den  Amtleuten  an- 
gebracht, für  die  man  sehr  bald  Ersatz  finden  würde,  bei  den 
Erbpächtern  aber  dürfte  es  den  beabsichtigten  Zweck  kaum  er- 
reichen^). Einige  von  ihnen  würden  sogar  sehr  zufrieden  sein, 
wenn  man  ihnen  die  in  Erbpacht  gegebenen  Stücke  wieder  ab- 
nähme, und  würden  „teils  aus  Eigensinn  und  weil  sie  sich  ihrer 
Meinung  nach  nicht  gut  genug  gesetzet,  teils  auch  aus  unbe- 
kannten Ursachen  von  dem  Kontrakt  gerne  zurücktreten". 

Woher  sollten  aber  neue  Erbpächter  zum  Ersatz  kommen? 
Der  Argwohn,  der  auf  dem  neuen  System  lastete,  machte  jeden 
auch  nur  scheinbaren  Mißerfolg  doppelt  gefährlich.  Es  würde, 
wenn  einige  Ansiedler  ihre  Güter  wieder  aufgäben,  doch  heißen, 
daß  die  Bedingungen  dem  Landbebauer  nicht  die  Möglichkeit 
gewährten,  sich  wirklich  sein  Brot  zu  verdienen. 

Um  also  wenigstens  die  vorhandenen  Erbpächter  zu  er- 
halten, machte  die  Kammer  den  Vorschlag,  einige  der  von  aus- 

^)  Was  die  Amtleute  anbetraf,  so  hatte  der  König  bereits  am  23.  Juni  1704 
(Acta  15)  der  Kammer  befohlen,  „einen  jeden  derselben  einen  gewissen,  zuläng- 
lichen, jedoch  peremtorischen  Terminum  zu  Abtrag  solcher  Gelder  anzusetzen  und 
denjenigen,  so  sich  hierunter  säumig  bis  dato  bezeuget,  von  der  passirten  Zeit 
nur  die  gewöhnliche  Amtmanns besoldung  und  nicht  37o  ihrer  Einnahme"  —  so  hatte 
die  Kammer  vorgeschlagen  —  „den  andern  aber,  so  etwas  und  nicht  alles  ab- 
gegeben, von  dem  Gezahlten  nur  6  o/^  und  mehr  nicht  in  Kechnung  passiren  zu 
lassen,  w^elches  sie  ihrer  eignen  Versäumnis  imputiren  müssen."  Von  dieser  Be- 
stimmung wollte  sich  der  König  nicht  abbringen  lassen  (Reskript  des  Königs  an 
die  Magdeburg.  Kammer  vom  28.  Juli  1704;  Acta  15),  trotz  der  Fürsprache  der 
Kammer,  die  darauf  hinwies,  daß  durch  die  Einsetzung  von  Amtleuten  alle  die 
vielen  „Nebenbedienten"  in  den  Ämtern,  wie  Amtsschreiber,  Gerichtshalter,  Amts- 
richter und  Kornschreiber,  die  früher  alle  hätten  besoldet  werden  müssen,  be- 
seitigt worden  wären  und  daß  die  Amtleute  bei  der  Einrichtung  sehr  viel  Mühe 
gehabt  hätten  (Reskript  der  Kammer  an  den  König  vom  19.  Juli  1704;  Acta  15). 

^)  Reskript  der  Kammer  an  den  König  vom  29.  April  1705  (Acta  15). 


—    61  — 

wärts  zugezogenen  Ansiedler  zur  Warnung  für  die  andern  in 
Arrest  zu  setzen,  wenn  die  Exekution  erfolglos  sei.  Yon  diesem 
Mittel  jedocli  versprach,  sich  der  König  nur  Schaden  für  die 
Reform;  er  befahl  daher  in  einem  neuen  Erlaßt),  die  Güter  der 
säumigen  Erbpächter  wie  auch  das  Inventar  solange  gerichtlich 
mit  Beschlag  zu  belegen,  bis  die  Leute  ihre  Verpflichtungen 
erfüllt  hätten. 

Trotz  aller  dieser  Schwierigkeiten  machte  die  Erbpacht  in 
Magdeburg  noch  Fortschritte.  1705  wurden  die  Ämter  Mühlen- 
vogtei,  Schönebeck,  Zinna,  Sandau,  und  im  folgenden  Jahre 
Loburg,  Ummendorf,  Derben-Ferchland,  Jericho w,  Staßfurt  und 
Brumby  eingerichtet,  somit  standen  Ende  1706  im  ganzen 
26  Ämter  in  Erbpacht.  Wieviel  die  hieraus  mehrgeschafften 
Revenuen  betrugen,  ist  unbekannt.  Die  General-Balance^)  gibt 
nur  die  Mehreinnahmen  von  24  Ämtern  mit  ungefähr  45  575  Talern 
einschließlich  der  Zinsen,  oder  2388372  Talern  ohne  Zinsen  an. 

Ob  in  der  Folgezeit  die  noch  übrigen  Magdeburgischen 
Domänenämter  vererbpachtet  wurden,  geht  aus  den  erhaltenen 
Akten  nicht  hervor.  Immerhin  waren  die  bis  1706  erzielten  Er- 
folge außerordentlich  groß,  und  der  König  konnte  umsomehr  da- 
mit zufrieden  sein,  als  sich  auch  96  fremde,  zum  Teil  sogar  sehr 
wohlhabende  Familien  im  Herzogtum  niedergelassen  hatten^). 

Der  finanzielle  Vorteil  des  neuen  Systems  war  bei  der 
Einrichtung  in  der  Kurmark,  in  Halberstadt  und  Magdeburg 
klar  zutage  getreten.  Zwar  hatten  sich  hier  und  da  Mängel 
gezeigt  ;  aber  dies  durfte  durchaus  nicht  als  Beweis  für  die  Ver- 
fehltheit der  ganzen  Institution  angesehen  werden;  derartige 
Erscheinungen  mußten  vielmehr  bei  jeder  Reform  hervortreten. 
Daher  ließ  sich  der  König  dadurch  nicht  abschrecken,  nunmehr, 
im  Jahre  1706,  die  Erbpacht  auch  auf  die  anderen  Provinzen 
auszudehnen. 

^)  Königl.  Erlaß  vom  30.  Mai  1705  (Acta  15).  ' 
2)  Magdeburg.  St.  A.  Eep.  A.  9.  Nr.  357. 

^)        ,.  „    .,     „     „  9.   „   353,  Tabelle  der  ins  Land  gezogenen 

fremden  Familien;  vergl.  dazu  Fischbach  II,  1,  Beil.  V,  S.  114  f. 
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§  18. 

In  Pommern  wurde  die  Einriclitung  niclit  der  dortigen 
Kammer,  sondern  einer  besonderen  Kommission  allein  über- 
tragen. Wiederum  erhielt  Lüben  den  Vorsitz,  allerdings  zu- 
sammen, mit  dem  der  Reform  wenig  geneigten  Kammerrat  von 
Görne.  Die  beiden  Räte  sollten  den  übrigen  Mitgliedern  der 
pommerscben  Kommission^)  nur  die  Methode  der  Erbpacht 
zeigen,  ihnen  die  nötige  Anleitung  geben  und  wenn  möglich 
auch  einige  Ämter  zur  Probe  einrichten,  alsdann  aber  zu  dem 
gleichen  Zweck  nach  Preußen  gehen  und  dort  die  Direktion 
über  die  neue  Einrichtung  übernehmen^). 

Der  König  hatte  es  so  eilig,  daß  er  nicht  abwarten  wollte, 
bis  die  Kommissare  ihre  neuen  Geschäfte  antreten  konnten,  son- 
dern ernannte  noch  einige  ünterkommissare^),  damit  diese  sofort 
nach  Pommern  reisten  und  die  nötigen  Vorbereitungen  für  die 
Vererbpachtung  träfen. 

Im  Juni  1706  wurden  sieben  von  den  20  pommerschen 
Ämtern*)  ausgeboten  —  es  waren  dies  Pyritz,  Kolbatz,  Massow, 

^)  Es  gehörten  dazu:  der  Hof-  und  Kammergerichtsrat  von  Münchow. 
Kammerrat  von  Waldow  und  von  Wedel,  an  dessen  Stelle  später  der  Dom- 
propst von  Kamin,  v.  Koller,  trat.    (Königl.  Erlaß  vom  11.  Juni  1706;  Acta  14). 

^)  Königl.  Erlaß  an  die  Kommission  vom  20.  Februar  1706  (Acta  10a). 

^)  Außer  einigen  anderen  wurden  Ackermann  und  Rücker  zu  Kom- 
missaren ernannt. 

Die  pommerschen  Ämter  waren:  Belgard,  Bublitz,  Friedrichswalde, 
Gülzow,  Kasimirsburg,  Kolbatz,  Kolberg,  Körlin,  Köslin,  Marienfließ,  Massow,  Naugard, 
Neu-Stettin,  Pyritz,  Rügenv/alde,  Saatzig,  Stolp,  Schmolsin,  Gr.  Stepenitz  und  Treptow. 

Elschbach,  a.  a.  0.  II,  1,  S.  82  ff.  nennt  das  Amt  Kolberg  nach  dem 
"Wohnsitze  des  Amtmanns:  Altenstadt  bei  Kolberg  (vergl.  Leonhard!,  3b,  S.  820j. 
Außerdem  bezeichnet  er  Köslin  und  Kasimirsburg  als  ein  Amt,  Nach  Abel, 
Leonhardi  und  Büsching  aber  waren  es  zwei  Ämter.  Daß  auch  Stadelmann 
die  beiden  als  ein  Amt  verzeichnet,  besagt  nicht  viel,  weil  er  auch  mehrere 
andere  selbständige  Ämter  als  zusammengehörig  erwähnt. 

Leonhardi,  a  a.  0.  Bd.  3b,  S.  706 — 912  verzeichnet  außer  den  oben- 
genannten noch  die  Ämter  Bernstein,  Dölitz,  Suckow  und  Sülzhorst,  ferner  Lauen- 
burg, Bütow  und  Draheim.  DöHtz  war  nach  Elschbach  II,  1,  S.  178  kein  be- 
sonderes Amt,  sondern  gehörte  za  Saatzig.  Bernstein  wurde  erst  1729  angekauft 
(Leonhardi,  3b,  S.  732).  Wahrscheinlich  kamen  auch  die  Ämter  Suckow  und 
Sülzhorst  erst  unter  Friedrichs  I.  Nachfolgern  hinzu.    Lauenburg,  Bütow  und 
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Treptow,  Kolberg,  Körlin  und  Neustettin^)  —  und  bald  darauf 
fanden  die  ersten  VererbpacKtungen  statt. 

Der  König  ließ  der  Reform  eine  tatkräftige  Unterstützung 
dadurch  zuteil  werden,  daß  er  im  Edikt  vom  12.  Juli  1706^) 
die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Pommern  bestimmte.  Es 
war  dies  eine  unerläßliche  Vorbedingung  für  den  Erfolg;  denn 
nicht  genug,  daß  die  Untertanen  in  den  „Ämtern  und  Domänen 
durch  die  schwere  Diensteslast  und  Leibeigenschaft  in  einen 
armseligen  Zustand  geraten  waren",  es  wurden  auch,  wie  das 
Edikt  anerkannte,  besonders  die  bemittelten  Leute  dadurch  ab- 
gehalten, sich  in  den  pommerschen  Landen  niederzulassen,  weil 
sie  und  ihre  Kinder  alsdann  leicht  leibeigen  werden  konnten. 

"Wenn  die  Leibeigenen  eine  angemessene  Entschädigung 
zahlten  für  die  auf  ihren  Gütern  genossenen  Freijahre  und  Re- 
missionen, ebenso  für  die  ,,zu  Aufbauung  der  Höfe  angewandten 
Kosten"  und  für  die  „empfangene  Aussaat  und  Hofwehre  an 
allerhand  Vieh  und  Mobilien",  so  sollten  sie  „nach  geschehener 
Untersuchung  auf  Sr.  Königl.  Majestät  hohen  Hand  .  .  .  samt 
ihren  Kindern,  Erben  und  Nachkommen  gegen  einen  billigen 

Draheim  waren  nach  Fischbach  und  Abel  zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  noch 
nicht  der  pommerschen  Amtskammer  unterstellt, 

Büsching,  a.  a.  0.  Bd.  8,  S.  753  ff.  nennt  von  diesen  bei  Leonhardi 
verzeichneten  Ämtern:  Dölitz,  Suckow,  Sülzhorst  und  Draheim.  Ferner  rechnet 
er  zu  Pommern  die  Ämter  Wildenbruch  und  Fiddichow;  beide  kamen  erst  nach 
1770  hinzu  (vergl.  Bd.  8,  S.  755  f.). 

Bei  Abel,  a.  a.  0.  S.  III — 120  fehlt  das  Amt  Schmolsin  ganz,  während 
Kolberg,  Marienfließ,  Massow  und  Treptow  nur  als  Städte  oder  Flecken  und 
Klöster  verzeichnet  werden.  Statt  dessen  erwähnt  Abel  die  drei  „Ämter":  Bel- 
buck,  Buckow  und  Schlage,  von  denen  jedoch  nach  Leonhardi  a.  a.  0.  das 
erste  ein  ehemaliges  Kloster,  die  beiden  anderen  aber  pommersche  Dörfer  waren. 

Bei  Stadelmann,  a.  a.  0.  S,  370  ff.,  finden  wir  statt  Neu-Stettiu  das 
Amt  Neuenstein.  Die  anderen  Listen  kennen  ein  solches  Amt  nicht.  Yielleicht 
haben  wir  es  daher  mit  einer  Verstümmelung  von  Neu-Stettin  zu  tun,  wie  über- 
haupt in  Stadelmanns  Verzeichnis  Wortverstümmelungen  häufig  vorkommen; 
außerdem  verzeichnet  St.  noch  die  Ämter  Dölitz  (s.  o.)  und  Willenbrück,  dessen 
Zugehörigkeit  ich  nicht  habe  feststellen  können. 

^)  Patent  vom  22.  Juni  1706,  General-Direkc.  Pommern,  Tit.  35,  Nr.  6  a. 

^)  Acta  14. 
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Abtrag  von  der  Leibeigenschaft  losgesprochen  und  in  eine 
bürgerliche  Freiheit  gesetzt  werden^)".  Ferner  wurde  denjenigen, 
welche  unter  den  üblichen  Bedingungen  Domänenstücke  in 
Erbpacht  nehmen  wollten,  Freiheit  von  allen  Lasten  versprochen, 
wie  Kontribution,  Akzise,  Einquartierung,  Kriegs-  und  andern 
Fuhren,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Ablagerfahren, 

Indessen,  die  bisher  nur  an  die  größte  Bevormundung  ge- 
wöhnten Untertanen  hätten  sich  aus  eigenem  Entschluß  wohl 
kaum  zu  der  Ablösung  verstanden;  der  König  suchte  darum 
einen  Druck  auf  sie  auszuüben  und  erklärte:  wenn  einige  Leib- 
eigene sich  binnen  Jahr  und  Tag  zu  der  „Loskaufung"  nicht 
verstehen  würden,  so  sollten  ihre  Höfe  mit  sämtlichem  Zubehör 
andern  überlassen  werden,  „die  solches  alles  mit  der  Erbpacht 
bezahlen  wollten".  Sie  selbst  aber  müßten  Haus  und  Hof  räumen, 
andere  wüste  Höfe  annehmen  und  würden  mit  ihren  Kindern 
bis  in  alle  Ewigkeit  leibeigen  bleiben. 

In  verschiedenen  Ämtern  gingen  die  Bauern  auf  die  Vor- 
schläge der  Königl.  Regierung  ein;  als  aber  die  Zahlungstermine 
herannahten  und  die  Abschlagsraten  fällig  wurden,  schienen 
ihnen,  wie  es  bei  ihrer  Armut  wohl  vorauszusehen  war,  die 
Geldleistungen  eine  weit  drückendere  Last  zu  sein  als  die 
Fronden;  am  liebsten  wß^ren  sie  zu  dem  früheren  Modus  der 
Handdienste  zurückgekehrt^). 

Während  die  Reform  anfangs  recht  gute  Erfolge  aufzuweisen 
hatte  —  es  wurden  im  Laufe  des  Sommers  1706  die  Ämter 
Kolbatz,  Pyritz,  Friedrichswalde,  Kolberg,  Treptow,  Körlin  und 
Gr.  Stepenitz  eingerichtet^)  —  trat  gegen  Ende  des  Jahres  ein  Um- 
schwung ein. 


^)  Yergl.  Merzu:  Knapp.  Bauernbefreiung  II,  S.  16. 
^)  Eeskript  der  Kommissare  Ackermaiin  und  Rück  er  vom  9.  September 
1706  (Acta  14). 

^)  Fischbacli  II,  1,  Beil.  LI.  S.  147.  Aus  diesen  Ämtern  kamen  an 
mehr  geschafften  Revenuen  jährlich  3017  Taler  ein.  Außerdem  brachte  das 
wieder  eingelöste  Amt  Belgard  (Fischbach  II,  1,  Beil.  Tt.  S.  163)  jährlich  2500  Taler 
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Die  Amtskammerräte  ^)  fühlten  sieb,  zurückgesetzt,  weil  sie 
von  der  Teilnahme  an  der  Reform  ausgeschlossen  wurden 2); 
vielleicht  fürchteten  sie  auch,  sie  würden  den  Untertanen  auf 
ihren  eigenen  Gütern  dieselben  Erleichterungen  wie  auf  den 
königl.  Domänen  gewähren  müssen.  Kurz,  als  sich  sogar  der 
Direktor  der  pommerschen  Erbpacht,  der  Geheime  Kamm  errat 
V.  Münchow,  von  dem  "Werke  ab  wandte^),  gaben  sie  ihrem 
Verdrusse  Ausdruck  und  agitierten  ganz  offen  gegen  das  neue 
System.  Hierin  wurden  sie  auch  von  vielen  Hauptleuten 
unterstützt. 

Sie  ermutigten  einige  Amtleute,  welche  die  bei  der  Erb- 
pacht erforderliche  Kaution  nicht  gestellt  hatten,  ihre  Position 
trotz  des  Widerspruchs  der  Kommissare  nicht  eher  zu  räumen, 
als  bis  ihnen  dies  vom  Könige  „immediate"  befohlen  wäre*). 
Außerdem  verbreiteten  sie  allenthalben  das  Gerücht,  die  Erb- 
pacht werde  nicht  mehr  lange  bestehen  bleiben.  Was  Wunder, 
daß  sich  die  Arendatoren,  welche  anfangs  große  Lust  zur  Erb- 
pacht gezeigt  hatten,  unter  diesen  Umständen  kaum  noch  dazu 
entschließen  konnten. 

Den  Kommissaren  waren  dadurch,  daß  auch  ihr  direkter 
Vorgesetzter  die  Sache  der  Erbpacht  verlassen  hatte,  die  Hände 
gebunden. 

In  ihrer  Beschwerde^)  an  den  Hof  beklagten  sie  sich  be- 
sonders darüber,  daß  Münchow  sie  an  der  sofortigen  Aus- 
fertigung der  Erbpachtskontrakte  gehindert  habe,  angeblich, 
weil  dies  von  der  Kammer  selbst  vorgenommen  werden  sollte; 
in  Wirklichkeit  aber  sei  es  unterblieben.  Ferner  habe  er 
ganz  selbständig  verfügt,  die  zu  Michaelis  pachtlos  werdenden 

^)  Zur  Pomm.  Amtskammer  gehörten  damals  die  Eäte:  von  Gärnitz, 
Grumbkow,  Gerstenberg  und  Westphal. 
-)  Vergl.  S.  67  ff. 

Vergl.  das  Eeskript  der  Kommissare  Ackermann  und  Rück  er  vom 
21.  März  1707  (Acta  14).  Die  Veranlassung  dazu  war  aus  den  Akten  nicht  zu 
erkennen.  Lüben  konstatiert  in  seinem  Berichte  vom  28.  Okt.  1707  (General- 
Depaii:.  Tit.  II,  No.  13)  nur  „gewisse  Ursachen'-. 

Reskript  vom  30.  September  1706  an  die  Hofkammer  (Acta  14). 

5 
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Domänen  stücke  sollten  von  neuem  mit  der  Erbpaclitsklausel 
allerorten  ohne  Unterschied  verarendiert  werden;  sie  selbst  seien 
also  ganz  beiseite  geschoben  worden.  Doch  damit  nicht  genug. 
Ermuntert  durch  Münchows  Vorgehen,  habe  die  Kammer  sogar 
die  im  Amte  Kolbatz  bereits  vererbpachteten  Stücke  mit  zur 
Arende  ausgeboten.  Es  hätte  nur  noch  gefehlt,  daß  man  sie, 
die  Kommissare,  gebunden  nach  Berlin  geschafft  und  ihnen  be- 
fohlen hätte,  sich  um  die  Erbpacht  nicht  mehr  zu  kümmern. 

Doch  dies  Schreiben  richtete  nicht  viel  aus.  Wohl  „er- 
innerte^' Friedrich  die  Kammer  daran,  er  wolle  die  pachtlos 
werdenden  Ämter  nicht  weiter  verarendiert,  sondern  vererbpachtet 
wissen,  und  befahl  ihr,  der  Kommission  hierbei  behilflich  zu  sein^). 
Von  einer  Bestrafung  des  Ungehorsams  war  aber  in  dem 
Reskript  gar  nicht  die  Rede. 

Konnte  durch  dieses  Schreiben  irgendwelche  Besserung 
herbeigeführt  werden?  Mußten  nicht  vielmehr  die  Kammerräte 
durch  das  schwächliche  Auftreten  der  Königl,  Regierung  in 
ihrem  Widerstande  gegen  die  Reform  nur  noch  bestärkt  werden? 

Die  Kammer  antwortete  ihrerseits  mit  heftigen  Angriffen 
gegen  die  Kommission  und  suchte  deren  Maßnahmen  zur  weiteren 
Einrichtung  der  Erbpacht  zu  hintertreiben.  Trotzdem  machte 
der  König  keine  Anstalten,  gegen  diese  Mißstände  energisch 
vorzugehen. 

Auch  Lüben,  der  doch  „in  specie  dazu  befohlen"  war,  die 
Erbpacht  in  Pommern  mit  einzurichten,  und  dessen  Pflicht  es 
gewesen  wäre,  dort  nach  dem  Rechten  zu  sehen,  fühlte  sich 
lange  Zeit  nicht  veranlaßt,  in  den  Konflikt  einzugreifen.  Er 
war  wohl  zu  sehr  mit  seinen  eigenen  Angelegenheiten  beschäftigt. 
Hatte  er  doch  gerade  damals  (Sommer  1707)  durch  die  schweren 
und  obendrein  ganz  haltlosen  Beschuldigungen  gegen  die  Kur- 
märkische Amtskammer'^)  eine  solche  Empörung  hervorgerufen, 
daß  er  sich  nur  mit  Mühe  seiner  aufs  äußerste  erbitterten  Gegner 

1)  Reskript  des  Königs  an  die  Pommersclie  Kammer  vom  29.  März  1707 
(Acta  14). 

2)  Vergl.  S.  87. 
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erwehren  konnte.  Als  er  sich  endlich  im  Herbst  1707  doch 
dazu  entschloß,  in  Pommern  Frieden  zu  stiften,  zog  der  sonst 
so  Unduldsame  ungewöhnlich  milde  Saiten  auf.  Vielleicht  hatte 
er  früher  selbst  den  Anlaß  dazu  gegeben,  die  pommersche 
Kammer  ganz  auszuschalten,  weil  er  ihre  Opposition  fürchtete; 
nun  suchte  er  durch  Zugeständnisse  und  Entschuldigungen  die 
Gegner  zu  versöhnen. 

Die  Hauptschuld  an  dem  Zerwürfnis  maß  er  einigen 
Kommissaren  bei^),  die  nicht  „die  gehörige  Wissenschaft  und 
conduite"  besessen  und  daher  verschiedene  „fauten"  begangen 
hätten.  Dadurch  sei  der  Kammer  und  einigen  Beamten,  wie 
er  sich  sehr  vorsichtig  ausdrückte,  „Gelegenheit  zu  ein  und 
anderm  ßaisonnement"  gegeben.  Aber  auch  das  suchte  er  zu 
entschuldigen.  „Muß  nicht",  sagte  er,  „ein  Kollegium  jaloux 
werden  ....  wenn  es  in  einer  so  importanten  Sache  vorbei- 
gegangen wird  und  sehen  muß,  daß  jungen  Leuten  und  nicht 
ihnen  so  wichtige  Sachen  anvertraut  und  mit  Succeß  verrichtet 
werden,  wovon  die  Kammer  nicht  die  geringste  Ehre  hat?" 

Immerhin  glaubte  Lüben  auf  eine  Besserung  hoffen  zu 
dürfen,  wenn  der  Kammer  die  Teilnahme  an  der  Yererbpachtung 
verstattet  würde.  Zuvor  allerdings  mußte  nach  seiner  Meinung 
eine  Reorganisation  der  Behörde  vorgenommen  werden;  denn 
wenn  sie  auch  den  guten  Willen  habe,  so  fehle  es  ihr  doch  an 
genügender  Information  über  die  Erbpacht  und  vor  allem  an 
Leuten,  welche  die  Arbeit  „verstehen  u.nd  verrichten"  könnten. 
Daher  stellte  er  dem  Könige  anheim,  die  Kommissare  Acker- 
man  und  Rück  er  der  Kammer  beizuordnen. 

Im  allgemeinen  wollte  Lüben  bei  der  Erbpacht  in  Pommern 
keine  sonderlichen  Schäden  wahrgenommen  haben;  ja,  in  An- 
betracht der  vielen  Streitigkeiten  konnte  man  sogar,  wie  er 
sagte,  das  Ergebnis  als  wider  Erwarten  gut  bezeichnen.  Nach 
seinem  Dafürhalten  hatte  der  Streit  der  Kommissare  mit  der 


^  Relation  Lübens  „weg^n  der  Pommerschen  Erbpacht''  vom  28.  Oktober 
1707.  (Konzept  im  General-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13.) 
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Amtskammer  auch  gar  nicht  den  Ausschlag  bei  dem  geringeren 
Erfolg  der  Erbpacht  gegeben,  der  Hauptgrund  lag  vielmehr  in 
dem  Konflikt  zwischen  der  Amtskammer  und  dem  Kommissariat 
um  die  Braugerechtigkeit  in  Stadt  und  Land. 

Die  optimistische  Auffassung  Lübens  von  den  Zuständen 
in  Pommern  wurde  durch  das  Verhalten  der  Amtskammer  Lügen 
gestraft.  Kaum  war  Lüben  nach  Berlin  zurückgekehrt,  so  brach 
auch  der  alte  Streit  um  die  Erbpacht  von  neuem  aus.  Nach 
wie  vor  liefen  Beschwerden  der  Amtskaujmer  ein;  immer  wieder 
betonten  die  Räte,  daß  die  Erbpacht  in  Pommern  keinen  Erfolg 
habe,  sondern  schädlich  sei  und  zu  vielen  Konfusionen  Anlaß 
gebe.  Demgegenüber  standen  jedoch  die  Aussagen  der  Kommissare: 
der  König  würde  bei  der  neuen  Einrichtung  einen  ansehnlichen 
Vorteil  haben;  von  einer  Unordnung  hierbei  aber  wüßten  sie 
gar  nichts^). 

Um  endlich  diesen  Streitigkeiten  ein  Ende  zu  machen, 
wurde  die  Hofkammer  mit  der  Untersuchung  der  Angelegenheit 
beauftragt  und  beiden  Parteien  die  Weisung  erteilt,  nach  Berlin 
zu  kommen,  um  sich  zu  verantworten^). 

Die  Verhandlungen  in  der  Hauptstadt  schienen  den  An- 
hängern der  Reformpartei  den  vollen  Sieg  zu  verheißen^). 

Grumbkow  und  Westphal,  die  Vertreter  der  Pomm ersehen 
Amtskammer,  vermochten  ihre  Eingaben  nicht  zu  rechtfertigen; 
überhaupt  beruhte  ihre  ganze  Kenntnis  von  den  angeblichen 
Mißständen,  wie  sich  herausstellte,  gar  nicht  auf  eigener  An- 
schauung. Schließlich  mußten  sie  sich  zu  der  Erklärung  be- 
quemen, sie  seien  nicht  gründlich  genug  informiert  worden 
und  hätten  daher  nur  das  nachsprechen  können,  was  ihnen  aus 
den  Ämtern  gemeldet  worden  wäre. 

^)  Relation  der  Hofkammer  an  den  König  vom  3.  April  1708  (Acta  14). 
^)  Verfügungen  des  Königs  vom  23.  Dezember  1707  und  21.  Januar  1708 
(Acta  14). 

^)  Über  den  Gang  der  Verhandlungen  vergl,  die  genannte  Relation  der 
Hofkammer. 
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An  dieser  mangelhaften  Unterweisung  der  Kammer  war 
Hamralit  schuld^).  Er  hatte  als  Oberdirektor  des  Finanz-  und 
Domänenwesens  die  Instruktionen  und  die  Beglaubigungs- 
schreiben der  Kommission  dem  Könige  zur  Unterschrift  vor- 
zulegen; statt  dessen  jedoch  ließ  er  sie  über  ein  Jahr  lang  liegen 2). 
Die  Folge  war,  daß  sich  die  Kommissare  mit  der  Kammer  weder 
über  die  neue  Einrichtung  verständigen,  noch  sich  bei  ihr  ge- 
bührend legitimieren  konnten.  Die  Kammerräte  leisteten  nun 
in  dem  G-lauben,  sie  sollten  beiseite  geschoben  werden,  der 
Keform  den  denkbar  größten  Widerstand.  Die  Hanptleute  aber 
fürchteten  obendrein,  sie  könnten  einen  Teil  ihrer  Einkünfte 
an  die  Kommissare  verlieren,  so  daß  es  in  ihrem  eigensten  In- 
teresse lag,  den  Fortgang  der  Erbpacht  nach  Möglichkeit  zu 
hemmen.  So  kam  es  schließlich  zu  dem  erwähnten  Stillstand 
bei  der  Vererbpachtung. 

Die  allgemeine  Aussprache  vor  der  Hofkammer  hatte  den 
Erfolg,  daß  die  Kammerräte  und  Hauptleute  erklärten,  nunmehr 
eine  bessere  Meinung  von  dem  Werke  bekommen  zu  haben;  sie 
versprachen,  in  Zukunft  ihre  Pflicht  zu  erfüllen  und  die  Erb- 
pacht nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  fördern. 

Allein  die  Hofkammer  glaubte,  diesen  Worten  kein  zu 
großes  Vertrauen  schenken  zu  dürfen;  um  sicher  zu  sein,  daß 
in  Zukunft  die  Reform  wirklich  gefördert  würde,  nahm  sie  den 
Lüben  sehen  Kompromiß- Vorschlag  auf  und  beantragte,  die 
Kommissare  Ackermann  und  Rück  er  ins  Kammer-Kollegium 
zu  setzen  und  an  Stelle  des  alten  und  kranken  Geheimen  Rates 
V.  Gärnitz  einen  der  Erbpacht  geneigten  und  „der  dortigen 
Ökonomie  kundigen"  Mann  zum  Kammerdirektor  zu  ernennen. 
Außerdem  sollte  fortan  besonders  darauf  Gewicht  gelegt  werden, 
daß  die  Einrichtung  von  der  Kammer  „collegialiter"  und  im 
Einvernehmen  mit  den  Hauptleuten  jedes  Amtes  vorgenommen 
werde. 


^)  Yergi.  die  Belation  der  Hofkammer  vom  3.  April  1708  (Acta  14). 
-)  Ül^er  Hamrahts  Prozeß  vergl.  S.  89  und  90. 
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Im  Zusammenhange  mit  der  Sclilichtung  des  Streites  wurde 
aucli  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  Pommern  zur  Sprache 
gebracht.  "Wahrscheinlich  hatte  sie  nicht  den  gewünschten 
Erfolg  gehabt;  wenigstens  erteilte  die  Hofkammer  der  Amts- 
kammer und  den  Kommissaren  erneute  Instruktionen^). 

Das  Prinzip,  das  der  Reform  zugrunde  lag,  war  durch  die 
Untersuchung  keineswegs  erschüttert  worden;  denn,  wie  die  Hof- 
kammer berichten  konnte,  waren  trotz  aller  Schwierigkeiten  bei 
der  Einrichtung  einige  tausend  Taler  an  mehrgeschafften  Re- 
venuen zu  verzeichnen.  Die  Kammerräte  und  besonders  die 
Amtshauptleute  jedoch  wollten  sich  nicht  belehren  lassen.  Ent- 
gegen ihrem  früheren  Versprechen  fuhren  sie  in  ihren  Angriffen 
gegen  das  neue  System  fort")  und  erhoben  immer  wieder  die 
sattsam  bekannten  Klagen  über  die  Schädlichkeit  und  die  ge- 
ringe Ertragsfähigkeit  der  Erbpacht. 

Auch  vor  persönlichen  Verdächtigungen  scheuten  die 
Gegner  nicht  zurück.  Dem  Kommissar  Ackermann,  der  mit 
seinem  Kollegen  Rück  er  gemäß  dem  Wunsche  der  Hofkammer 
bereits  Sitz  und  Stimme  im  Kammerkollegium  erhalten  hatte, 
wurde  von  dem  Amtmann  von  Kolbatz  Richter  nachgesagt,  er 
habe  die  eingekommenen  Erbstands-,  Kautions-  und  Inventarien- 
gelder  unterschlagen,  von  den  Vorwerken,  die  er  selbst  in  Erb- 
pacht genommen,  nichts  entrichtet,  habe  ferner  falsche  Balancen 
gemacht  und  sei  auch  der  Elucht  verdächtigt). 

Ob  es  richtig  war,  diesen  Beschwerden  zuliebe  eine  neue 
Untersuchung  der  pommerschen  Verhältnisse  durch  die  Hof- 
kammer anzuordnen?  Es  will  uns  bedünken,  als  wenn  dadurch 
den  Beschwerdeführern  allzugroße  Rücksicht  erwiesen  und.  ihnen 
Mut  gemacht  wurde,  in  ihrer  Opposition  fortzufahren.  Vielleicht, 
daß  sie  durch  die  Ermüdungstaktik  doch  noch  zum  Ziele  ge- 
langen konnten. 

1)  Vergl.  die  Instraktion  S.  63/64 ;  die  neuen  Anweisungen  deckten  sich  damit. 
-)  Relation  der  Hofkammer  vom  10.  Mai  1709  (Acta  14). 
^)  Siehe  den  Erlaß   des  Königs  an  die  Pommersche  Amtskammer  vom 
12.  Januar  1709  (Acta  14);  vergl.  dazu  die  Relation  vom  10.  Mai  1709. 
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Jedoch,  wie  dem  anck  sei,  die  Untersuchung  ergab  nichts, 
was  die  Anklage  über  die  Schädlichkeit  der  Erbpacht  und  die 
Verleumdungen  gegen  Ackermann  rechtfertigte.  Jetzt  endlich 
raffte  sich  die  Hofkammer  zu  einem  energischen  Beschlüsse  auf, 
um  die  fanatischen  Gegner  der  Reform  einzuschüchtern.  In  dem 
Immediatbericht  vom  10.  Mai  1709 stellte  sie  den  Antrag,  die- 
jenigen Kammerbedienten,  durch  deren  Voreingenommenheit  und 
Nachlässigkeit  die  Reform  aufgehalten  und  der  Rückstand  der 
Dienstgelder  verursacht  worden  sei,  sollten  die  fehlenden 
Summen  aus  eigenen  Mitteln  binnen  sechs  Monaten  ersetzen; 
dafür  dürften  sie  sich  dann  nach  und  nach  an  den  Untertanen, 
sofern  dies  ohne  deren  Schaden  geschehen  könne,  „erholen". 
Der  Amtmann  Richter  aber  solle,  weil  man  bei  ihm  wohl 
kaum  auf  eine  Besserung  hoffen  dürfe,  seines  Amtes  entsetzt 
werden  und  500  Taler  Strafe  zahlen.  Außerdem  sei  es  für  eine 
erfolgreiche  Fortsetzung  der  Erbpacht  von  der  größten  Wichtigkeit, 
die  beiden  Kommissare  Ackermann  und  Rücker,  die  ja  schon 
Votum  und  Session  in  der  Kammer  hätten,  zu  Kammerräten  zu 
ernennen. 

Tatsächlich  kam  der  König  diesem  Vorschlage  der  Hof- 
kammer nach.  Inwieweit  aber  den  anderen  Anträgen  entsprochen 
wurde,  war  aus  den  Akten  nicht  zu  ersehen. 

Was  in  der  Folgezeit  in  Pommern  geschah,  ob  dort  die 
Erbpacht  nunmehr  bessere  Fortschritte  machte  und  wieviel  Ämter 
im  ganzen  eingerichtet  wurden,  konnte  ich  nicht  feststellen. 

§  19. 

Nach  dem  Verzeichnis,  das  Fischbach  für  die  Jahre  1696 
und  97  veröffentlicht  hat,  zählte  die  Neumark  damals  13  dem 
Landesherrn  gehörige  Ämtev^). 

1)  Acta  14. 

Fisclibach  II,  1,  S.  82  ff.  nennt  zwar  14,  doch  bezeichnen  Damm  und 
Neuendamm,  wie  aus  den  Akten  hervorgeht,  dasselbe  Amt.  Im  übrigen  stimmt 
mit  seinen  Angaben  die  „Neumärk.  General-Balance"  vom  3.  September  1709 
(Acta  13)  überein.    Es  gehörten  folglich  damals  zur  Neumark  die  Ämter  Carzig, 
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Ob  hiervon  schon  in  der  Zeit  vor  1706  einige  Vorwerke 
oder  andere  Domänenstücke  vererbpachtet  wurden,  geht  aus  den 
erhaltenen  Akten  nicht  hervor.  Immerhin  aber  hören  wir  von 
solchen  Verhandlungen^),  u.  a.  auch  mit  einem  adligen  Polen, 
der  noch  mehrere  seiner  polnischen  Adelsgenossen  zur  Erbpacht 
veranlassen  wollte^). 

Der  König  war  zwar  geneigt,  diese  „Fremdlinge"  aufzu- 
nehmen, weil  die  Arendatoren  der  für  die  Vererbpachtung  in 
Aussicht  genommenen  Vorwerke  „ohnedem  nicht  fortkommen, 
noch  die  zureichende  Kaution"  bisher  hatten  anschaffen  können^). 
Aber  das  Geschäft  scheint  nicht  zustande  gekommen  zu  sein: 
denn,  wie  Fischbach  berichtet^),  hatten  sich  im  Jahre  1707 
erst  zwei  Fremde  in  der  Neumark  ansässig  gemacht,  und  darunter 
befand  sich  keiner  von  den  adligen  Polen. 

Mit  größerem  Nachdruck  wurde  die  Erbpacht  in  der  Neu- 
mark erst  zu  Beginn  des  Jahres  1706  in  Angriff  genommen. 
Bereits  im  Oktober  1705  hatte  der  König  der  Neumärkischen 
Amtskammer  auf  ihre  Anfrage  hin  befohlen^),  nach  tüchtigen 
Erbpächtern  besonders  im  Auslande  Umschau  zu  halten  und 
eines  ihrer  Mitglieder  nach  Berlin  zu  schicken,  um  die  nötigen 
Informationen  über  die  Reform  von  der  Hofkammer  einzuholen. 


Driesen,  Himmelstädt,  Krossen,  Marienwalde,  Neuendamm,  Neuliof,  Neuendorf, 
Peitz,  Quartsclien.  Eeetz,  Zehden  und  Züllicliau. 

Bei  Abel,  a.  a.  0.  S.  218  ff.,  heißt  das  Amt  Neuhof :  Nienhof ,  während 
Neuendorf  ganz  fehlt. 

Leonhardi,  a.  a.  0.  3h,  S.  436  ff.,  bezeichnet  Neuhof  als  Vorwerk  des 
Amtes  Sabin.  Bei  Büsching,  a.  a.  0.  Bd.  8,  S.  560  ff.,  fehlt  dies  Amt.  Die 
anderen  von  Leonhardi  und  Büsching  genannten  Ämter  sind  wohl  erst  unter 
den  Nachfolgern  Friedrichs  I.  hinzugekommen. 

Bei  Stadelmann,  a  a.  0.  S.  370  ff.,  fehlen  die  Ämter  Neuendamm,  Neu- 
hof und  Neuendorf,  dafür  wird  Marienfließ  zur  Neumark  gerechnet. 

1)  Eeskript  der  Neumärk.  Kammer  an  den  König  vom  15.  März  1704  (Acta  13). 

2)  Reskript  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  13.  Juni  1705  (Acta  13). 

■^)  Reskript  des  Königs  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  4.  August  1705  (Acta  13). 
*)  Fischbach  II,  1,  S.  44. 

^)  Reskript  des  Königs  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  26.  Oktober  1705 
(Acta  13). 
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Die  Kammer  ging  auch  mit  gutem  Willen  ans  Werk  und 
machte  (1706)  in  einigen  Ämtern  selbst  einen  Versuch  mit  der 
Erbpacht^).  Da  sie  jedoch  nicht  die  genügende  Erfahrung  besaß, 
wurde  ihr  eine  besondere  Kommission  zur  Seite  gestellt,  mit 
der  sie  gemeinsam  arbeiten  sollte.  Der  Oberdomänendirektor 
Wilhelm  von  der  Gröben  erhielt  den  Auftragt),  tüchtige,  in 
den  Erbpachtssachen  erfahrene  Männer  auszusuchen  und  im 
Verein  mit  ihnen  die  Kammerräte  zu  unterweisen,  wie  sie  das 
Werk  anzugreifen  hätten.  Wenn  er  einige  Ämter  eingerichtet 
und  den  Eindruck  gewonnen  habe,  daß  die  Kommissare  ihrer 
Aufgabe  gewachsen  seien,  solle  er  in  Anbetracht  seiner  sonstigen 
Obliegenheiten  die  Weiterführung  der  Kammer  und  dieser  Kom- 
mission überlassen. 

Gröben  erwählte  darauf  die  beiden  kurmärkischen  Do- 
mänenkommissare Döpler  und  Spieß  und  vergab  in  ihrer  und 
der  Kauimerräte  Gegenwart  mehrere  Vorwerke  in  Erbpacht. 

Die  Reform  ließ  sich  scheinbar  sehr  verheißungsvoll  an; 
das  erste  Jahr  brachte  gegenüber  der  Zeitpacht  ein  Mehr  von 
"8000  Talern^).  Doch  schon  zu  Beginn  des  Jahres  1707  trat  ein 
Umschwung  ein.  Wie  es  scheint,  empfand  es  die  Kammer  der 
l^eumark  als  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte,  daß  sie  ge- 
meinschaftlich mit  den  beiden  Kommissaren  die  Einrichtung 
vornehmen  sollte;  und  als  Gröben  sich  gemäß  der  ihm  erteilten 
Erlaubnis  zurückzog,  fehlte  der  Mann,  der  durch  seine  Autorität 
etwaige  Konflikte  gleich  im  Entstehen  unterdrücken  konnte.  Die 
Kammer  suchte  die  Kommissare  möglichst  beiseite  zu  schieben; 
zuweilen  kam  es  auch  vor,  daß  sie  diese  unerwünschten  Helfer 
überhaupt  nicht  zu  Rate  zog,  sondern  ganz  selbständig  handelte^) 
und  sie  sogar,  wo  es  ging,  anfeindete  und  bloßzustellen  suchte^). 

')  Königl.  Erlaß  an  Gröben  vom  16.  April  1706  (Acta  13). 

^)  Bericht  Gröbens  an  den  König  vom  16.  Aug-ust  1707  (Acta  13).  Vergl. 
dazu  die  Tabelle  bei  Fischbacli  II,  1,  S.  149,  Beil.  Mm.  Hiernach,  betmg  der 
Überscbuß  sogar  etwa  9840  Taler;  im  ganzen  wurden  in  dem  Jahre  zwei  Ämter, 
18  Vorwerke  und  einige  andere  „Pertinentien"  vererbpachtet. 

^)  Yergl.  den  genannten  Bericht  Gröbens. 
Bericht  d.  Domänen-Kommissars  Spieß  an  Gröben  v.  14.  Jan.  1708  (Acta  13). 
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Die  Folge  war,  daß  nun  auch,  in  der  Neumark  über  den 
Nutzen  und  Nacliteil  und  über  die  Art,  wie  die  Erbpacht  ein- 
gerichtet werden  sollte,  die  Fehde  begann  und  das  ganze  Werk 
ins  Stocken  geriet. 

Jetzt,  wo  sie  des  Beistandes  der  Kammer  gewiß  waren, 
lehnten  die  neumärkischen  Beamten  ebenfalls  rundweg  die  Erb- 
pacht ab  und  weigerten  sich,  sogar,  ihre  Zeitarenden  unter  den 
bisherigen  Bedingungen  zu  verlängern.  Sie  verlangten  eine  be- 
deutende Herabsetzung  der  Pacht:  kraft  ihrer  Bestallung  seien 
sie  zu  Amtleuten  und  nicht  zu  Erb-  oder  Zeitpächtern  ernannt 
worden!  Ihre  Absicht,  so  meinte  Spieß-^),  sei  leicht  zu  er- 
raten: wenn  nämlich  die  anderen  Pächter  unter  der  Hand  ab- 
geschreckt worden  seien,  müßten  ihnen  „die  Ar  enden  nacli 
ihrem  eigenen  Gefallen  und  Gutdünken  ohnedem  wieder  gelassen 
und  sie  noch  dazu  gebeten  werden". 

Unter  diesen  Umständen,  wo  Kammerräte  und  -Beamte 
Hand  in  Hand  dem  neuen  System  entgegenarbeiteten  und  die 
vorhandenen  Erbpächter  durch  den  Hinweis  auf  die  zu  hohen 
Pachtverträge  zum  Widerstande  aufreizten,  war  es  wohl  erklärlich, 
daß  andere  Untertanen  oder  gar  Fremde  nicht  den  Mut  besaßen,. 
Domänenstücke  in  Erbpacht  zu  nehmen.  Dieselben  Momente, 
die  in  den  anderen  Provinzen  der  Erbpacht  schädlich  wurden, 
mußten  auch  hier  dieselbe  Wirkung  haben.  So  kam  es,  daß  die 
sogenannten  Lizitationstermine,  an  denen  die  Äcker  ausgeboten. 
wurden,  fast  resultatlos  verliefen^). 

Welch  bedenkliches  Vorzeichen!  Ein  großer  Ausfall  in  den 
Einnahmen  stand  zu  erwarten.  Das  durfte  aber  der  König  seiner 
großen  Ausgaben  wegen  nicht  ruhig  geschehen  lassen;  er  befahl 
daher  der  Kammer  bereits  am  7.  April  1707^),  diejenigen  Ämter, 
welche  nicht  mit  Erfolg  vererbpachtet  werden  könnten,  wieder 

^)  Bericht  des  Kommissars  Spieß  an  Gröben  vom  8.  März  1707  (Acta  13). 
-)  Berichte  des  Kommissars  Spieß  an  den  König  vom  26.  Februar  und 
IG.  März  1707  (Acta  13). 
Acta  13. 


—    75  - 


auf  drei  Jahre,  allerdings  mit  Vorbehalt  der  Erbpacht,  weiter 
zu  verarendieren. 

Es  schien,  als  hätte  der  Erbpacht  in  der  Neumark  die  letzte 
Stunde  geschlagen.  Da  brachte  ihr  Gröben  noch  einmal  Rettung. 
In  einem  Immediatbericht  wies  er  nach^),  daß  die  Kammer  bei 
der  Vererbpachtung  eigenmächtig  hier  und  da  Änderungen  vor- 
genommen habe.  Die  Gelder,  die  von  den  Bauern  bei  Antritt 
der  Pacht  erlegt  werden  müßten,  habe  sie  nicht  gehörig  einge- 
trieben; namentlich  aber  sei  der  Grund  des  Mißerfolges  darin 
zu  finden,  daß  die  Kammer,  statt  zur  Erbpacht  zu  ermutigen, 
die  Bewerber  geflissentlich  abgeschreckt  habe.  Also  nicht  die 
Erbpacht,  sondern  das  pflichtwidrige,  eigenmächtige  Verhalten  der 
Königl.  Behörde  trage  die  Schuld,  wenn  die  Reform  gehemmt 
worden  sei. 

Friedrich  ließ  sich  durch  diesen  Bericht  umstimmen; 
allerdings  nahm  er  seinen  Erlaß  vom  7.  April  nicht  zurück;  aber 
er  schärfte  der  Kammer  wenigstens  „ernstlich''  ein,  die  Erbpacht 
zu  fördern,  den  Erbpächtern  Schutz  zu  gewähren  und  ohne  sein 
Vorwissen  keine  Neuerung  einzuführen'^).  Um  sicher  zu  sein, 
daß  sein  Befehl  auch  die  gehörige  Beachtung  finde,  verordnete 
er,  von  nun  ab  solle  der  Kommissar  Spieß  nicht  nur  bei  jeder 
Verpachtung,  sei  es  einer  erblichen  oder  befristeten,  sondern  auch 
bei  der  Aufstellu:Äg  des  künftigen  Etats  der  Provinz  hinzu- 
gezogen werden. 

.  Der  Kammer  war  damit  ihr  eigener  Gegner  zur  Kontrolle 
bestellt.  Indessen  auch  hier  sollte  wieder  an  der  Zentralstelle 
der  Hang  hervortreten,  die  Maßnahmen  nur  halb  zu  treffen. 
Nach  drei  Vierteljahren  wurde  Spieß  nach  Preußen  versetzt, 
um  dort  bei  der  Einführung  der  Erbpacht  verwandt  zu  werden. 
Der  Kommissar  hatte  die  Überzeugung,  daß  mit  seinem  Fort- 
gange die  ganze  bisher  geleistete  Arbeit  vergeblich  sein  würde; 
da  er,  ohnehin  von  der  Neumärk.  Kammer  schwer  angegriffen, 
nicht  den  nötigen  Einfluß  in  Berlin  besaß,  um  eine  Zurücknahme 

1)  Immediatbericht  Gröbens  vom  16.  August  1707  (Acta  13). 

^)  Königl.  Erlaß  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  17.  August  1707  (Acta  13). 
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der  Order  durckzusetzen,  wandte  er  sich  an  Gröben^).  Dieser 
erlangte  auch  wirklich,  daß  Spieß  aus  Preußen  zurückberufen 
und  ihm  noch  der  Domänenfiskal  Olef  fei  zur  Seite  gestellt 
wurde,  mit  dem  Auftrage,  eventuelle  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  neue  System  gerichtlich  zu  ahnden 2). 

Jedoch  was  halfen  alle  diese  Maßnahmen,  solange  die 
Gegner  der  Reform  in  der  Kammer  das  Übergewicht  hatten? 
Auch  eine  strengere  Beamtendisziplin,  als  sie  damals  gehandhabt 
wurde,  hätte  bei  diesen  Umständen  nicht  alle  Hindernisse  aus 
dem  Wege  räumen  können.  Trotz  allem  nahm  sich  die  Kammer 
heraus,  die  von  der  Hofkammer  festgesetzten  Erbpachtskontrakte 
nach  eigenem  Gutdünken  abzuändern,  unter  dem  Vorwande,  sie 
sei  für  die  Domänen  in  ihrem  Territorium  die  verantwortliche 
Behörde. 

Es  dauerte  lange,  bis  auf  die  Klagen  von  Spieß  hin  die 
Verfügungen  der  Kammer  von  Berlin  aus  rückgängig  gemacht 
wurden.  Bis  das  aber  geschehen  war,  stockte  natürlich  die  Aus- 
fertigung der  Kontrakte,  und  die  Erbpächter  behielten  ihr  Geld, 
das  sie  bei  deren  Übergabe  zu  erlegen  hatten,  zurück,  um  nicht 
etwa  doppelt  zahlen  zu  müssen^).  Den  Schaden  davon  hatte 
die  königliche  Kasse  und  vor  allem  die  Reform  selbst. 

Von  neuem  legte  sich  Gröben  ins  Mittel.  Um  endlich 
den  Widerstand  der  Kammer  zu  brechen*),  schlug  er  auf  An- 
raten des  Kommissars  Spießt)  vor,  das  gleiche  Verfahren  wie 
in  Pommern  zu  beobachten  und  Spieß,  dem  eigentlichen  Leiter 
der  neumärkischen  Erbpacht,  Sitz  und  Stimme  in  der  Kammer 
zu  verleihen^).    Gewiß,  der  Kommissar  konnte  auch  dann  noch 

^)  Schreiben  des  Kommissars  Spieß  an  Gröben  vom  14.  Januar  1708 
(Acta  13). 

-)  Königl.  Erlaß  an  Spieß  vom  28.  April  1708  (Acta  13). 

^)  Immediatbericht  Gröbens  vom  1.  September  1708  (Acta  13). 

Es  waren  vor  allem,  die  Räte  Schmettau  und  Anckerheim,  die  dem 
neuen  System  entgegenarbeiteten,  während  der  Kanzler  v.  Brandt  sich  dabei 
sehr  passiv  verhielt  (vergl.  den  Bericht  des  Kommissars  Spieß  an  Gröben 
vom  14.  Januar  1708;  Acta  13). 

^)  Schreiben  des  Kommissars  Spieß  an  Wittgenstein  vom  30.  März 
1708  (Acta  13). 


überstimmt  werden,  aber  er  war  vou  nun  ab  wenigstens  schon 
im  voraus  von  den  Plänen  der  Domänenbehörde  unterrichtet 
und  konnte  schneller  Gegenmaßregeln  treffen.  Auf  der  anderen 
Seite  mußte  der  neue  Rat  ,bei  der  gemeinsamen  Arbeit  auch 
die  Motive  kennen  lernen,  aus  denen  heraus  die  Kammer  ge- 
handelt hatte.  Die  Möglichkeit  eines  friedlichen  Zusammen- 
wirkens war  damit  gegeben. 

Tatsächlich  bewährte  sich  Gröbens  Rat.  Mit  der  Auf- 
nahme des  Kommissars  Spieß  in  die  Neumärkische  Kammer 
verstummte  der  Hader.  Die  Domänenbehörde  erreichte,  daß  die 
Kontrakte  in  einigen  Punkten  nach  ihrem  Antrage  abgeändert 
wurden.  Da  nämlich  die  Erbpächter  erklärt  hatten,  ohne  die 
Dienste  der  Untertanen nicht  auskommen  zu  können,  wurde 
verordnet,  daß  diese  bäuerlichen  Lasten  weiter  bestehen  bleiben 
sollten.  Es  wurde  nur  die  auch  sonst  gewöhnliche  Ein- 
schränkung hinzugefügt,  die  Untertanen  dürften  nicht  überbürdet 
werden  und  müßten  das  früher  übliche  Deputat  für  ihre  Arbeit 
auch  weiter  beziehen^).  Aber  es  war  doch  mißlich,  Freiheiten, 
die  schon  erteilt  waren,  wieder  zurückzunehmen.  Ob  die  Dienst- 
leute das  gutwillig  ertragen  würden?  Um  für  alle  Fälle  vor- 
bereitet zu  sein,  wurde  dem  Kommandanten  von  Küstrin 
befohlen,  der  Kammer  bei  einer  etwaigen  Revolte  der  Unter- 
tanen Truppen  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Indes  die  Erbpacht  hatte  nicht  den  gewünschten  Erfolg. 
Schuld   daran    war  neben   den    unaufhörlichen  Streitigkeiten 

^)  Es  waren  dies  die  sogenannten  Morgenzahldienste.  Sie  bestehen  darin, 
„daß  der  Bauer  nach  Proportion  seiner  eigenen  Hufen  zu  dem  Vorwerke,  wozu 
er  vorher  tagtäglich  hatte  dienen  müssen,  jetzt  nur  gewisse  Morgen  Landes  zur 
Pflug-  und  Säezeit  bestellt,  gewisse  Fuder  Dünger  aufs  Land  fährt  und  eine  oder 
zwei  Kornfuhren,  nachdem  es  nötig  tut,  auf  fünf  bis  sechs  Meilen  verrichtet.  Die 
Kossäten  und  Fischer  aber  beim  Heu-  und  Korn-Äugst  gewisse  Tagesdienste  über- 
nehmen und  allerseits  Bauern,  Kossäten  und  Fischer  nicht  nach  Proportion  der 
Dienstgelder,  sondern  noch  mit  einem  gar  merklichen  Yorteil  vom  Erbpächter 
davor  bezahlet,  ihnen  auch  das  gewöhnliche  Bier,  Brot  und  Käse  nach  wie  vor 

dabei  gereichet  werde."    (Bericht  der  Neumärk,  Kammer  an  den  König 

vom  6.  Mai  1709  [Acta  13]). 

-)  Königl.  Erlaß  an  die  Neumärk.  Kammer  vom  11.  Mai  1709  (Acta  13). 
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zwischen  Kammer  und  Kommission  besonders  der  Umstand, 
daß  auch  hier  wie  überhaupt  bei  der  ganzen  Reform  das  fis- 
kalische Interesse  in  den  Vordergrund  gerückt  wurde.  Auf 
jeden  Fall  sollte  ja  gegenüber  der  Zeitpacht  ein  Ueberschuß 
herausgebracht  werden;  man  ließ  die  Leute  einander  überbieten, 
ohne  zu  berücksichtigen,  ob  die  Güter  die  hohen  Lasten  auch 
wirklich  tragen  konnten.  Der  Regierung  kam  es  zudem  gar 
nicht  einmal  darauf  an,  ein  Domänenstück  unter  allen  Um- 
ständen in  Erbpacht  zu  vergeben.  Immer  erhielt  der  Meist- 
bietende den  Zuschlag,  mochte  er  Erb-  oder  Zeitpächter  sein^). 

Entgegen  dem  ursprünglich  mit  der  Erbpacht  verfolgten 
Zweck,  wurden  sogar  ganz  unbemittelte  Pächter  angenommen, 
die  sich  das  nötige  Geld  erst  gegen  hohe  Zinsen  borgen  mußten. 
Wie  sollten  solche  Leute  auf  einen  grünen  Zweig  kommen! 
Gröben  hob  ganz  richtig  hervor 2):  diese  armen  Bauern  hatten 
„nichts  als  Arbeit  und  Hazard  nebst  dem  bloßen  Namen  der 
Erbpächter";  den  Nutzen  hatten  nur  die  Geldgeber. 

Als  natürliche  Folge  der  Preistreibereien  wurden  sehr  bald 
allenthalben  Klagen  über  die  zu  hohen  Anschläge  laut,  und  die 
Mehrzahl  der  Bauern  hätte  es  am  liebsten  gesehen,  daß  ihre 
Erbpachtsverträge  wieder  rückgängig  gemacht  worden  wären. 
Unter  diesen  Umständen  wurde  die  Nachfrage  nach  Erbpacht- 
gütern immer  geringer,  und  besonders  der  erhoffte  Zuzug  von 
fremden  Familien  blieb  aus^). 

Bis  1709  waren  in  den  13  neumärkischen  Amtern  zwar 
alle  Amtmannsstellen  besetzt*),  aber  von  den  76  Vorwerken 
standen  noch  28  in  Zeitpacht,  darunter  das  ganze  Amt  Neuhof 
mit  sechs  Vorwerken,  desgleichen  noch  verschiedene  andere 
Domänenstücke,  wie  Ziegelöfen,  Brauereien,  Windmühlen  usw. 

An  jährlichen  Einnahmen  brachte  die  Erbpacht  nach  der 
Aufstellung  der  Neumärkischen  Kammer  ein  Mehr  von  fast 

^)  BericM  der  Neiimärk.  Kammer  an  den  König  vom  31.  Mai  1708  (Acta  13). 
^)  Immediatbericht  Gröbens  vom  1.  September  1708  (Acta  13). 
3)  Yergl.  Fisclibach  IL  1,  S.  44. 

*)  Neumärk.  Greneral-Balance  vom  3.  September  1709  (Acta  13). 
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12162  Talern  gegenüber  der  Zeitpackt^).  Außerdem  waren  von 
den  Erbstands-,  Kau tions- und  Inventar iengeldern  89 163 Y2  Taler 
eingegangen.  Ein  großer  Teil  dieser  Gelder  aber  war  noch  im 
Rückstände;  denn  wie  in  den  anderen  Provinzen  wollten  die 
Erbpächter  auch  hier  die  Zahlungen  nicht  eher  leisten,  als  bis 
sie  die  Kontrakte  in  Händen  hätten. 

Die  Hauptschuld  an  der  Verschleppung  trug  die  Kammer; 
sie  hatte  die  Kontrakte  nicht  nach  dem  festgesetzten  Formular 
ausgefertigt,  sondern  auf  eigene  Faust  Änderungen  vorgenommen. 
Nachträglich  mußten  auf  Gröbens  und  der  Hofkammer  Antrag 
diese  angeblichen  Verbesserungen  wieder  rückgängig  gemacht 
werden,  eine  zeitraubende  Arbeit,  da  mit  allen  Erbpächtern  von 
neuem  über  die  einzelnen  Bedingungen  verhandelt  werden  mußte. 
Infolgedessen  waren  die  Erbpachtskontrakte  nicht  einmal  im 
Jahre  1711,  als  die  Erbpacht  wieder  aufgehoben  wurde,  be- 
stätigt und  den  Erbpächtern  ausgehändigt^). 

§  20. 

In  Preußen  hatte  der  König  den  größten  Domänenbesitz, 
etwa  70  Ämter  mit  gegen  180  Vorwerken^).  Indessen,  gerade 
diese  Provinz  war  am  wenigsten  für  die  Erbpacht  geeignet: 

Vergl.  Fischbacli  II,  1,  S.  44. 
^)  GutacMen  der  Neumärk.  Amtskammer  vom  20.  Februar  1711  (Acta  43), 
^)  Die  genaue  Zahl    der  preußischen  Ämter  im  Anfange  des  18.  Jalir- 
hmiderts  habe  ich  nicht  feststellen  können.    Nach  Fischbach  II,  1,  S.  82  ff., 
gehörten  zu  Preußen  folgende  70  Ämter: 

Angerburg,  Anritten,  Balga,  das  Balzerische  Schulzenamt,  Barten,  Barten- 
stein, ßehlenhof,  Brandenburg,  Bratericken,  Caymen,  Dirschkeim,  Döllstädt,  das 
Endruhmische  Schulzenamt,  Pr.  Eylau,  Fischhausen,  Friedland,  Georgenburg, 
Grünhof,  Guße,  Hagenau,  das  Hanische  Schulzenamt,  Hohenstein,  Pr.  Holland, 
Insterburg,  Johannisburg,  Jurgaitschen,  Kalthof,  Kaporn,  Karben,  Karschau,  das 
Kattenausche  Schulzenamt,  Kiauten,  Kremitten,  Kuckerneese,  Labiau,  Laptau, 
Liebemühl,  Liebstadt,  Lochstädt,  Lötzen,  Lyck,  Marienwerder,  Pr.  Mark,  Memel, 
Mensguth,  das  Mischische  Schulzenamt,  Neidenburg,  JSTeuhausen,  Nystaiken,  Oletzko, 
Osterode,  Orteisburg,  das  Petericksche  Schulzenamt,  Ragnit,  Rastenburg,  Rhein, 
Riesenburg,  das  Sabinische  Schulzenamt,  Schaaken,  Salau,  Schippenbeil,  Sehesten, 
Spittelhof,  das  Stanische  Schulzenamt,  Sperling,  Tapiau,  Taplacken,  Tilsit,  Waldau, 
Willenberg. 


—  So- 


das Land  befand  sich  in  sehr  schlechtem  Zustande,  viele  Ämter 
lagen  zum  Teil  wüst  oder  nur  „wüst  besät" und  es  hätte 
daher,  abgesehen  von  den  mit  der  Umwandlung  verbundenen 
großen  Kosten,  auch  noch  bedeutender  Geldmittel  bedurft,  um 
den  Boden  zunächst  in  höhere  Kultur  zu  bringen.  Dazu  war 
die  ohnehin  recht  spärliche  Bevölkerung  viel  zu  arm,  und  auf 
Kolonisten  war  nur  wenig  zu  rechnen. 

Trotzdem  wollte  Friedrich  im  Hinblick  auf  die  guten 
Erfolge  in  seinen  übrigen  Landen^)  auch  hier  einen  Versuch 
wagen.  Indes  die  ganze  Art  der  Anordnungen  macht  den 
Eindruck,  als  hätte  er  selbst  anfangs  kein  rechtes  Zutrauen  zu 
der  Sache  gehabt.  Oder  war  der  König  von  dem  Nutzen  der 
Erbpacht  nicht  hinreichend  überzeugt?  Sollte  er  nach  den  Er- 
folgen in  Magdeburg  und  Halberstadt  noch  die  Ergebnisse  in 
den  anderen  Provinzen  haben  abwarten  wollen?  "Wie  dem  auch 
sei,  er  ließ  Trinitatis  1706  den  Ablaufstermin  der  Arende  und 
einzigen  Zeitpunkt  im  Jahre,  an  dem  mit  der  Yererbpachtung 
begonnen  werden  konnte,  verstreichen,  ohne  daß  irgend  welche 
Anstalten  dazu  gemacht  wurden. 

Bei  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  370  ff.,  fehlen  hiervon:  Bratericken,  Gnße, 
Hagenau,  Nystaiken,  Spittelhof.  Dafür  gibt  er  folgende  Ämter  an:  Bülze,  das 
CöUnische  Schulzenamt  ('?),  Endrunnen,  Eräuleinhof,  Friedrichsberg,  Jurgenburg, 
Lautenicht,  Mehrungen,  Mkolaiken,  Polommen,  Seehussen,  Soldau,  Stradaunen, 
Sensburg,  Strand-Beystein,  Sackheim,  Tragheim,  Taxiau. 

Bei  Leonhardi,  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  402  ff.  und  S.  414  ff.,  Büsching, 
Bd.  2,  S.  49  ff.  und  Goldbeck,  Bd.  1,  S.  55/56  u.  Bd.  2,  S.  131  u.  185,  vermissen 
wir  von  den  70  Ämtern  folgende:  Anritten,  das  Balzerische  Schulzenamt,  Brate- 
ricken, das  Endruhmische  Schulzenamt,  Guße,  das  Hanische  Schulzenamt,  Hagenau, 
Kremitten,  das  Mischische  Schulzenamt,  Nystaiken,  das  Petericksche  Schulzenamt, 
das  Sabinische,  das  Stanische  Schulzenamt  und  Spittelhof. 

Friedland,  Schippenbeil  und  Tilsit  werden  in  den  drei  Verzeichnissen  als 
Städte  erwähnt.  Außerdem  werden,  abgesehen  von  den  im  Ermland  gelegenen, 
noch  61  Ämter  genannt;  hierunter  von  den  bei  Stadelmann  verzeichneten  die 
Ämter:  Eriedrichsberg,  Mehrungen,  Polommen,  Soldau  und  Stradaunen. 

Abels  Verzeichnis  ist  für  Preußen  ganz  unvollständig;  es  fehlt  ungefähr 
die  Hälfte  der  Ämter. 

^)  Reskript  Gröbens  an  Wittgenstein  vom  16.  April  1708  (Acta  12). 
-)  Erlaß  des  Königs  an  die  Preuß.  Regierung  vom  30.  Augnst  1706  (Acta  12). 
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Erst  Ende  August  1706  erteilte  er  der  Preußischen  Amts- 
kammer den  Befehl,  zusammen  mit  Lüben  die  Erbpacht  ein- 
zurichten^). Weil  Lüben  aber  durch  Amtsgeschäfte  und 
Kommissionen  verhindert  war,  sich  sofort  nach  Preußen  zu  be- 
geben, so  sollte  die  Kammer  vorläufig  mit  der  Einrichtung  an- 
fangen und  bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten  Lübens  Eat 
schriftlich  einholen.  Später  wurde  auch  noch  Christian  Friedrich 
Kraut  beauftragt,  mit  der  Kammer  in  Sachen  der  Erbpacht 
zu  korrespondieren^). 

Die  Preußische  Regierung  wurde  angewiesen,  das  "Werk 
,,ihres  Orts  zu  befördern"  und  der  Kammer  sowie  den  Kom- 
missaren „in  dieser  Verrichtung  die  Hand  zu  bieten". 

Die  Zusammenarbeit  hatte  schon  in  den  anderen  Provinzen 
zu  Zwistigkeiten  geführt.  Um  wie  viel  mehr  war  dies  in  Preußen 
zu  besorgen,  wo  die  Kammer  der  Regierung  wenigstens  formell 
noch  unterstellt  war^). 

Gesetzt  aber,  die  Regierung  kam  dem  Befehl  des  Königs 
nach  und  die  Amtskammerräte  waren  der  Reform  gewogen; 
den  Räten  fehlte  doch,  wenn  wir  von  dem  unbedeutenden 
Versuch  Kalneins  im  Jahre  1702^)  absehen,  jede  Erfahrung. 
Unmöglich  konnten  sie  aus  einer  schriftlichen  Instruktion  und 
der  Korrespondenz  mit  Lüben  und  Kraut  die  nötige  An- 
leitung zu  ihrer  schwierigen  Aufgabe  erhalten.  Die  persönliche 
Mitwirkung  einiger  mit  der  Erbpacht  vertrauter  Leute  war  un- 
bedingt notwendig. 

Als  die  Preußische  Kammer  im  Dezember  1706  die  Er- 
folglosigkeit ihrer  Bemühungen  eingestehen  mußte^),  beauftragte 

1)  Erlaß  des  Königs  an  die  Preuß.  Amtskammer  vom  30.  Aug.  1706  (Acta  12). 
Wir  hören  nichts  davon,  daß  auch  Görne  mit  der  Einrichtung  in  Preußen  be- 
auftragt worden  wäre  (Vergl.  S.  62). 

-)  Reskript  des  Königs  an  Kraut  und  Lüben  vom  19.  Oktober  1706  (Acta  12). 

^)  Yergi.  Ecker,  Die  Entwicklung  der  Königl.  Preuß.  Regierung  von 
1701—1758,  Königsb.  Diss.,  1908.  S.  10  f. 

*)  Vergl.  S.  25. 

^)  Schreiben  der  Preuß.  Amtskammer  an  den  König  vom  6.  Dezember  1706 
(Acta  12). 
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der  König  tatsächlich  eine  Kommission  mit  der  Einführung 
der  Erbpacht.  Die  Regierung  wurde  aber  nicht  ausgeschaltet, 
um  Konflikte  zu  vermeiden.  Sie  sollte  gleichsam  als  Protektorin 
wirken,  die  nötigen  Vorbereitungen  für  die  Einrichtung  treffen 
und  besonders  auf  die  alten  Beamten  achtgeben^),  welche  um  ihres 
eigenen  Interesses  willen  versuchen  würden,  der  Reform  Hinder- 
nisse in  den  Weg  zu  legen  und  namentlich  die  Erbpächter 
abzuschrecken. 

Am  29.  Januar  1707  veröffentlichte  die  Regierung  eine 
Liste  derjenigen  Domänenstücke^),  welche  mit  Ablauf  der  Arende 
zu  Trinitatis  vererbpachtet  werden  sollten.  Die  Vermessung  der 
Ländereien  und  die  Anfertigung  von  Voranschlägen  aber  konnte 
des  vielen  Schnees  wegen  noch  nicht  vorgenommen  werden^). 

Im  April  wurde  die  Preußische  Kommission  gebildet. 
Lüben  und  Kraut  hatten  wohl  von  ihren  Geschäften  nicht 
abkommen  können;  daher  trat  an  die  Spitze  der  Kommission 
der  Ober-Domänendirektor  von  der  Gröben,  der  sich  um  die 
Reform  in  der  Neumark  sehr  verdient  gemacht  hatte.  Ihm 
wurden,  allerdings  mehr  als  Dekoration,  der  Kämmerer  in 
Preußen,  Graf  von  Schlieben,  der  Tribunalsrat  von  Lauwitz 
und  der  Oberstleutnant  von  der  Gröben  zur  Seite  ge- 
stellt^). Die  eigentlichen  Mitarbeiter  aber  waren :  der  Kammer- 
assessor Böhm  und  die  neumärkischen  Domänen-Kommissare 
Döpler  und  Spießt). 

\)  Erlaß  des  Königs  an  die  Preuß.  Regierung  vom  14.  Dezember  1706 
(Acta  12). 

^)  Patent  von  der  ErbpacM  im  Königreich  Preußen  (29.  Januar  1707) 
(Acta  12):  „Es  ist  der  Anfang  zu  machen  im  Kammeramt  Kalthof,  Kammeramt 
Karschau,  Vorwerk  Tilsit,  Yorwerk  und  Schäferei  zu  Marienwerder,  Mehrungen, 
liebstadt,  Holland,  Riesenburg,  Angerburg,  Rastenburg,  Rhein,  Ruß,  Oletzko,  Lyck, 
Lotzen,  Sehesten,  Kammeramt  Caymen,  Yorwerker  Ragnit  und  Schraitlauken  nebst 
der  Schäferei.''  (Ruß  wird  als  Amt  bei  Fisch b ach  II,  1,  S.  82  ff.  nicht  genannt.) 

^)  Reskript  der  Preuß.  Regierung  an  den  König  vom  4.  April  1707  (Acta  12). 

4)  Instruktion  vom  26.  JuU  1707  (Acta  12). 

^)  Yergl.  das  Schreiben  des  Königs  vom  29.  Oktober  1707  (Acta  12). 
Spieß  wurde  sehr  bald  nach  der  Neumark  zurückbeordert  (Erlaß  des  Königs 
an  die  Preuß.  Domänen-Kommission  vom  28.  April  1708;  Acta  12). 
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Die  Arbeit  der  Kommission  stand  von  Anbeginn  unter 
einem  ungünstigen  Zeichen.  Die  Hungerjakre  von  1706  und 
1707^)  verboten  jede  größere  wirtschaftliche  Reform ;  die 
preußischen  Bauern  konnten  sich  überhaupt  nur  mit  Staats- 
hilfe halten. 

Erst  im  Jahre  1708  vermochte  die  Kommission  an  die 
Einrichtung  der  Erbpacht  zu  gehen.  Nach  der  Veröffentlichung 
des  Patentes  vom  9.  März  1708^),  worin  die  Bauern  und  Unter- 
tanen über  das  Wesen  und  Ziel  der  Erbpacht  informiert  und 
zur  Übernahme  von  Erbpachtsgütern  aufgefordert  wurden,  be- 
suchten die  Kommissare  die  Amter,  um  persönlich  die  Lizi- 
tationstermine  abzuhalten.  Aber  die  Zahl  der  Kauflustigen  war 
verschwindend  klein,  zumal  die  ohnehin  schon  große  Armut 
der  Bauern  durch  die  letzten  Ereignisse  noch  größer  geworden 
war.  Nur  in  Marienwerder,  Preußisch-Mark  und  Königsberg 
meldeten  sich  überhaupt  einige  Leute^). 

Um  die  Eeform  durchzuführen,  mußte  man  gleich  von 
vornherein  an  die  auswärtige  Einwanderung  appellieren.  Eine 
Verordnung  vom  8.  August  1708*)  befahl  daher,  bei  der  Be- 
werbung um  die  Beamtenstellen  in  Preußen  vor  allem  diejenigen 
Leute  zu  berücksichtigen,  welche  ,.gute,  bemittelte  Erbpächter 
besonders  aus  fremden  Landen"  herbeischaffen  würden.  Die 
Kammerbeamten  und  Amtleute  aber  sollten  „rechte  und  wahre 
Proben  bei  der  Einrichtung  der  Erbpacht  ablegen",  sofern  sie 
nicht  ihre  Stellen  verlieren  wollten. 

Wir  wissen,  welcher  Segen  für  die  preußische  Provinz 
die  Ansiedlung  der  Salzburger  geworden  ist.  Indes  1708  war 
auf  einen  solchen  Zuzug  nicht  zu  rechnen.  Am  ehesten  wäre 
noch  die  Einwanderung  von  Polen  in  Betracht  gekommen;  in 

1)  Reskript  der  Preuß.  Regierung  an  den  König  vom  4.  April  17Ü7  (Acta  12). 
^)  Königsberg.  St.  A.,  Etatsministerium  Nr.  5  a. 

^)  Reskript  ScJiliebens  an  Hartenberg  vom  1.  Mai  1708  (Acta  12). 
Erlaß  des  Königs  vom  8.  August  1708,  unterm  22.  Oktober  1708  in  den 
Ämtern  veröffentlicht  {Acta  12). 

6* 
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der  Republik  aber  war  die  wirtscliaftlicJie  Lage  der  kleinen 
Besitzer  noch,  viel  trauriger,  überdies  mußte  schon  im  Juli  1708 
wegen  der  Pest  der  Übergang  aus  Polen  verboten  werden^). 

An  eine  Vermehrung  der  Einkünfte  war  fürs  erste  gar  nicht 
zu  denken;  nicht  einmal  die  Diäten  der  Kommission  und  der 
Landmesser  —  sie  beliefen  sich  im  ganzen  auf  etwa  5250  Taler^) 
—  hatten  aus  den  „mehrgeschafften  Revenüen"  gedeckt  werden 
können^).  Mit  aus  diesem  Grunde,  vor  allem  aber  wohl,  weil 
Friedrich  einsah,  daß  die  besonderen  Verhältnisse  in  Preußen 
ein  langsameres  Tempo  nötig  machten,  wurde  die  Kommission 
im  Mai  1709  aufgelöst^).  Fortan  sollte  das  Kammer-Kollegium, 
an  dessen  Spitze  im  Februar  1709  Graf  von  Schlieben  getreten 
war^),  allein  die  Fortsetzung  der  Erbpacht  leiten. 

Welche  Domänen  in  Preußen  vererbpachtet  wurden,  habe 
ich  nicht  feststellen  können.  In  einem  Berichte  der  Preußischen 
Regierung  vom  Januar  1711^)  wird  nur  von  „einigen"  Domänen- 
stücken gesprochen. 

§  21. 

Das  Fürstentum  Minden  zählte  fünf  Ämter:  Hausberge, 
Petershagen,  Reineberg,  Rahden  und  Schlüsselburg Lüben 

^)  Vergl.  Salim,  Geschichte  der  Pest  in  Ostpreußen,  Leipzig  1905,  S.  36. 
-)  Aufstellung  der  Diäten  vom  Mai  1709  (Acta  12). 

^)  Nach  dem  Erlaß  vom  17.  März  1708  (Acta  12)  sollten  die  Diäten  der 
Kommission  aus  den  „ordinären''  Amtsgefällen  vorgeschossen  und  später  aus  den 
durch  die  Erbpacht  niehrgeschafften  Revenuen  erstattet  werden. 

Erlaß  an  die  Preuß.  Regierung  vom  14.  Mai  1709  (Acta  12).  Spieß 
war  bereits  am  28.  April  1708  nach  der  Neumark  zurückgeschickt  worden  (s.  S.  82). 
Oberstleutnant  von  der  Gröben  wurde  auf  eigenen  Wunsch  entlassen  (Bericht 
der  Preuß.  Domänen-Kommission  an  den  König  vom  6.  April  1708;  Acta  12), 
und  Geheimrat  von  der  Gröben  erhielt  aus  Gesundheitsrücksichten  im  Mai  1708 
Urlaub,  von  dem  er  nach  Preußen  nicht  mehr  zurückkehrte  (Erlaß  des  Königs 
an  die  Preuß.  Domänenkommission  vom  14.  Mai  1708;  Acta  12).  Der  an  seiner 
Stelle  ernannte  Geheime  Rat  Hoverbeck  trat  sein  Amt  wegen  Krankheit  gar 
nicht  an  (Bericht  der  Kommission  an  den  König  vom  1.  August  1708;  Acta  12). 

^)  Acta  Borussica,  Behördenorganisation,  Bd.  1,  S.  73. 

^)  Acta  12. 

")  Die  Verzeichnisse  von  Abel,  Fischbach,  Leonhardi,  Bü  sc  hing 
und  Stadelmanu  stimmen  hierin  überein. 
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selbst  machte  hier  im  Sommer  1706^)  zusammen  mit  den  von 
ihm  erwählten  Kommissaren  Pfeil  und  Schumacher  den  Anfang 
mit  der  Vererbpachtung;  es  gelang  ihm,  wie  er  sich  rühmte, 
innerhalb  weniger  Tage  mehrere  „Pertin entien"  in  Petershagen 
und  Hausberge  einzurichten^).  Damit  glaubte  er  eine  genügende 
Anleitung  zur  Yererbpachtung  gegeben  zu  haben  und  überließ 
die  weitere  Ausführung  der  Mindener  Regierung^)  und  den 
Kommissaren^). 

Aber  sei  es,  daß  die  einen  oder  die  anderen  mit  dem  System 
noch  nicht  hinlänglich  vertraut  waren,  sei  es,  was  vielleicht 
wahrscheinlicher  ist,  daß  die  Eäte  entgegen  ihren  Behauptungen 
dem  Werke  nicht  recht  gewogen  waren,  jedenfalls  entsprach 
der  Fortgang  nicht  dem  verheißungsvollen  Anfange.  Am  Ende 
des  Jahres  1706  waren  außer  dem  Amt  Hausberge  nur  wenige 
Domänenstücke  eingerichtet.  Immerhin  betrugen  schon  die 
hierbei  erzielten  Mehreinnahmen  nach  Fischbach^)  1500  Taler. 

Im  folgenden  Jahre  war  der  Verlauf  der  Erbpacht  noch 
weniger  zufriedenstellend.  Die  Regierung  hielt  es  für  zweck- 
mäßiger, die  Vorwerke  nicht  ungeteilt  an  besser  gestellte  Pächter, 
sondern  stückweise  an  die  Untertanen  auszutun,  in  der  Hoffnung, 
die  Einnahmen  dadurch  bedeutend  zu  erhöhen.  Auch  im 
Mindenschen  aber  waren  die  Bauern  zu  arm,  als  daß  sie  die  bei 
der  Erbpacht  notwendigen  Mittel,  zamal  bei  den  erhöhten  An- 
sprüchen der  Räte,  ohne  weiteres  hätten  aufbringen  können. 
Es  meldeten  sich  nur  wenige  Leute-^),  und  diese  mußten  noch, 
um  die  Forderungen  der  Behörde  befriedigen  zu  können,  die 
zur  Übernahme  der  Pacht  nötigen  Gelder  erst  zu  sehr  hohen 
Zinsen  aufnehmen.    Wie  sollten  sie  nun  imstande  sein,  — ■  das 


')  Reskript  Lübens  an  die  Miiiclener  Regierung  vom  19.  Juni  1706  (Gen.- 
Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64  Nr.  10). 

-)  Zur  Mind.  Regierung  gehörten  die  Räte  Hnß,  Remy,  Ilgen  und  Korf  f. 

^)  Reskript  der  Mind.  Regierung  an  den  König  vom  8.  September  1706 
(Gen.-Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64,  Nr.  10). 

'^)  Fischbach  II,  1,  S.  148  Beil.  LI. 

^)  Yon  einem  Zuzug  auswärtiger  Familien  hören  wir  gar  nichts. 
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mußte  sogar  die  Regierung  eingestehen^)  —  die  Zahlungstermine 
für  die  Erbpachtsgelder  innezuhalten?  Zahlungsstockungen  und 
Exekutionen  waren  die  notwendige  Folge;  schließlich  waren  die 
HJntertanen  ruiniert,  ohne  daß  der  König  einige  Jahre  hindurch 
auch  nur  dieselben  Einnahmen  wie  bei  der  Arende,  geschweige 
denn  höhere  Revenuen  erzielen  konnte. 

Im  Dezember  1709  waren  die  fünf  Ämter  noch  immer 
nicht  mit  allen  ihren  Stücken  eingerichtet.  Die  Ursache  lag 
aber  nicht  allein  in  der  Unmöglichkeit,  geeignete  Pächter  zu 
erlangen;  es  war  vielmehr,  wie  aus  dem  Schreiben  der  Mindener 
Regierung  vom  12.  Dezember  1709^)  hervorgeht,  zwischen  den 
Räten  und  den  Kommissaren  Schumacher  und  Wartensleben^) 
ein  Konflikt  ausgebrochen,  der  die  Fortsetzung  der  Erbpacht 
hemmte. 

In  der  Grafschaft  Ravensberg,  zu  der  die  vier  Ämter 
Limberg,  Ravensberg,  Sparenberg  und  Vlotho  gehörten*),  hatten 
bereits  vom  Jahre  1701  bis  1703  Versuche  mit  der  Erbpacht 
stattgefunden^).  Welche  Erfolge  damals  sowie  später  bei  der 
Fortsetzung  der  Erbpacht  im  Jahre  1708^)  zu  verzeichnen  waren, 
konnte  nicht  festgestellt  werden. 


*)  Reskript  der  Mind.  Regierung  an  den  König  vom  15.  Dezember  1707 
(Gen.-Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64,  No.  10). 

'•^)  Gener. -Depart.,  Minden-Ravensberg,  Tit.  64,  Nr.  10. 

^)  Wartensleben  war  an  die  Stelle  des  Kommissars  Pfeil  getreten. 
Nach  Abel,  a.  a.  0.  S.  314  ff.,  Leonhardi,  a.  a.  0.  Bd.  4b,  S.  903  ff. 
und  Büsching,  Bd.  6,  S.  104  ff.  Bei  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  370  ff.  fehlt 
das  Amt  Vlotho.  Fischbach,  a.  a.  0.  S.  82  ff.  nennt  außer  den  vier  Ämtern 
noch  ein  fünftes,  Kaldenhof,  das  aber  in  den  vier  anderen  Verzeichnissen  nicht 
vorkommt. 

^)  Vergl.  S.  24. 

^)  Erlaß  des  Königs  vom  6.  März  1708  (Gener.-Depart.,  Minden-Ravensberg, 
Tit.  64,  Nr.  9). 
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III.  Aufliebung^  der  Erbpaelit. 

§  2'2. 

Die  Oppositionspartei  war  durch,  den  königl.  Erlaß  vom 
14.  März  1704  zwar  zum  Schweigen  gebracht,  aber  im  geheimen 
setzte  sie  ihren  "Widerstand  fort.  Lüben  selbst  —  er  war  in- 
zwischen als  Lüben  von  Wulff en  in  den  Adelsstand  erhoben  — 
vermehrte  noch  die  Zahl  seiner  Gegner.  Sein  rauhes,  herrisches 
Wesen  war  mit  den  Erfolgen  gewachsen,  sein  stets  reges  Miß- 
trauen war  durch  die  häufigen  gehässigen  Angriffe  noch  ver- 
stärkt worden;  überall  witterte  er  Verrat  gegen  die  Erbpacht, 
und  in  seiner  heftigen,  leidenschaftlichen  Art  ließ  er  sich  öfters 
zu  übereilten  Schritten  fortreißen. 

Bei  der  Durchsiclit  des  kurmärkischen  Amtskammer-Etats 
von  1706/07-^)  hatte  er  geglaubt,  eine  Unterschlagung  von 
50-  bis  60000  Talern  entdeckt  zu  haben statt  aber  die  Sache 
erst  gründlich  zu  prüfen,  machte  er  dem  König  sofort  Anzeige 
davon.  Es  wurde  der  Kammer  nicht  schwer,  den  Verbleib  der 
fehlenden  Gelder  nachzuweisen,  und  eine  strenge  Untersuchung 
ergab daß  der  Verdacht  nur  in  einem  formalen  Verstoß  der 
Behörde  bei  der  Abfassung  des  Etats  seine  Ursache  hatte. 

Durch  seinen  Übereifer  hatte  Lüben  die  ehrlichen  Namen 
Gröbens  und  der  übrigen  Mitglieder  der  Kammer  befleckt  und 
damit  ein  gemeinsames  Weiterarbeiten  unmöglich  gemacht. 

Gröben^),  der  alte  Bundesgenosse  Lübens,  wandelte  sich 
in  seinen  Todfeind  und  überhäufte  ihn  mit  einer  Fülle  der 

^)  Es  war  dies  tatsächlich,  der  Etat  von  1706/7,  nicht,  wie  Isaacsohn, 
Preuß.  Beamtentum  II,  S.  299  angibt,  der  von  1705/06. 

2)  Yergl,  das  Schreiben  des  Königs  an  Lüben  vom  19.  Juli  1707  (Acta  18). 

^)  Gutachten  derüntersuchungskommission  (Datum  fehlt)  [Acta  18].  Die  Kom- 
mission setzte  sich  zusammen  aus  den  Eäten  vonPrintzen,  vonHamrahtu.  Kraut. 

"*)  Gröben  legte  damals  sem  Amt  als  Vizepräsident  der  Kurmärk.  Amts- 
kammer nieder.  Welche  Gründe  ihn  dazu  veranlaßten,  wissen  wir  nicht.  Die 
Verdächtigungen  können  unmöghch  für  Gröben  bestimmend  gewesen  sein;  er 
fühlte  sich  doch  vollkommen  schuldlos.  Lübens  Annahme  aber  (Brief  an 
Wittgenstein  vom  1.  Sept.  1707;  Acta  18),  die  Furcht  vor  weiteren  Enthül- 
lungen über  angebhche  Mißstände  in  der  Kammer  hätte  ihn  zur  Abdankung  be- 
wogen, ist  wohl  ganz  haltlos. 
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schwersten  Vorwürfe^).  Wie,  so  ließ  er  sich  vernehmen,  ein 
Mensch,  der  selbst  Unterschlagungen  begangen  hat,  wagt,  Un- 
schuldige des  eigenen  Verbrechens  zu  bezichtigen?  Nur  um 
seinen  eigenen  unrichtigen  Etat  zu  verdecken,  habe  er  die  Vor- 
würfe erhoben.  Aber  das  sei  nichts  Neues.  Von  jeher  sei 
Lüben  darauf  ausgegangen,  die  Geschäftsführung  der  Kammer 
zu  verwirren.  Darum  habe  er  die  Etats  bald  auf  die  eine,  bald 
auf  die  andere  Art  aufstellen  lassen.  Schon  mehrmals  habe  er 
die  Kammer  durch  falsche  Angaben  anzuschwärzen  versucht. 
Seine  Art  könne  keinen  Frieden  halten;  wo  er  sei,  stifte  er 
Hader  an  und  suche  die  Verantwortung  für  die  eigenen  Ver- 
sehen anderen  aufzubürden.  Über  andere  urteile  er  gering- 
schätzig, von  den  eigenen  Fähigkeiten  und  Verdiensten  über- 
schwänglich.  Aber  man  brauche  nur  die  Erbpachtseinrich- 
tungen genauer  zu  betrachten:  „Das  meiste  besteht  bei  ihm  in 
großen  Worten!" 

Von  den  Mehreinnahmen,  die  Lüben  aus  dem  Herzogtum 
Magdeburg  fest  versprochen  habe,  fehlten  an  9600  Taler.  Er 
habe  also  den  König  hintergangen ;  inzwischen  aber  seien  ihm 
für  das  „fingierte  Meritum"  8000  Taler  geschenkt  worden. 

Ob  diese  Vorwürfe  berechtigt  waren,  läßt  sich  nicht  ent- 
scheiden; der  letzte  jedenfalls  traf  Lüben  unverschuldet.  Er 
durfte  nicht  für  das  Ausbleiben  der  projektierten  Gelder  ver- 
antwortlich gemacht  werden 2). 

Der  heftige  Streit  mit  einem  so  angesehenen  u.nd  vor- 
nehmen Manne  wie  Gröben  ermutigte  auch  die  übrigen  sehr 
zahlreichen  Feinde  Lübens,  ihre  Stimmen  noch  lauter  und 
schärfer  als  je  zuvor  gegen  ihn  zu  erheben.  Hamraht  wollte 
in  dem  Magdeburgischen  Kammeretat  von  1705/06  entdeckt 
haben,  daß  sich  Lüben  „ohne  Vorwissen  und  Verordnung  des 
Königs"  eigenmächtig  eine  Besoldungszulage  von  564  Talern 
hatte  auszahlen  lassen  und   im   folgenden  Etat  von  1706/07 


')  Immediatbericht  Gröbens  vom  22.  August  1707  (Acta  18). 
Vergl.  S.  57  ff. 
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sich  auch  noch  den  Titel  eines  Magdeburgischen  KamnT er- 
Direktors beigelegt  hatte^). 

Wie  viel  mußte  Lüben  damals  schon  von  dem  Vertrauen 
des  Königs  eingebüßt  haben!  Denn  ohne  erst  den  Ausgang 
des  gegen  ihn  eröffneten  „Inquisitions ''-Verfahrens  abzuwarten, 
verordnete  Friedrich  auf  die  bloßen  Anschuldigungen  hin, 
Lüben  solle  im  Etat  von  1706/07  mit  jenem  Titel  und  der 
Besoldung  gestrichen  werden^). 

Aber  noch  hatte  auch  Lüben  seine  einflußreichen  Grönner; 
unter  ihrem  Schutze  wählte  er,  wie  schon  oft,  zu  seiner  Ver- 
teidigung den  Angriff. 

Zuerst  wandte  er  sich  gegen  Hamraht^).  Wahrlich,  dieser 
sei  der  rechte  Mann^  andere  der  Eigenmächtigkeit  zu  be- 
schuldigen, er,  der  aus  persönlicher  Rancune  die  vom  Könige 
unterzeichnete  Bestallung  Lübens  zum  Geheimen  Kammerrat 
zwei  Jahre  zurückbehalten  und  ihn  gezwungen  habe,  ihm 
700  Taler  von  seinem  Gehalt  abzutreten.  Welch  ein  gewissen- 
loser Diener  des  Königs!  Nachdem  die  Hofkammer  in  seiner 
Gegenwart  den  Magdeburgischen  Kammeretat  von  1706/07  mit 
allem  Fleiß  durohberaten  und  schon  ausgefertigt  hat,  behält  er 
ihn  drei  Vierteljahre  lang  in  seinem  Pult.  Obendrein  streicht 
er  Lüben  mit  seinem  Titel  und  Gehalt.  Ein  neuer  Beweis  von 
Hamrahts  Willkür  und  Ungehorsam  gegen  seinen  Herrn! 
Denn  Lüben  war  durch  den  königl.  Erlaß  vom  21.  März  1704^) 
zum  Direktor  der  Magdeburgischen  Kammer  bestellt.  Auch  auf 
die  Besoldung  hatte  er  durchaus  berechtigte  Ansprüche  gehabt; 
das  war  von  der  Hofkammer  anerkannt  und  vom  Könige  durch 
Unterschrift  des  Etats  bestätigt  worden. 

Aber  gesetzt,  Lüben  sei  nicht  dazu  berechtigt  gewesen: 
warum  regt  sich  Hamrahts  Gewissen  erst  jetzt?    Lüben  war 


1)  Reskript  des  Königs  an  den  General-Fiskal  Duhr  am  vom  3.  Oktober 
1707  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 

-)  Immediatsclireiben  Lübens  vom  24.  Oktober  1707  (Gen.-Depart.,  Tit.  2, 
Nr.  13). 

^)  Beilage  E.  zu  Lübens  Schreiben  vom  24.  Oktober  1707. 
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doch  schon  im  Etat  von  1704/05  mit  dem  Titel  und  Gehalt 
eines  Kammerdirektors  aufgeführt  worden,  und  niemand  hatte 
diese  Position  beanstandet. 

Welch  Schauspiel:  Hamraht,  der  Mann  der  Günstlings- 
wirtschaft, als  Beschützer  der  blinden  Gerechtigkeit!  "Wer  nur 
brav  auf  Wittgenstein  und  Lüben  gescholten  habe,  sei 
bei  Hamraht  des  bereitwilligsten  Beistandes  sicher  gewesen. 

Und  stehe  es  anders  mit  Gröben  und  Görne?  Er, 
Lüben,  könne  mit  Leichtigkeit  alle  Anklagen  widerlegen. 
Wenn  eine  unparteiische  Kommission  die  Kassenverwaltung  der 
Kammer  untersuchte,  würde  Gröben  nicht  noch  einmal  so 
leichten  Kaufs  davonkommen. 

In  der  Hitze  seines  Zornes  schoß  Lüben  über  das  Ziel 
hinaus.  Auch  die  Mitglieder  der  Untersuchungskommission^) 
wurden  von  ihm  tödlich  beleidigt.  Bei  der  Achtung,  in  der 
namentlich  Printzen  bei  Freund  und  Feind  stand^),  setzte  sich 
Lüben  durch  diese  Verleumdungen  selbst  ins  Unrecht. 

Zunächst  schien  Lüben  allerdings  recht  zu  behalten.  Die 
Halleschen  Kammerräte  Hornig  und  Niemen^)  und  die  eigens 
dazu  eingesetzte  Untersuchungskomraission  wiesen  die  Nichtig- 
keit der  Hamrahtschen  Beschuldigungen  nach^).  Die  Be- 
schwerden Lübens  über  die  Saumseligkeit  und  die  Günstlings- 
wirtschaft wurden  mit  zur  Ursache  von  Hamrahts  Sturz. 
Mit  diesem  Siege  aber  war  Lüben  wenig  geholfen;  die  An- 
schuldigungen hörten  nicht  auf,  im  Gegenteil,  sie  wuchsen  wie 
die  Köpfe  der  Hydra. 

Und  die  Feinde  hatten  es  leicht.  Nun  sollte  sich  rächen, 
daß  Lüben  zu  viel  versprochen  hatte.    Die  Reform,  so  sagten 

Vergl.  S.  87. 

-)  Vergl.  den  Artikel  von  Naude  in  der  AUgem.  Deutschen  Biographie, 
Bd.  26,  S.  599. 

^)  Bericht  der  Magdeburg.  Kammer  an  den  König  vom  24.  Oktober  1707 
(Gen.-  Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 

Vergl.  das  Konzept  des  Kommissionsberichtes  vom  28.  November  1707 
(Gen.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 
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jetzt  die  Gegner,  habe  nicht  den  verheißenen  Verlauf  genommen; 
durch  Lübens  „Vorspiegelungen"  seien  mithin  die  ohnedem 
schon  so  schlechten  Finanzverhältnisse  des  preußischen  Staates 
vollends  in  Verwirrung  gebracht  worden! 

Wie  sollte  Lüben  diese  Vorwürfe  entkräften?  Tatsächlich 
ging  ja  die  Erbpacht  zu  Ende  des  Jahres  1708  einer  schweren 
Krisis  entgegen.  Der  erste  Ansturm  der  Erbpächter  war  vor- 
über und  der  Zuzug  auswärtiger  Familien  hatte  fast  ganz  auf- 
gehört. 

Indessen,  war  mit  der  augenblicklichen  Stockung  wirklich 
schon  das  Ende  der  E-eform  gekommen?  Wäre  nicht  doch  noch 
ein  neuer  Aufschwung  möglich  gewesen?  In  der  Tat,  es  hätte 
ihr  vielleicht  geholfen  werden  können,  wenn  man  sie  jetzt  für 
kurze  Zeit  ganz  unterbrochen  hätte,  um  inzwischen  die  schon 
eingerichteten  Ämter  in  Ordnung  zu  bringen  und  vor  allem 
die  gesamten  noch  nicht  konfirmierten  Kontrakte  endlich  zu 
bestätigen.  Gleichzeitig  hätten  auch  die  nötigen  Vorbereitungen 
für  die  weitere  Einrichtung  der  Ämter  getroffen  werden  können: 
die  Ausmessung  der  Domänenstücke,  die  Aufnahme  des  Inven- 
tars und,  was  das  wichtigste  war,  die  rechtzeitige  Beschaffung 
von  tüchtigen  und  wohlhabenden  Erbpächtern. 

Lüben  aber  konnte  nicht  mehr  diesen  Ausweg  einschlagen; 
denn  bei  den  vielen  Anfeindungen,  denen  die  E-eform  ausgesetzt 
war,  hätte  das  leicht  als  Bankrotterklärung  des  ganzen  Systems 
ausgelegt  werden  können.  Ein  Stillstand  in  diesem  Stadium 
hätte  zudem  eine  Verringerung  der  Finanzen  zur  Folge  gehabt, 
und  dadurch  wäre  allen  Anklagen  seiner  Feinde  scheinbar  recht 
gegeben. 

Allerdings,  noch  beschirmte  der  König  die  Reform.  Wäh- 
rend er  früher  nur  eine  abwartende  Stellung  eingenommen  und 
mehr  dem  Gutachten  der  Befragten  gefolgt  war,  als  selbst  die 
Initiative  ergriffen  hatte,  schien  er  jetzt  sogar  persönlich  Partei 
zu  nehmen.    In  dem  Erlaß  vom  9.  November  1709^)  befahl  er 


5)  Fischbach  II,  1,  S.  45  und  Beil.  Vv.  S.  115. 
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den  einzelnen  Kammern  und  Regierungen,  die  noch  zurück- 
stehenden Kontrakte  schleunigst  auszufertigen  und  zur  Be- 
stätigung einzusenden,  damit  die  restierenden  Gelder  einkämen. 
Und  in  dem  Erlaß  vom  13.  Mai  1710^)  erklärte  er,  er  werde 
es  sehr  gerne  sehen,  wenn  die  Minister  und  auch  die  anderen 
„Civil-  und  Militär-Bedienten^',  vom  höchsten  bis  zum  niedrigsten, 
einige  Domänenstücke  in  Erbpacht  nehmen  würden. 

Aber  der  scheinbare  Beistand  des  Monarchen  mußte  den 
Sturz  Lübens  und  des  ganzen  von  ihm  vertretenen  Systems 
in  Wahrheit  noch  beschleunigen.  Die  Befehle  des  Königs  be- 
wiesen doch,  daß  er  sich  der  Erbpacht  nur  annahm,  weil  er  sie 
als  eine  Geldquelle  in  seinen  Finanznöten  betrachtete.  Friedrich 
wußte  noch  nicht,  wie  es  in  Wirklichkeit  damals  mit  der  Re- 
form stand.  Sobald  ihm  die  Augen  geöffnet  wurden,  mußte 
sich  sein  Schutz  in  Ungnade  verwandeln. 

§  23. 

Es  gehört  zu  den  Hauptgründen  für  den  Verfall  der  Erb- 
pacht, daß  die  Reform  in  einer  politisch  so  unruhigen  Zeit  in 
Angriff  genommen  wurde. 

Der  König  war  mit  weit  umfassenden  Plänen  be- 
schäftigt, die  über  die  Kräfte  seines  Staates  hinausgingen. 
Zwar  war  Friedrich  durchaus  nicht  unbegabt,  wie  oft  be- 
hauptet worden;  er  besaß  ein  schnelles  Verständnis  und  war 
leichter  als  andere  Fürsten  für  wohltätige  Neuerungen  zu  er- 
wärmen; aber  es  fehlte  ihm  die  Geduld  und  jene  wunderbare 
Sachkenntnis,  die  seinen  Sohn  auszeichnete.  Sofort  nach  der 
Saat  wollte  er  ernten.  Die  gesamte  innere  Politik  sollte  nur  der 
äußeren  dienen. 

Und  die  Männer,  die  er  durch  sein  Vertrauen  auszeichnete, 
waren  nicht  geeignet  oder  auch  nur  gewillt,  diese  Mängel  aus- 
zugleichen. Wartenberg  verstand  überhaupt  nichts  von  der 
inneren  Politik.    Wittgenstein  aber  ließ  sich  bei  der  Reform 


')  rischbach  II,  1,  S.  45. 
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von  Motiven  leiten,  die  ihr  geradezu  Verderben  bringen  mußten. 
Der  Graf  war  gleichzeitig  Ober-Domänendirektor  und  Ober- 
Hofmarschall;  sein  Interesse  jedoch  galt  in  erster  Linie  der 
Hofstaatskasse.  Für  ihn  war  das  neue  System  trotz  jener 
königl.  Verfügung  vom  26.  März  1704^)  nur  eine  Geldquelle 
für  die  stets  wachsenden  Ausgaben  des  Hofhalts.  ,."Was  er 
als  Hofmarschall  brauchte,  das  verschaffte  er  sich  als  Domänen- 
Direktor^)." 

Schon  Lüben  hatte  in  seinem  Projekt  den  finanziellen 
Gesichtspunkt  stark  in  den  Vordergrund  gerückt.  "Wittgen- 
stein ließ  nur  diesen  ganz  allein  gelten.  Was  gab  er  auf  einen 
großen  Zuwachs  der  Einnahmen  in  fernen  Tagen!  Das  Geld 
sollte  sofort  einkommen.  Daher,  wurde  der  Reform  nicht  ge- 
nügend Zeit  gegeben,  man  ließ  sie  nicht  erst  reifen,  sondern 
nach  einigen  scheinbar  günstigen  Versuchen  wurde  sie  in  allzu 
großem  Umfange  in  Angriff  genommen. 

Sehr  bald  machte  sich  infolge  dieser  Hast  ein  großer 
Mangel  an  geeigneten  Erbpächtern  fühlbar.  Lüben  hatte  zwar 
in  seinem  Projekt  darauf  hingewiesen,  daß  nur  bemittelte  Leute 
zur  Erbpacht  herangezogen  werden  durften;  aber  woher  sollten 
diese  in  der  Eile  genommen  werden?  Die  Mehrheit  der  länd- 
lichen Bevölkerung  in  der  Brandenburg-Preußischen  Monarchie 
war  zu  arm  und  auch  zu  wenig  unternehmend.  In  der  Haupt- 
sache mußte  also  das  Ausland  die  Erbpächter  stellen. 

1.)  Vergl.  S.  48. 

Eanke,  Werke  25/20,  S.  467. 

Nach  Ranke  flössen  im  Laufe  der  zehn  Jahre  die  ganzen  Kapitalien  mit 
etwa  600000  Talern  an  die  Hof  Staatskasse,  und  die  mehrgeschafften  Revenuen  — 
sie  behefen  sich  auf  ungefähr  ebensoviel  —  wurden  für  Gütererwerbungen  verwandt. 

Damit  im  Widerspruch  steht  eine  Aufstellung  bei  Fisch b ach  II,  1,  Beil. 
Tt.  S.  162  f.,  nach  der  die  gesamten  Kapitahen  im  Betrage  von  609  873  Talern 
12  Gr.  7     für  den  Ankauf  bezw.  die  Einlösung  von  Gütern  verbraucht  wurden. 

Jedoch  eine  so  scharfe  Scheidung  bei  der  Verwendung  der  Domänen- 
einkünfte ist  nicht  anzunehmen.  Wittgenstein  nahm  die  Gelder  für  die  Hof- 
staatskasse, woher  er  sie  bekommen  konnte,  sowohl  aus  den  mehrgeschafften 
Revenuen  wie  aus  den  Kapitalien;  und  auch  für  die  Gütererwerbungen  wurden 
die  gerade  verfügbaren  Gelder  verwandt,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Herkunft. 


Tatsächlich  hatte  die  Reform  in  Magdeburg  und  Halber- 
stadt, wo  der  Zuzug  fremder  Ansiedler  ziemlich  groß  war,  auch 
zufriedenstellende  Ergebnisse  gebracht.  Ganz  anders  aber  ge- 
staltete sie  sich  in  der  Neumark,  in  Pommern  und  Preußen. 
Dort  waren  die  Kommissare  fast  durchweg,  in  Preußen  sogar 
ausschließlich,  auf  die  einheimischen  Bewerber  angewiesen. 
Die  wenigen  wohlhabenden  Leute  nahmen  häufig  an  den  hohen 
Geldleistungen  Anstoß;  um  also  in  der  kurzen  Zeit  überhaupt 
Erbpächter  zu  bekommen,  mußte  man  auch  die  wenig  bemit- 
telten oder  ganz  armen  Bauern  zur  Erbpacht  zulassen.  Die 
neuen  Pächter  liehen  sich  erst  das  erforderliche  Geld;  mithin 
traten  zu  den  Abgaben  an  die  Kammern  noch  die  hohen  Zinsen 
für  die  Privatgläubiger  hinzu. 

Unmöglich  konnten  die  Bauern  alle  diese  Lasten  aus  den 
Äckern  heraus  wirtschaften,  auch  wenn  jene  Jahre  nicht  gerade 
zu  den  unfruchtbareren  gehörten.  Hatten  doch  die  Kommissare 
nicht  einmal  die  Ertragsfähigkeit  der  Ländereien  genügend  be- 
rücksichtigen können!  Ob  der  Landstrich  hoch  kultiviert  oder 
weit  zurückgeblieben,  ob  der  Boden  gut  oder  schlecht  war, 
immer  waren  die  Preise  gesteigert  worden;  denn  der  König  hielt 
sich  an  Lübens  Versprechungen  und  verlangte  aus  jedem 
Amte  mehr  Revenuen.  Konnte  es  unter  diesen  Umständen 
wundernehmen,  wenn  schon  nach  kurzer  Zeit  allenthalben 
Zahlungsstockungen  eintraten? 

Um  möglichst  viele  Leute  zur  Annahme  von  Erbpachts- 
gütern zu  bewegen,  hatten  ihnen  die  Kommissare  verschiedentlich 
—  besonders  in  Pommern^)  —  Freiheit  von  Kontribution  und 
Akzise,  freies  Brenn-,  Bau-  und  Nutzholz  und  freie  Mast  in  den 
Wäldern  versprochen. 

Diese  Vergünstigungen  waren  Eingriffe  in  die  Befugnisse 
der  Kriegskommissariate  und  der  Forstämter,  die  ohnehin  schon 
mit  der  Kammerverwaltung  in  Feindschaft  lagen.  Außerdem 
waren  vielfach  Handwerker,  durch  die  vorteilhaften  Erbpachts- 


1)  Vergl.  S.  64. 
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bedingungen  angelockt,  als  Bauern  aufs  Land  gezogen,  und  das 
hatte  einen  Rückgang  der  städ-tischen  Industrie  und  damit  der 
Akzise-Einnahmen  zur  Folge  gehabt^).  Sollten  die  Behörden 
dulden,  daß  ihre  Einkünfte  zum  Vorteil  der  gegnerischen  Amts- 
kammern geschmälert  wurden? 

Kriegskommissariate  wie  Forstämter  weigerten  sich  also, 
jene  Versprechungen  zu  erfüllen;  auch  die  wiederholten  Auf- 
forderungen und  Befehle  des  Königs  vermochten  hierin  wenig 
Besserung  zu  schaffen.  Die  Folge  war,  daß  sich  die  Erbpächter 
betrogen  fühlten  und  auch  ihrerseits  ihre  Verpflichtungen  nicht 
erfüllten. 

Welche  Rechte  blieben  denn  überhaupt,  so  durften  sie  wohl 
fragen,  den  Erbpächtern  sicher?  Da  ihre  Kontrakte  nicht  be- 
stätigt wurden,  mangelte  ihnen  jede  rechtliche  und  wirtschaftliche 
Sicherheit.  Sollten  sie  bei  einem  so  ungewissen  Zustande  Geld 
und  Fleiß  in  die  Güter  stecken,  um  vielleicht  hinterher  das  Land 
„mit  dem  weißen  Stabe"  wieder  zu  verlassen?  Es  war  natürlich, 
wenn  sie  auch  aus  diesen  Gründen  die  Zahlungen  verweigerten. 

Von  jeher  hatten  die  Gegner  der  Reform  gegen  das  neue 
System  eingewandt,  es  sei  gar  keine  Pacht,  sondern  eine  Art 
Veräußerung  (species  alienationis).  Wenn  der  Monarch  auch  im 
Augenblick  vielleicht  davon  Vorteil  haben  könne,  in  Wahrheit 
würde  er  ärmer;  denn  die  Erbpacht  beraube  ihn  der  Möglichkeit, 
die  Preise  im  Verhältnis  zum  steigenden  Boden-  und  fallenden 
Geldwert  zu  erhöhen^).  Und  der  Mißerfolg  der  letzten  Jahre 
schien  alle  Zweifel  der  Widersacher  an  einer  auch  nur  vorüber- 
gehenden Steigerung  der  Einkünfte  zu  bestätigen:  der  „abgezielte 
heilsame"  Zweck  sei  nicht  erreicht;  im  Gegenteil,  die  Ein- 
nahmen aus  den  Domänen,  seien  großenteils  in  Unsicherheit 
geraten,  die  Ausgaben  aber  hätten  durch  die  Diäten  für  die 
Kommissare  eine  ganz  erhebliche  Steigerung  erfahren.  Schließlich 

^)  Berich.t  der  Neumärk.  Kammer  vom  31.  Mai  1708  (Acta  13). 
^)  Isaacsohn,  Das  Erbpachtsystem,  Zeitschrift  für  preuß.  Geschichte  und 
Landeskunde,  Bd.  11  (1874),  S.  705. 
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seien  die  Provinzialkammern,  besonders  aber  die  Kassen,  in 
eine  große  Konfusion  geraten^). 

Mit  diesen  Vorwürfen  hatten  die  Feinde  der  Erbpacht  um 
so  mehr  Erfolg,  als  sie  in  der  Person  des  jungen  Kronprinzen 
einen  tatkräftigen  Bundesgenossen  fanden.  Leider  haben  die 
benutzten  Akten  keine  Mitteilung  über  die  Gründe  Friedrich 
Wilhelms  gebracht.  "Wir  dürfen  aber  wohl  annehmen,  daß 
dieser  geborene  „große  Öconomus",  der  seine  Finanzen  haupt- 
sächlich auf  die  Domänen  basierte,  vor  allem  an  der  „Alienation" 
Anstoß  nahm.  Dazu  kam  wahrscheinlich  noch,  als  mehr 
persönliches  Moment,  sein  Ingrimm  über  die  heillose  Finanz- 
verwirrung unter  Wartenberg  und  Wittgenstein,  wofür  er 
die  Erbpacht  ebenfalls  verantwortlich  machte. 

Den  vereinten  Bemühungen  gelang  es  wirklich,  den  König 
zum  Aufgeben  der  Erbpachtspläne  zu  bewegen. 

Damit  war  auch  Lübens  Schicksal  entschieden;  „denn  das 
war  einmal  der  Sinn  der  Zeit,  das  mißlungene  Unternehmungen, 
sei  es  in  der  inneren  oder  äußeren  Politik,  an  den  vornehmsten 
Urhebern  derselben,  die  als  persönlich  verantwortlich  galten,  ge- 
ahndet wurden  ".2) 

§  24. 

Im  März  1710  erhielt  Lüben  den  Befehl,  zusammen  mit 
dem  Greheimen  Hegierungsrat  Freiherrn  von  Strünckede  die 
Vererbpachtung  in  Cleve  einzurichten^).  Er  wußte  von  seinem 
früheren  Aufenthalt  im  dortigen  Herzogtum  (1708),  daß  die 
Schlüter  und  Rentmeister  der  Einführung  der  Erbpacht  den 
heftigsten  Widerstand  leisten  würden,  und  besorgte,  die  von 
dorther  zu  erwartenden  Klagen  könnten  seiner  schon  geschwächten 
Stellung  noch  mehr  schaden. 

Sein  Gönner,  Graf  Wittgenstein,  erwirkte  ihm  zwar  beim 
Könige  die  Versicherung,  er  würde  gegen  alle  „Odia  und  Ver- 

^)  Gutachten  der  Hofkammer  vom  26.  Jamiar  1711  (Acta  43j. 
-)  Ranke,  Werke  25/26  S.  468. 
3)  Fischbach  II,  1,  S.  45. 
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folgungen"  nachdrücklich,  in  Schutz  genommen  und  im  Falle 
einer  Anklage  bei  Hofe  „dagegen  gehört"  werden^).  Selbst  jetzt 
noch  zögerte  Lüben  mit  der  Abreise.  Er  kannte  den  König; 
der  Rhein  war  weit;  seine  Entfernung  ließ  das  Feld  für  die 
Gegner  frei. 

Nachdem  er  schließlich  nach  Cleve  gereist  war  (Anfang 
Juni  1710),  gab  er  sich  alle  Mühe,  so  schnell  wie  möglich  die 
nötigen  Erbpächter  herbeizuschaffen  und  mit  ihnen  Verträge 
abzuschließen.  Vielleicht  gelang  es  ihm,  wenn  er  hier  recht 
große  Summen  an  jährlichen  Mehreinnahmen  und  dazu  be- 
deutende Kapitalien  aufweisen  konnte,  das  Verderben  noch  in 
letzter  Stunde  abzuwenden. 

Die  Gegner  jedoch  waren  ihm  zuvorgekommen.  Am  16.  Sep- 
tember 1710  gab  Friedrich  der  Hofkammer  den  Befehl,  Lüben 
aus  Cleve  zurückzurufen^) :  „Wegen  der  ungerechten,  auch  frechen 
und  unverantwortlichen  Aktionen,"  deren  sich  Lüben  bei  seiner 
jetzigen  Kommission  im  Clevischen  unternehme,  seien  soviel 
Klagen  und  „Lamentationen"  eingelaufen,  daß  man  diesem  Un- 
wesen nicht  mehr  länger  zusehen  könne.  Es  werde  wohl  auch 
noch  andere  Leute  geben,  welche  die  nötigen  Veränderungen 
bei  der  Clever  Kammer,  wenn  es  deren  bedürfe,  vornehmen 
können  und  dabei  weniger  Kosten  machen. 

Aber  durfte  Lüben  ungehört  verdammt  werden?  Auf  die 
Veranlassung  "Wittgensteins,  des  alten  Lubenschen  Gönners^ 
wurde  der  Befehl  nicht  sofort  ausgefertigt.  Auch  die  Hofkammer, 
deren  Mitglieder  durchaus  nicht  sämtlich  für  die  Erbpacht  waren^ 
bemühte  sich,  den  König  umzustimmen:  Große  „Klagen  und 
Lamentationen"  hätten  die  Reform  in  allen  Provinzen  begleitet; 
jedesmal  aber  seien  dann  die  Beklagten  gebührend  vernommen 
worden,  und  nachdem  die  Sache  rechtlich  entschieden,  habe  der 

^)  Diese  Zusiclierung  befindet  sich  am  Schlüsse  der  Instruktion  für  Lüben 
vom  28.  März  1710  (Fischbach  II,  1,  Beil.  Ww.  S.  166  ff.).  Da  das  Schrift- 
stück von  Wittgenstein  gegengezeichnet  ist,  so  dürfen  wir  wohl  annehmen^ 
daß  jene  Stelle  auf  seine  Fürsprache  hinzugefügt  wurde. 

2)  Königl.  Erlaß  vom  16.  September  1710  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 


—   98  — 


König  die  Erbpacht  uneracktet  aller  „Lanientationen"  fortsetzen 
lassen").  In  gleiclier  Weise  müßten  doch  auch  die  Beschwerden 
der  Clever  behandelt  werden;  und  nicht  allein  Lüben  sei 
darüber  zu  vernehmen,  sondern  auch  der  Geheime  Regierungsrat 
Strünckede,  der  ebenfalls  mit  der  dortigen  Yererbpachtung 
beauftragt  worden  sei.  Zudem  befinde  sich  das  Clevische 
Domänenwesen  in  großer  Verwirrung,  und  es  sei  sehr  ratsam, 
«ine  Untersuchung  der  Sachlage  anzuordnen.  "Wer  aber  könne 
dabei  bessere  Dienste  leisten  als  gerade  Lüben  und  Strünckede, 
vorausgesetzt,  daß  sie  sicher  seien,  vor  allen  ungerechten  Be- 
schuldigungen geschützt  zu  werden?  Andernfalls  werde  sich 
niemand  mehr  zu  einer  Kommission  hergeben  wollen,  das 
Clevische  Domänenwesen  aber  bleibe  in  der  „vorigen  Konfusion" 
stecken  und  der  König  laufe  Gefahr,  dabei  jährlich  20-  bis 
30000  Taler  an  Einkünften  zu  verlieren. 

Diese  Eingabe  hatte  keinen  Erfolg,  sie  wurde  zunächst 
nicht  einmal  einer  Antwort  gewürdigt. 

Lüben  erhielt  die  Nachricht  von  der  ihm  drohenden  Gefahr 
bereits  Ende  September  1710,  und  zwar  auf  anonymem  Wege 
aus  Cleve'^);  indes  wir  werden  kaum  fehlgehen,  wenn  wir  den 
Anonymus  in  der  nächsten  Umgebung  Wittgensteins  vermuten. 

Noch  einmal  versuchte  Lüben,  der  Gefahr  durch  einen 
Appell  an  den  König  vorzubeugen.  Es  sei  ihm,  schrieb  er^), 
eine  Nachricht  zugegangen,  daß  seine  Feinde  ihn  beim  Könige 
in  Ungnade  gebracht  und  seine  Rückkehr  nach  Berlin  erwirkt 
hätten.  Gleichzeitig  sei  er  vor  dieser  Reise  gewarnt  worden; 
denn  seine  Gegner  gingen  darauf  aus,  ihn  unter  dem  Schein 
des  Rechts,  in  Wahrheit  aber  ungehört  sofort  „übern  Haufen  zu 
schmeißen  und  totaliter  zu  ruiniren".  Aber  er  könne  dieser 
Meldung  keinen  Glauben  schenken.    Sein  Gewissen   sage  ihm, 

^)  Eingabe  der  Hofkammer  vom  18.  September  1710  (Gener. -Depart.,  Tit.  2, 
Nr,  13),  unterzeichnet  von  Wittgenstein,  Kameke,  Flemming,  Kraut  und  Fuchß. 

-j  Yergl.  Lübens  Immediatschreiben  vom  3.  Oktober  1710  (Fischbacti  II,  1, 
Beil.  Xx.  S.  170.  ff.). 


daß  er  keines  Vergehens  schuldig  sei;  treu  und  redlich,  mit  Eifer 
mid  Sorgfalt,  Tag  und  Nacht  habe  er  dem  Könige  gedient. 

Er  baue  auf  die  Gnade  und  Gerechtigkeit  seines  Herrschers. 
Wie  oft  habe  er  nicht  das  Versprechen  erhalten,  er  werde  nicht 
ungehört  und  ohne  genaue  Kenntnis  aller  Anklagen  verurteilt 
werden.  Angesichts  dieser  Verheißungen  müsse  sich  ihm  der 
Verdacht  aufdrängen,  das  Gerücht  von  seiner  Ungnade  sei  eine 
Machination  seiner  Feinde:  sie  wollten  ihn  schrecken,  damit  er 
durch  seine  Flucht  ihre  falschen,  vom  Haß  eingegebenen  An- 
klagen rechtfertige.  Es  sei  das  nicht  der  erste  Versuch;  seine 
Widersacher  setzten  alles  daran,  ihn  zu  entfernen,  damit  ihre 
eigenen  Betrügereien  und  Intrigen  nicht  ans  Tageslicht  kämen. 

Doch  gesetzt,  das  Gerücht  löge  nicht:  Sein  Gewissen  sei 
rein.  Vor  Gott  und  dem  Könige  wolle  er  seine  Verantwortung 
siegreich  führen,  wenn  ihm  nur  gestattet  werde,  sich  wirklich 
gebührend  zu  verteidigen.  Sollten  aber  seine  Gegner  wider 
Verhoffen  durch  die  Macht  ihrer  großen  Patrone  und  deren  Geld 
verhindern^  daß  dieses  Gesuch  dem  Könige  unterbreitet  werde, 
dann  rufe  er  Gott  den  Allmächtigen  an:  Er  möge  ihn  erretten! 

Lüben  schien  der  Ansicht  zu  sein,  daß  sich  der  ganze 
Angriff  gegen  seine  Person  allein,  nicht  aber  gegen  sein  Werk 
richte.  Er  glaubte  daher  seine  Stellung  zu  stärken,  indem  er 
auf  die  Folgen  seiner  Verurteilung  für  die  E-eform  hinwies.  Sein 
Fall  werde  der  Erbpacht  in  allen  Provinzen  einen  großen  Stoß'' 
geben,  vor  allem  in  Cleve,  weil  sie  dort  von  ihm  eingerichtet 
worden  sei. 

Wie  früher,  so  verheißt  Lüben  auch  diesmal  goldene  Berge. 
Gerade  in  Cleve  lägen  die  Verhältnisse  für  die  Erbpacht  besonders 
günstig,  und  der  König  habe  außer  etwa  50000  Talern  an 
Mehreinnahmen  noch  einige  100000  Taler  Kapital  nebst  der 
„Aufnahme  der  jetzt  durch,  die  Zeitpacht  ruinirten  und  armen 
Untertanen"  zu  erwarten.  Würde  die  günstige  Gelegenheit,  die 
sich  mit  dem  Ablauf  der  Kontrakte  in  diesem  Jahre  biete,  un- 
ausgenutzt  bleiben,  so  dürfte  sich  die  Erbpacht  wohl  niemals 
mehr  mit  solchem  Vorteil  einrichten  lassen. 
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Elf  Tage  später,  am  14.  Oktober  1710,  sandte  Lüben  als 
Antwort  auf  den  königl.  Erlaß  von  25.  Aagust  1710  ein  neues 
Immediatschreiben  nach  Berlin:  „AUerunterthänigste  und  ün- 
vorgreifliche  Gedanken  von  den  üblen  Zustand  der  Königl. 
Preußischen  Provintzien,  woher  solcher  rühret  und  wie  solcher 
zu  remediren^)."  Die  Schuld  an  dem  schlechten  Zustande  des 
Landes  und  der  traurigen  Lage  der  armen  Untertanen  maß  er 
in  der  Hauptsache  den  gegnerischen  Kommissariaten  bei.  Für 
die  Mißstände  in  Cleve  jedoch  —  und  damit  glaubte  er  seinen 
Feinden  sowie  den  Widersachern  der  Kammern  zu  beweisen, 
daß  er  nicht  „passioniert  schriebe"  und  die  „Unordnungen"  der 
Kammern  nicht  verschwiege  —  machte  er  den  Eigennutz,  die 
Günstlingswirtschaft  und  die  Korruption  innerhalb  der  Cle  vischen 
Amtskammer  verantwortlich. 

Diesem  Gutachten  fügte  er  noch  hinzu  seine  „unmaß- 
geblichen" Gedanken  darüber 

„1.  Wie  man  mit  recht  und  ohne  Besch werd  der  bereit  be- 
drückten Unterthanen  viel  Einnehmen  und 
2.  Wie  man  ohne  Abgang  der  Königl.  Hohen  Reputation 
wenig  ausgeben  möge." 

Die  Absicht,  dem  Könige  von  neuem  seine  Unentbehrlich- 
keit  darzutun,  blickt  deutlich  genug  durch  diese  Anklagen  und 
Vorschläge  hindurch.  Vielleicht  gelangte  Friedrich  wirklich 
zu  der  Überzeugung,  daß  Lübens  Dienste  bei  der  Abstellung 
jener  Übelstände  nicht  zu  missen  waren. 

§  25. 

Es  war  die  Zeit  der  großen  Krisis.  Wittgenstein  war, 
hauptsächlich  durch  die  Enthüllungen  Kamekes,  gestürzt,  und 
Wartenbergs  Stellung  war  bereits  so  schwer  erschüttert,  daß 
er  es  für  notwendig  hielt,   sich  von  Lüben   ganz  zu  trennen^). 

^)  Abgedruckt  bei  Stade] mann,  Landeskultur,  Bd.  1,  S.  211  ff. 
-)  Wartenberg  hatte  wahrscheinlicli  auch  das  Reskript  über  Lübens 
Abberufung  vom  18.  Nov.  1710  entworfen.    (Vergl.  S.  106.) 
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Der  Augenblick  zu  einer  allgemeinen  üntersuchung  der  so  arg 
zerrütteten  Finanzen  schien  gekommen^). 

Lüben  hatte  sich  in  seinen  Eingaben  vom  B.  und  14.  Ok- 
tober 1710  auch  an  den  Kronprinzen,  den  Leiter  der  ganzen. 
Bewegung,  gewandt;  daher  erscheint  die  Annahme  Isaacsohns^) 
sehr  glaubhaft,  Friedrich  Wilhelm  habe  den  Geheimrat  Ernst 
Bogislaw  von  Kameke  zur  Abfassung  einer  Denkschrift  — 
allerdings  zunächst  nur  über  die  Erbpacht  in  Cleve  —  veranlaßt. 
Indes  Kameke  ließ  es  nicht  dabei  bewenden,  sondern  griff  das 
ganze  System  als  schädlich  an^). 

Weil  die  Erbpacht  eine  Art  Veräußerung  ist,  so  führte  er 
aus,  steht  sie  mit  den  Landesgesetzen  in  Widerspruch.  Die 
Nachfolger  des  Königs  können  sie  also  jederzeit  wieder  aufheben. 
Aber  welche  Unzuträglichkeiten  mit  den  Erbpächtern  und  welche 
Konfusionen  wird  das  geben!  Es  ist  den  Leuten  doch  erlaubt 
worden,  mit  den  in  Erbpacht  genommenen  Domänenstücken  wie 
mit  ihrem  Eigentum  umzugehen  und  sie  zu  vererben  oder  gar 
zu  veräußern!  Nicht  genug  damit,  daß  die  Domänen  hierdurch 
ganz  zersplittert  sind,  die  Besitzer  müssen  dabei  verarmen  und 
werden  schließlich  gar  nicht  einmal  imstande  sein,  ihre  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen.  Ja,  es  kann  „durch  solche  Vermischung 
der  Domänen  mit  Priva,tgütern"  ein  großer  Teil  derselben  unter- 
schlagen und  dem  Landesherrn  entzogen  werden. 

Spricht  ferner  nicht  auch  der  Umstand  gegen  die  Erbpacht, 
daß  von  den  vielen  Kammerräten,  worunter  doch  gewiß  auch 
„geschickte  und  in  der  Ökonomie  erfahrene"  Leute  zu  finden 
sind,  nicht  einmal  einige  das  Erbpachtssystem  in  seiner  jetzigen 
Gestalt  gebilligt  haben?  Die  meisten  haben  sogar  stichhaltige 
Gründe  dagegen  angeführt;   aber  nur  Undank  ist  ihr  Lohn  ge- 

Vergl.  D royseil,  Politik  4,  1,  S.  225  ff. 
-)  Isaacsohn,  Preuß.  Beamtentum  II,  S.  303. 

^)  Das  Gutachten  ist  vom  November  1710  (FischbacJi  Q,  1,  Beil.  Aaa, 
S.  174  ff.).  Das  Tagesdatum  felilt.  Es  ist  jedoch  anzunehmen,  daß  der  Beiicht 
aus  der  ersten  Hälfte  des  November  stammt,  weil  nur  so  der  plötzliche  erneute 
Befehl  zur  Abberufung  Lübens  (vom  18.  Nov.  1710)  zu  erklären  ist.  (Vergl.  S.  106.) 
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Wesen:  man  hat  sie  verdächtigt,  und  mit  der  Einführung  der 
Erbpacht  sind  an  ihrer  Stelle  solche  Leute  beauftragt  worden, 
die  in  der  „Ökonomie"  ganz  unerfahren,  der  Länder  ganz  un- 
kundig und  endlich  „mit  nichts  possessionirt"  waren,  so  daß  sich 
der  König  auch  nicht  an  ihnen  von  seinem  Schaden  erholen  kann. 

Worin  endlich  soll  der  große  Nutzen  bei  der  Erbpacht  be- 
stehen? Kameke  gliedert  seine  Antwort  auf  diese  Frage  in 
vier  Teile: 

1.  Die  Mehreinnahmen  stehen  doch  nur  auf  dem  Papier: 
Während  z.  B.  in  Pommern  im  letzten  Jahre  der  Zeitpacht  von 
Trinitatis  1705  bis  1706  67  698  Taler  12  Lszl.  eingekommen  sind, 
hat  das  letzte  Erbpachtsjahr  (1709/10)  nur  56036  Taler  31  Lszl. 
gebracht,  mithin  11661  Taler  17  Lszl.  weniger.  Trotz  dieses 
Defizits  aber  haben  die  Ausgaben  eine  bedeutende  Steigerung 
erfahren :  An  Diäten  sind  den  Domänen-Kommissaren  in  Pommern 
von  1706  bis  1710  einschließlich  12  947  Taler  gezahlt,  die  Be- 
soldungen für  die  Amtleute  sind  erhöht  worden,  und  dazu  haben 
auch  noch  die  Kautionsgelder  verzinst  werden  müssen. 

Allerdings  sind  dafür  die  aus  dem  Verkauf  des  Inventars 
und  der  Gebäude  gewonnenen  Gelder  als  neue  oder  mehrgeschaffte 
Revenuen  angerechnet  worden.  Aber  mit  welchem  Recht!  Auf 
diese  Weise  kann  ja  auch  jemand,  der  ein  Haus  verkauft,  das 
dafür  erhaltene  Geld  als  „neue  Acquisition"  aufführen.  Hätte 
der  König  die  Veräußerung  wirklich  vornehmen  wollen  und 
müssen,  dann  hätte  er  ohne  Erbpacht  einen  weit  größeren  Nutzen 
erzielt  und  dabei  die  vielen  tausend  Taler  Diäten  gespart.  Jetzt 
dagegen  ist  das  Inventar  infolge  der  Übereilung  ganz  bedeutend 
unter  dem  Wert  losgeschlagen  worden. 

2.  Von  den  „casibus  fortuitis"  und  Remissionen  außer  bei 
Krieg  und  Pest  hat  der  König  zwar  durch  die  Erbpacht  befreit 
werden  sollen;  aber  gerade  das  Gegenteil  ist  eingetreten.  Doch 
darüber  darf  man  sich  nicht  wundern.  Wäre  es  möglich  gewesen, 
jene  Lasten  den  Pächtern  aufzubürden,  dann  hätte  das  auch  ohne 
Erbpacht  geschehen  können. 
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3.  Und  wie  stehe  es  mit  den  wohlbemittelten  fremden 
Familien,  die  bei  der  Erbpacht  ins  Land  kommen  sollten?  Er 
wisse  hiervon  aus  Pommern  kein  einziges  Beispiel  anzuführen, 
und  von  den  fünf  Familien,  welche  in  die  Mark  Brandenburg 
kämen,  seien,  wie  er  gehört  habe,  zwei  wieder  „entlaufen". 

4.  Ebensowenig  habe  er  auch  von  dem  „gewissen  und  be- 
ständigen" Etat  bei  der  neuen  Einrichtung  etwas  finden  können. 
Das,  was  die  Domänen-Kommission  in  ihren  Balancen  ver- 
sprochen, sei  bei  weitem  nicht  eingekommen.  "Was  aber  solle 
man  dazu  sagen,  daß  den  Erbpächtern  als  Gegenleistung  für 
einen  möglichst  hohen  Kanon  Akzise-,  Kontributions-  und  Zoll- 
freiheiten sowie  allerhand  Forstnutzungen  verschrieben  worden 
seien!  Dadurch  würden  ja  zum  Vorteil  der  Amtskammern  andere 
Kassen  geschädigt!  Zudem  hätten  die  Erbpächter  gar  nicht  ein- 
mal die  schuldige  Pacht  entrichtet.  Ja,  es  sei  in  einigen 
pommerschen  Ämtern  soweit  gekommen,  daß  ihnen  sogar  Freiheit 
von  allen  übrigen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Lasten 
versprochen  worden,  wofern  sie  nur  die  gelobte  Pacht  richtig 
bezahlten . 

Aus  allen  diesen  Gründen,  so  sagt  Kameke  zum  Schluß, 
müsse  er  natürlich  auch  von  einer  Erbpacht  in  Cleve-Mark  ab- 
raten; statt  dessen  solle  dort  die  sechsjährige  Zeitarende  ein- 
geführt werden. 

Das  Urteil  Kamekes  brachte  den  Stein  ins  Rollen,  wenn- 
gleich er  keineswegs  mit  allen  seinen  Vorwürfen  recht  hatte. 
Gewiß,  die  Erbpacht  war  eine  Art  Veräußerung  (species  alienationis). 
Der  König  blieb  dabei  nur  dem  Namen  nach  Eigentümer  der 
Domänen  und  konnte  nur  dann  den  Vertrag  mit  dem  Erbpächter 
für  nichtig  erklären,  wenn  dieser  seinen  Verpflichtungen  nicht 
nachkam. 

,  '    Gleichfalls  war  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Domänen  durch 
die  Erbpacht  sehr  zersplittert  werden  konnten.    Waren  aber  die 
Erbpächter  wirklich  befugt,  mit  den  Gütern  zu  schalten,  wie  es 
ihnen  beliebte?  Der  §  17   des  Ediktes  vom  28.  Februar  1705') 
1)  Mylius,  IV,  2,  3,  Nr.  6,  Sp.  151  ff. 
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bestimmte  dock:  Es  wird  den  Erbpäcktern  freigestellt,  die  in 
Erbpacht  genommenen  Stücke  gänzlick  oder  zum  Teil  zu  ver- 
kaufen, abzutreten  oder  zu  verpackten,  „jedock  muß  solckes 
allemal  mit  Vorwissen  und.  Consens  der  Amtskammer,  als  welcker 
der  Vorkauf  reserviret  wird,  dergestalt  gesckeken,  daß  allemal 
ein  guter  Wirt  in  des  abgebenden  Stelle  gesetzet  .  .  .  werde". 
Nack  dem  Tode  eines  Erbpäckters  kat  die  Amtskammer  bei  den 
Erbteilungen  immer  dabin  zu  seken,  „das  allemal  ein  oder  mekr 
Erben  des  Verstorbenen,  so  weit  es  sick  will  tun  lassen,  bei  der 
übernommenen  Portion  conserviret  werden  mögen".  Mit  diesem 
Paragrapken  war  also  den  Kammern  immer  nock  die  Möglickkeit 
gegeben,  einer  allzu  großen  Zersplitterung  der  Erbpacktgüter 
vorzubeugen. 

Die  Angabe  Kamekes,  daß  die  Kammerräte  in  ikrer  Ge- 
samtkeit sick  gegen  die  neue  Einricktung  ausgesprocken  katten, 
entsprack  nickt  den  Tatsacken.  Gerade  einer  der  bedeutendsten 
von  iknen,  der  Oberdomänen -Direktor  von  der  Gröben,  katte 
die  Erbpackt  von  Anfang  an  tatkräftig  unterstützt,  und  das  ver- 
nicktende  Urteil  der  übrigen  Kammerräte  wird  unmöglick  so 
stark  zu  bewerten  sein,  wie  es  durck  Kameke  gesckiekt.  Un- 
kenntnis mit  der  Art  und  Weise  und  den  Zielen  der  Reform 
auf  der  einen  Seite,  das  bloße  Vorurteil  gegen  alles  Neue,  eine 
gewisse  Sckeu  vor  der  vielen  Arbeit  und  der  Antagonismus 
gegen  Lüben  auf  der  anderen  gaben  in  den  meisten  Fällen 
die  Veranlassung  zum  Widerstande.  Nack  der  Personalreform 
von  1704  aber  wurde  das  System  als  solckes  nur  von  der 
Berliner  Amtskammer  und  der  Mindener  Regierung  verworfen, 
die  Hallescke  und  die  Halberstädter  Kammer  dagegen  waren 
entsckiedene  Freunde  der  Erbpackt.  Ja,  selbst  das  pommerscke 
Kollegium,  das  der  Reform  wäkrend  der  Einricktung  den 
keftigsten  Widerstand  geleistet  katte,  gab  eine  für  das  System 
durckaus  günstige  Erklärung  ab^). 

Auck  dem  dritten  Einwände  Kamekes  wird  nickt  in  allen 
seinen  Teilen  beizupf lickten  sein. 
Vergl.  S.  110. 
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Als  Beweis  für  die  schlechten  Erfolge  der  neuen  Ein- 
richtung nennt  er  die  Erbpacht  in  Pommern  und  gibt  auf  Grund 
einer  Balance  an,  daß  bei  den  Einnahmen  im  Erbpachtsjahr 
1709/10  gegenüber  der  Zeitpacht  von  1705/06  ein  Ausfall  von 
11661  Talern  zu  verzeichnen  war.  Aber  wie  sind  diese  Zahlen 
mit  der  von  Fischbach  veröffentlichten  Aufstellung^)  aus  dem 
Rechnungsjahre  1706/07  in  Einklang  zu  bringen?  Hiernach 
kamen  doch  aus  den  sieben  vererbpachteten  pommerschen  Ämtern 
jährlich  schon  3017  Taler  mehr  ein;  und  die  Hofkammer  hatte 
in  ihrem  Bericht  vom  3.  April  1708^)  die  Eichtigkeit  dieser 
Angabe  bestätigt. 

Vielleicht  hat  Kameke  in  seiner  Balance  die  Zinsen  der 
Kapitalien  weggelassen,  weil  sie  nach  seiner  Meinung  nicht 
nnter  den  Mehreinnahmen  aufgeführt  werden  durften.  Allerdings, 
bei  diesem  Verfahren  mußte  der  Erfolg  der  Erbpacht  hinter  der 
Arende  zurückbleiben;  denn  unmöglich  konnten  aus  den  Gütern 
ohne  jedes  Inventar  dieselben  oder  gar  noch  höhere  Einnahmen 
erzielt  werden,  wie  aus  den  mit  allem  Bestände  verpachteten 
Domänen. 

Durfte  überhaupt  bei  einem  abschließenden  Urteil  über 
die  Erbpacht  Pommern  zum  Beweise  genommen  werden? 

Warum  beachtete  Kameke  nicht  die  viel  günstigeren  Er- 
gebnisse in  Magdeburg,  Halberstadt  und  in  der  Kurmark?  In 
keinem  Falle  wäre  er  dann  zu  jenen  traurigen  Resultaten  ge- 
kommen^). Aber  Kameke  gab  sich  nicht  die  Mühe  einer  ein- 
gehenden Untersuchung.  Weil  ihm,  dem  in  Hinterpommern 
Ansässigen  und  früheren  Amtshauptmann  von  Stolp  und 
Schmolsin^),  die  pommerschen  Verhältnisse  vertraut  waren,  führte 
er  sie  im  wesentlichen  an;   er  hatte  es  leicht,  begründete  Aus- 

Fisclibacli  II,  1,  Beil.  LI.  S.  147. 
2)  Yergl.  S.  68. 

^)  Die  Angaben  Kamekes  über  den  Zuzug  fremder  Familien  in  Pommern 
waren  obendrein  falsch.  Nach  dem  Berichte  der  Pomm.  Amtskammer  (Siehe 
S.  110)  waren  drei  Ansiedlerfamihen  nach  Pommern  gekommen,  wovon  allerdings 
nur  zwei  im  Lande  blieben. 

^)  Yergl.  Acta  Borussica,  Behördenorganisation  I,  S.  134,  Anm.  1. 
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Stellungen  über  die  in  dieser  Provinz  verschriebenen  Freiheiten 
zu  machen^).  Die  gefundenen  Mißstände  verallgemeinerte  er 
und  malte  so  die  Folgen  der  Erbpacht  schwarz  in  schwarz. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  der  Kronprinz  sich  bei  seinem 
Vater  auf  dieses  Gutachten  Kamekes  berief  und  dadurch  den 
Ausschlag  gab. 

Die  Antwort,  die  der  König  am  18.  November^),  inmitten 
der  Krisis,  endlich  der  Hofkammer  auf  ihre  Verwendung  für 
Luben^)  erteilte,  war  ein  vollständiges  Verdikt  dieses  Mannes: 
„Wir  haben",  so  heißt  es,  „mit  nicht  geringem  Mißfallen  ver- 
nommen, daß,  ohn erachtet  Wir  euch  vor  einiger  Zeit  in  gar 
ernstlichen  terminis  anbefohlen,  den  bisherigen  Geheimen 
Kammerrat  Lüben  von  Wulffen  aus  dem  Clevischen  zurück- 
zufordern,  solches  dennoch  bis  diese  Stunde  nicht  geschehen 

 Und  gleichwie  dieser  Ungehorsam  euch  hiermit  ernstlich 

verwiesen  wird  und  Wir  dergl.  bei  Vermeidung  andrer  euch 
nicht  gefälliger  Verfügung  von  euch  durchaus  nicht  weiter  ge- 
wärtig sein  wollen,  Also  geben  Wir  euch  ferner  hierdurch  zu 
vernehmen,  daß  Wir  ermelten  Lüben  nunmehr  gänzlich  cassirt 
und  aller  seiner  Bedienu.ngen  entsetzt  haben  wollen." 

Lüben  hatte,  weil  seit  Oktober  nichts  gegen  ihn  vor- 
genommen wurde,  wieder  Hoffnung  geschöpft  und  war  mit 
größtem  Eifer  seiner  Beschäftigung  nachgegangen.  Er  war 
gerade  bei  der  Einrichtung  eines  der  Clevischen  Ämter  tätig? 
als  sein  Mitkommissar  Strünckede  mit  dem  königl.  Erlaß  bei 
ihm  eintraf  (24.  November  1710). 

„Nicht  ohne  sonderbare  Gemütsbestürzung  und  Vorschützung 
seiner  Unschuld",  so  schrieb  Strünckede  nach  Berlin^),  „nahm 
er  die  Nachricht  auf." 

1)  Vergl.  S.  63  ff. 

•-)  Der  Erlaß  vom  18.  November  1710  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13)  ist 
von  Wartenberg  gegengezeichnet;  vergl.  S.  100. 
3)  Vergl.  S.  97/98. 

^)  Immediatbericht  Strünckecles  vom  25.  Nov.  1710  (Gener.-Depart., 
Tit.  2.  Nr.  13). 
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Noch,  ehe  Lüben  selbst  etwas  erfahren  hatte,  war  sein 
Sturz  schon  im  ganzen  Herzogtum  von  seinen  Feinden  bekannt 
gemacht  worden.  Leute,  die  eben  noch  Lust  zur  Erbpacht  ge- 
zeigt hatten,  gaben  nun  ihr  Vorhaben  auf;  überall  war  man  der 
Meinung,  daß  durch  Lübens  Abberufung  auch  die  Erbpachts- 
kommission „ipso  facto  suspendiert"  sei^). 

Strünckede  glaubte  freilich,  es  handle  sich  nur  um 
Lübens  Person,  und  fuhr  daher  „um  des  Königl.  Interesses 
willen"  mit  der  bereits  angekündigten  Vererbpachtung  der  "Weiden 
fort.  Aber  wegen  „der  starken  Opponenten",  wie  er  sich  aus- 
drückte, wagte  er  doch  nicht,  allein  die  Verantwortung  zu  tragen, 
und  bat  den  König,  ihm  aus  der  Hofkammer  einen  so  tüchtigen 
Mann  wieder  beizugeben,  als  er  an  Lüben  verloren  habe. 

§  26. 

Nachdem  Lübens  Sturz  entschieden  war^  unternahmen  die 
Feinde  eine  Revision  seiner  Tätigkeit.  Die  Kurmärkische  Kammer 
forderte  nun  Rechenschaft  über  600  bis  700  Taler,  die  angeblich 
aus  der  Einrichtung  der  Erbpacht  in  den  Jahren  1701  und  1702 
noch  rückständig  waren,  und  das  Berliner  Postamt  kam  mit 
einer  Forderung  über  220  Taler,  die  Lüben  ihm  vom  Jahre  1703 
schuldig  sein  sollte.  Um  für  diese  Gelder  und  andere  private 
Schulden  Deckung  zu  haben,  wurde  kurzer  Hand  beschlossen, 
Lübens  „Effekten"  und  Möbel  gerichtlich  in  Beschlag  zu  nehmen 
und  zu  versteigern^). 

Lüben  erkannte,  daß  sein  Schicksal  besiegelt  war.  Er  floh 
nach  dem  Haag  und  suchte  sich  von  dort  aus  in  Briefen  an 
seinen  ungenannten  „Patron"  zu  verteidigen. 

In  einem  dieser  Schreiben^)  leugnete  er  nicht  ganz  die 
Berechtigung  der  zuletzt  gegen  ihn  erhobenen  Anklagen;  aber 
er  wollte  sie  auf  die  Entstellungen  und  den  bösen  Willen  seiner 

1)  Vergl.  Anmerk.  4  auf  S.  106. 

-)  Vergi.  das  königl.  Reskript  an  das  Kammergericht  vom  17.  Dezember 
1710  und  Lübens  Gnadengesuch,  vom  5.  April  1711  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 
Reskript  vom  23.  März  1711  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr  13). 
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Gegner  zarückführen.  Wenn  nur  der  König  wüßte,  wie  man 
mit  ihm  umgehe  und  wie  er  sich  bei  der  Erbpacht  ruiniert  habe, 
diese  „Bagatelle",  davon  sei  er  fest  überzeugt,  würde  er  ihm 
eher  schenken,  als  sie  mit  solcher  Härte  von  ihm  eintreiben 
lassen.  Allein,  wie  solle  der  König  davon  erfahren,  er  wolle 
nichts  mehr  von  ihm  wissen  und  habe  ihm  zu  schreiben  verboten. 

Sein  „Patron"  muß  ihm  indes  wohl  geraten  haben,  es  noch 
einmal  mit  einer  Eingabe  an  den  Herrscher  zu  versuchen.  Im 
April  1711  sandte  Lüben  ein  Gnadengesuch  nach  Berlin^),  die 
Bitte  aber  hatte,  wie  nicht  anders  zu  erwarten  stand,  gar  keinen 
Erfolg;  denn  seit  dem  26.  Januar  1711  war  Lübens  Hauptgegner 
Kameke  Präsident  des  Kammer-  und  Schatullwesens  in  allen 
königl.  Provinzen^).  Auf  den  Antrag  der  Hofkammer  befahl 
Friedrich  dem  Domänen-  und  dem  Hoffiskal,  „zu  unter- 
suchen, was  für  Schaden  und  Konfusiou  der  entsetzliche  Ge- 
heime Kammer-Rat  Lüben  von  Wulffen  .  .  .  .  verursacht^)". 

In  der  Folgezeit  machte  Lüben  wiederholt  den  Versuch, 
seine  Beziehungen  zum  preußischen  Hof  zu  bessern.  So  wandte  er 
sich  im  Herbst  und  Winter  1711  an  den  Fürsten  Leopold  von 
Anhalt-Dessau  mit  der  Bitte,  zwischen  ihm  und  dem  Kronprinzen 
zu  vermitteln^).  Die  Feinde  aber  durchkreuzten  den  Plan;  und 
da  Lüben  in  seiner  Erbitterung  über  das  erlittene  Unrecht  sich 
immer  wieder  zu  unbedachten  Äußerungen  über  die  Tätigkeit 
seiner  Gegner  hinreißen  ließ  und  die  neue  Domänenordnung  in 
Wort  und  Schrift  tadelte,  so  setzte  es  die  Hofkammer  beim  König 
durch,  daß  gegen  ihn  energischer  vorgegangen  wurde:  Im  Mai 
1712  beauftragte  Friedrich  die  Fiskalen,  gegen  Lüben  den 
förmlichen  Prozeß  zu  eröffnen,  um  „den  Verleumdungen  dieses 
Vagabonds  eiu  Ende  zu  machen".    Die  „angestrengte  Inquisition" 

Gesuch  vom  5.  April  1711  (Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13). 

Acta  Bornssi ca,  Behördenorganisation,  Bd.  1,  S.  134  f. 
3)  Königl.  Erlaß  vom  22.  April  1711  (Gen.-Dep.,  Tit.  2,  Nr.  13). 

Brief  Lübens  vom  10.  jüezemb^r  1711  (Herzogl.  Anhaltisches  Haus- 
und Staatsarchiv  zu  Zerbst;  A.  9b.,  La.  184).  Dieses  Aktenstück  wurde  mir  von 
Herrn  Prof.  Dr.  Krauske  zur  Verfügung  gestellt. 
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sollte  schleunigst  fortgesetzt  und  er  selbst  „edictaliter"  zitiert 
werden.  Würde  das  alles  nickt  genügen,  so  sollte  erforderlichen- 
falls nach  seiner  Person  gefahndet  und  er  anderen  zum  Exempel 
gebührend  bestraft  werden^). 

§  27. 

Im  November  1710  hatte  der  König  eine  Kommission  ein- 
gesetzt^), die  das  Domänen-  und  Kammerwesen  untersuchen 
sollte.  Auf  Grund  ihres  Berichtes  wurde  am  Ende  des  Jahres 
1710  die  Rückkehr  zur  Zeitpacht  endgültig  beschlossen^). 

An  die  Clevische  Kammer  erging  am  30.  Dezember  der 
Befehl^),  die  zu  Trinitatis  1711  pachtlos  werdenden  Ämter  weiter 
in  Arende  zu  vergeben.  Von  den  übrigen  Kammern  und  Re- 
gierungen aber  wurde  am  31.  Dezember  ein  Gutachten  darüber 
eingefordert^),  1.  ob  die  bereits  eingerichteten  Domänen  in  Erb- 
pacht bleiben  und  2.  ob  die  noch  nicht  vererbpachteten  Stücke 
in  Zeitpacht  ausgetan  werden  sollten,  oder  was  sonst  für  das 
königliche  Interesse  am  „convenabelsten"  sei. 

Für  die  Beibehaltung  der  Erbpacht  erklärten  sich  nur  die 
drei  Magdeburgischen  Kammerräte  Hornig,  Meyer  und  Molden- 
hau er^).  Von  den  anderen  Mitgliedern  der  Halleschen  Kammer 
berief  sich  Richter  auf  die  vorhergegangene  gründliche  Unter- 
suchung, wodurch  die  Erbpacht  „nicht  allein  für  gut,  sondern 
auch  für  zuträglicher  als  die  Zeitpaclit  befunden"  worden  sei; 
es  könne  also  ohne  anderweitige  Untersuchungen  „schwerlich 
etwas  gewisses  geschlossen"  werden.    Niemen  lehnte  die  Be- 

^)  Yergl.  den  Erlaß  des  Königs  an  die  Hofkammer  vom  9.  Mai  1712 
(Gener.-Depart.,  Tit.  2,  Nr.  13).  Über  Labens  weiteres  Schicksal  geben  die  be- 
nutzten Akten  keinen  Aufschluß. 

■-)  Vergl.  den  Immediatbericht  der  Hofkammer  vom  26.  Januar  1711  (Acta  43). 

^)  Yergl.  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  19. 

*)  Königl.  Erlaß  an  den  Grafen  von  Lottum  (bei  Fischbach  II,  1^ 
Beil.  Zz.  S.  173). 

^)  Königl.  Erlaß  vom  31.  Dezember  1710  (Acta  43). 

^}  Weil  die  Magdeburg.  Kammerräte  nicht  alle  in  Halle  anwesend  waren, 
faßten  sie  ihre  Gutachten  gesondert  ab.  Die  einzelnen  Schriftstücke  befinden  sich 
bei  Acta  43. 
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antwortung  der  ersten  Frage  ab,  weil  er  als  ßentmeister  an  der 
Einriclitung  der  Ämter  nickt  teilgenommen  habe. 

Bezüglich  des  zweiten  Punktes  wollten  Hornig,  Richter 
und  Niemen  die  nock  nickt  vererbpackteten  Stücke  in  Zeitpackt 
setzen,  damit  man  die  Zeit-  und  Erbpackts-Recknungen  gegen- 
einanderkalten  und  so  seken  könne,  was  vorteilkafter  sei.  Meyer 
und  Moldenkauer  spracken  sick  für  Fortsetzung  der  Erbpackt  aus. 

Die  Halberstädter  Kammer  nakm  selbst  keine  bestimmte 
Stellung  zu  den  genannten  Fragen,  sondern  begnügte  sick,  die 
Gutackten  ikrer  Amtleute  einzureicken,  deren  überwiegende 
Mekrkeit  erklärte^): 

1.  Die  Erbpackt  in  den  Ämtern  bestekt  sekr  wokl  und 
kann  zum  .,köcksten  Interesse"  des  Königs  beibekalten 
werden. 

2.  Die  Erbst andsgelder  werden  von  den  Hauswirten  okne 
Exekution  bezaklt. 

3.  Wegen  der  ErbjDackt  als  solcker  sind  keine  Klagen  ein- 
gelaufen. 

Sogar  die  Pommerscke  Kammer  verwarf  nickt  das  System 
der  Erbpackt  scklecktkin,  wenn  sick  bemittelte  Erbpäckter  fänden, 
die  das  Inventar  sofort  nack  Empfang  und  die  Erbstandsgelder 
in  kurzer  Zeit  bezaklten,  und  wenn  ferner  bei  dieser  Einricktung 
die  Einnakmen  des  Königs  nickt  gesckmälert,  die  Untertanen 
nickt  mekr  belastet  würden  und  die  Erbpäckter  auck  dabei 
bleiben  könnten. 

Leider  aber,  so  fukr  sie  fort,  seien  diese  Vorbedingungen 
in  Pommern  nickt  erfüllt.  Versckiedene  Erbpäckter  seien  gar 
nickt  imstande,  die  Inventarien-  und  Erbstands-Gelder  zu  ent- 
rickten.  Überkaupt  kätten  sick  nur  wenig  bemittelte  Leute  zur 
Erbpackt  entsckließen  können,  und  von  den  drei  fremden  An- 
siedlerfamilien seien  nur  zwei  im  Lande  geblieben.    Bei  diesen 


1)  Yergl.  die  Gutachten  der  Halberstädter  Amtleute   vom  Jamiar  1711 
(Magdeburg.  St.  A.,  ßep.  A.  18.  Nr.  28). 
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ungünstigen  Verhältnissen  sei  es  das  beste,  die  Pommerschen 
Ämter  von  Trinitatis  1711  ab  wieder  zu  verarendieren^). 

Die  Preußische  Regierung  empfahl  dem  König^),  die  ab- 
gelegenen Ämter  an  die  benachbarten  Besitzer  zu  vererbpachten ; 
hierbei  sei  wohl  ein  Vorteil  gegenüber  der  Arende  zu  erwarten, 
allerdings  könne  solches  nicht  von  allen  Stücken  in  genere" 
behauptet  werden. 

Auch  die  Neumärkische  Kammer  war  der  Ansicht^),  daß 
nur  gewisse  Domänenstücke,  wie  ganz  entlegene  kleine  Vorwerke, 
Seefischereien  und  dergleichen  in  Erbpacht  vergeben  werden 
durften.  Im  übrigen  aber,  glaubte  sie,  würde  der  König  bei 
einer  wohleingerichteten  Zeitpacht  ebenso  große  Vorteile  haben, 
wie  bei  der  Erbpacht. 

Die  ßavensberger  Kammer  erklärte  sich  dafür,  die  wenigen, 
noch  nicht  vererbpachteten  Vorwerke  am  besten  zu  verarendieren, 
es  sei  denn,  daß  bei  dem  einen  oder  anderen  Stücke  die  Erbpacht 
einen  größeren  Nutzen  brächte*). 

Im  Prinzip  gegen  das  neue  System  erklärte  sich  außer  der 
Kurmärkischen  Kammer^)  nur  die  Mindener  Regierung*^).  An 
Stelle  der  Erbpacht  empfahlen  die  Mindener  eine  achtjährige 
Zeitarende  mit  einer  Erhöhung  der  Pacht  bei  der  jedesmaligen 
Erneuerung  der  Kontrakte.  Vorläufig  allerdings  solle  die  Erb- 
pacht bestehen  bleiben,  und  zum  wenigsten  dürften  die  Güter 
denjenigen  genommen  werden,  welche  ihr  Erbstandsgeld  teilweise 
oder  ganz  bezahlt  hätten,  oder  auch  gegen  Empfang  des  Kon- 
traktes den  Rest  zu  bezahlen  wiJlig  seien.    Andernfalls  werde 

^)  Immediatbericht  der  Pommerschen  Amtskammer  vom  17.  Jan.  1711 
(Acta  43). 

-)  Immediatbericht  der  Preiiß.  Eegierung  vom  26.  Jan.  1711  (Acta  43). 
")  Immediatbericht  der  Neumärk.  Amtskammer  vom  20.  Febr.  1711  (Acta  43). 

Immediatbericht  derEavensbg.  Amtskammer  vom  28.  Febr.  1711  (Acta  43). 
5)  Das  Gutachten  der  Kurmärk.  Amtskammer  vom  4.  Febr.  1711  (Acta  43) 
ist  im  wesentUchen  nur  eine  Abschrift  des  Hofkammerberichtes. 

'^)  Immediatbericht  der  Mind.  Eegierung  vom  1.  März  1711  (Acta  43). 
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es  große  Konfusionen  geben,  zumal  die  bezahlten  Erbstands- 
gelder  an  den  Hof  gesandt  seien  und  man  riclit  wisse,  woher 
sie  den  Leuten  zurückerstattet  werden  sollten,  ganz  abgesehen 
von  den  Verbesserungskosten,  die  auch  noch  zu  ersetzen  seien. 

§  28. 

Die  Entscheidung  lag  indessen  nicht  bei  den  Provinzial- 
behörden,  sondern  bei  der  Hofkammer.  Auch  sie  riet  von  einem 
plötzlichen  Systemwechsel  ab,  nicht  aus  prinzipiellen  Motiven, 
sondern  nur  aus  Opportunitätsgründen^):  Die  neue  Einrichtung 
dürfe  nicht  auf  einmal  „abgestellt"  werden;  denn  erstens  könnten 
die  bar  bezahlten  Erbstands-,  Kautions-  und  Inventarien-Gelder 
bei  dem  jetzigen  Zustande  der  Kassen  nicht  wieder  zurück- 
gegeben werden;  sodann  müsse,  wenn  auch  wirklich  solche 
Mittel  vorhanden  wären,  trotzdem  von  einer  Aufhebung  der 
Kontrakte  abgeraten  werden,  weil  die  Erbpächter  dann  ihre 
„Prätensionen,  Meliorationen  und  dergl."  sehr  hoch  „spannen" 
würden;  wollte  man  ihnen  nicht  nachgeben,  so  würden  sie  klagen, 
daß  sie  „mit  Gewalt  und  Unrecht  aus  ihren  Erbpachts-Kontrakten 
geworfen"  seien. 

Bei  der  künftigen  Behandlung  der  Domänen  wollte  die 
Hofkammer  vor  allem  die  Besonderheiten  und  Eigentümlich- 
keiten der  einzelnen  Länder  wie  Ämter  und  ebenso  auch  die 
Wünsche  der  Bewerber  betreffs  der  Pachtdauer  berücksichtigt 
wissen.  Die  Anwendung  ein  und  derselben  Methode  glaubte 
sie  nicht  anraten  zu  dürfen.  Vielmehr  sollten  diejenigen 
Domänenstücke,  welche  mit  Vorteil  vererbpachtet  imd  deren 
Kontrakte  bereits  bestätigt  waren,  in  Erbpacht  stehen  bleiben, 
wenigstens  solange,  als  sich  dabei  keine  Verluste  fänden.  Alle 
anderen  dagegen,  und  besonders  die  „Pertinentien",  bei  deren 
Kontrakten  die  Bestätigung  noch  ausstände,  müßten  wieder  ver- 
arendiert  werden,  wenn  es  mit  Vorteil  geschehen  könnte,  andern- 
falls solle  es  vorläufig  auch  hier  bei  der  Erbpacht  bleiben. 


^)  Immediatbericht  der  Hofkammer  vom  26.  Januar  1711  (Acta  43). 
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Eine  Wiederanscliaffiiiig  des  Inventars  war  nach  der 
Meinung  der  Behörde  für  die  aufgeteilten  Erbpaclitsgüter  nicht 
notwendig,  weil  die  kleinen  Zeitpächter  gar  kein  Inventar  ver- 
langen würden.  Falls  jedoch  die  Domänenstücke  wieder  zu- 
sammengezogen werden  sollten  und  die  Pächter  kein  eigenes 
Inventar  hätten,  so  müßte  dieses  aus  den  Überschüssen  der  Zeit- 
pacht nach  und  nach  wieder  angekauft  werden. 

Betreffs  der  Abzahlung  der  Erbpachtsgelder  erklärte  sich 
die  Hofkammer  für  den  Vorschlag  des  Geheimen  Kammerrats 
"Walter.  Danach  sollten  diese  Kapitalien  von  den  Zeitpächtern 
übernommen  werden^). 

Nur  die  Kautionsgelder  der  Beamten  machten  der  Behörde 
einige  Schwierigkeiten.  „Wenn  man  aber  hier  auch  bedenket", 
sagte  sie,  „daß  Sr.  Königl.  Majestät,  wenn  Sie  gleich  gegen  6% 
Capitalia  aufnehmen  und  damit  die  Beamten  bezahlen  sollten, 
dennoch  an  vielen  Orten,  wo  große  Ämter  sein,  und  der  Beamte 
entweder  von  den  bloßen  Amtssporteln  leben  oder  doch  durch 
Arendirung  einiger  Güter  sich  helfen  kann,  6^0  dabei  lucriren,. 
welche  solange  zinsbar  zusammen  ausgetan  werden  müssen,  bis 
das  aufgenommene  Capital  daraus  abgeführt  worden,  als  welches 
eine  Zeit  von  15  Jahren  ausmachen  könnte,  so  dürfte  auch 
dieser  Punkt  ziemlichermaßen  hin  wegfallen." 

Mit  diesen  Vorschlägen  war  der  König  vollkommen  ein- 
verstanden, zumal  er  keinen  Pfennig  von  den  eingekommenen 
Kapitalien  wieder  herauszugeben  brauchte.  In  seinem  Antwort- 
schreiben^) bestimmte  er  also,  die  Hofkammer  solle  „vor- 
geschlagener Maaßen"  versuchen,  ob  sie  nicht  die  Erbpacht  nach 
u.nd  nach  „füglich  und  zu  Unserm  Interesse"  wieder  in  eine 
Zeitpacht  verwandeln  könne. 

^)  Vergi.  den  Erlaß  des  Königs  au  die  Kammern  und  Regierungen  (Datum 
fehlt)  im  Auszuge  bei  Kisclibacli  II,  1,  S.  47.  Wörtlich  heißt  die  Stelle  im 
Hofkammerbericht  (s.  o.):  „Die  Erbstandsgelder  wären  nach  ....  "Walters 
Yorschlage  an  V3  als  ein  Vorgewinn  vom  ersten  Pächter  zu  nehmen  und  conse- 

quenter  vom  zweiten  und  dritten  

Königl.  Reskript  an  die  Hofkammer  vom  31.  März  1711  (Acta  43),  ab- 
gedruckt bei  Stadelmann,  a.  a.  0.  S.  231/2. 
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Die  einzelnen  Kammern  und  Regierungen  erhielten  den 
BefehP),  die  Domänenstücke  wieder  in  Arende  zu  setzen,  falls 
die  neue  Zeitpackt  gegenüber  der  Erbpacht  einen  wirklichen 
Vorteil  brächte.  Die  Zeitpächter  sollten  die  Kapitalien  über- 
nehmen und  während  der  Pachtjahre  tilgen.  Zur  Abzahlung 
der  Erbstandsgelder  dürften  ebenfalls  auch  die  von  den  Zeit- 
pächtern zu  entrichtenden  Kautionsgelder  gebraucht  werden. 
Fände  sich  jedoch  bei  der  Zeitpacht,  „nachdem  man  die  Zufälle, 
Remissionen,  Bau-  und  ßeparationskosten  und  dergl.  unvermeid- 
liche auch  notwendige  Ausgaben  in  Rechnung  mit  zu  bringen 
nicht  vergessen  hätte,  kein  reelles  Plus",  so  sollte  es  so  lange 
bei  der  Erbpacht  bleiben,  bis  sich  später  eine  Verbesserung  der 
Revenuen  durch  die  Zeitpacht  bewirken  ließe. 

Von  diesen  Bestimmungen  wurden  die  Mühlen  aus- 
genommen; sie  blieben  in  der  Erbpacht,  weil,  wie  ein  späterer 
Erlaß  besagte^),  die  vielfältigen  Veränderungen  mit  den  Zeit- 
pächtern den  Mühlen  nur  Schaden  verursachten  und  außerdem 
hohe  Baukosten  und  vieles  Bauholz  erforderten. 

Zu  Trinitatis  1711  wurde  darauf  mit  der  Verarendierung 
der  Domänen,  aufs  neue  begonnen.  Rücksichtslos  wurde,  so  sagt 
Isaacsohn^),  der  alte  Zustand  wiederhergestellt  und  mit  dem 
Schädlichen  auch  das  Nützliche,  mit  dem  Zukunftslosen  auch 
das  Entwicklungsfähige  beseitigt.  „Doch  wie  es  in  dem  Wesen 
einer  jeden  gesunden  und  richtigen  Idee  liegt,  daß  sie  nur  durch 
eine  noch  bessere,  noch  angemessenere,  auf  die  Dauer  verdrängt 
werden  kann'',  so  trat  auch  hier  allmählich  eine  Rückkehr  zu 
den  wirklich  guten  Momenten  des  Lubenschen  Systems  ein- 
Obgleich  Friedrich  Wilhelm  I.  das  Erbpacht  System  bekämpft 
und  zu  Lübens  Sturz  beigetragen  hatte,  so  versuchte  er  doch 
gleich  nach  seinem  Regierungsantritt,   „die  meisten   der  von 

1)  Siehe  Anmerk.  1  Seite  160. 

2)  Erlaß  vom  26.  März  1712  (Fischback  II,  1,  S.  48). 

^)  Isaacsohn,  das  Erbpachtsystem  in  der  preuß.  Domäneiipolitik,  Zeitsckr. 
für  preuß.  GescMclite  und  Landeskunde,  Bd.  11,  1874,  S.  706  f. 
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Lüben  aufgestellten  Ideen  zum  Vorteil  seines  Kammerstaates 
zu  verwirklichen.  Auch  für  ihn  handelte  es  sich  vornehmlich 
um  die  Sicherung  und  Fixierung  des  Domänenetats,  die  Er- 
höhung der  zur  Domänenkasse  fließenden  Revenuen,  verbunden 
mit  der  gleichzeitigen  Hebung  des  Nation  alwohlstandes  und  der 
Bevölkerungsziffer,  nur  daß  die  Mittel,  mit  denen  er  seinem 
Ziele  nachging,  besser  durchdacht,  planmäßiger  ins  Werk  ge- 
setzt und  besonnener  durchgeführt  wurden,  als  dies  seitens 
Lübens  geschehen  war." 


E.  Wernichs  ßuchdruckerei  Elbing. 


Lebenslauf. 


Ich,  Curt  Oswald  Hans  Flakowski,  evangelischer  Konfession, 
bin  geboren  am  4.  Dezember  1885  zu  Orteisburg  in  Ostpreußen 
als  Sohn  des  verstorbenen  Kaufmanns  Ferdinand  Flakowski  und 
seiner  Gattin  Laura,  geb.  Oskierski.  Den  ersten  Unterricht  er- 
hielt ich  in  der  Stadtschule  za  Orteisburg,  besuchte  dann  die 
dortige  Privat-Knabenschule,  das  Königl.  Gymnasium  zu  Alien- 
stein und  zuletzt  das  Königl.  Gymnasium  zu  Inowrazlaw,  jetzt 
Hohensalza,  das  ich  Ostern  1904  mit  dem  Zeugnis  der  Reife 
verließ.  Ich  studierte  darauf  in  Königsberg,  Berlin  und  München 
Geschichte,  Geographie  und  Deutsch  und  hörte  die  Vorlesungen 
der  Herren  Professoren  und  Dozenten  Drr.  Arndt,  Baumgart, 
Hahn,  Hallervorden,  Heinze,  Kowalewski,  Krauske,  Meißner, 
Lektor  Nicholls,  Rachfahl,  Roßbach,  Rühl,  Schubert,  Seraphim, 
Uhl  und  Walter  (in  Königsberg);  Delbrück,  Lektor  Harsley, 
Pfleiderer,  Roethe,  Schäfer,  E.  Schmidt,  Simons,  Thiele,  Wagner 
und  V.  Wilamowitz-Moellendorff  (in  Berlin);  Doeberl,  v.  Heigel, 
V.  d.  Leyen,  Pöhlmann,  Rothpietz,  Schneider  und  Simonsfeld  (in 
München).  Ihnen  allen  bin  ich  zu  herzlichem  Dank  verpflichtet. 
Besonderen  Dank  aber  empfinde  ich  Herrn  Prof.  Dr.  Krauske 
gegenüber,  der  mir  die  Anregung  zu  vorliegender  Arbeit  gab 
und  mir  in  liebenswürdigster  Weise  seinen  Rat  und  seine  Unter- 
stützung zuteil  werden  ließ. 


